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KOMMENTAR 

Das Bundesinstitut 
im Umbruch 

Dieses Heft der BWP hat zwei Schwerpunkte: die Förderung und der Freien Träger der Jugendberufsbildung und -sozialhil-

von Problemgruppen in Ausbildung, Weiterbildung und fe hineinschauen. 

Beschäftigung sowie das Selbstverständnis des Bundesinstituts 

für Berufsbildung. Beide Themen haben viel miteinander zu 

tun. Denn seit seiner Gründung 1970 hat sich das Bundesin­

stitut in Forschungsprojekten und in Entwicklungen für kon­

krete Maßnahmen stets für diejenigen eingesetzt, die in der 

Berufsbildung und auf dem Arbeitsmarkt besonderer Förde­

rung bedürfen, damit sie nicht ohne jede Qualifizierungschan­

ce in ihrem Leben bleiben. Das ist eine Frage der sozialen 

Gerechtigkeit, aber auch des eigenen Nutzens unseres Bildungs-, 

Sozial- und Wirtschaftssystems: "Förderung der Schwachen = 

Stärke des dualen Systems ... 

Manchmal wird aus unserem Umfeld in Berufsbildungspolitik 

und -praxis die Frage an uns gerichtet: "Was tut denn eigent­

lich das BIBB für uns?" Wenn es auch verlockend ist, diese 

Frage vom Institut her umzudrehen - "Was tragen denn 

eigentlich die Verantwortlichen in der Berufsbildungspraxis der 

Verbände und in der Berufsbildungspolitik dazu bei, was tun 

sie, um die Arbeit des Bundesinstituts zu erleichtern und es zu 

fördern, damit es seine Aufgaben möglichst kompetent und 

effizient erbringen kann?" -, so kann doch gerade an dem Bei­

spiel der jahrzehntelangen Arbeiten des Bundesinstituts für 

Berufsbildung für die Lernschwächeren und Benachteiligten in 

der beruflichen Aus- und Weiterbildung im Hinblick auf die 

Verbesserung ihrer Arbeitsmarktchancen sehr deutlich und 

überzeugend nachgewiesen werden, "was das BIBB eigentlich 

für uns tut". Nun können hier nicht alle Untersuchungsergeb­

nisse, Maßnahmenvorschläge und Modellversuchsresultate 

ausgebreitet werden, für die das Bundesinstitut seit Jahrzehn­

ten verantwortl ich ist oder an denen es mitgewirkt hat, aber 

wer sich ernsthaft informieren und überzeugen will, sollte nur 

in die Literaturdatenbank 

Berufliche Bildung, in die Lite­

ratursammlungen zu diesem 

Thema oder in die Ausbil ­

dungspraxis beispielsweise so 

mancher Handwerkskammer 

Förderung der 

Schwachen 

=Stärke des 

dualen Systems 

Auch das ist "Wir über uns". Gerade in jüngster Zeit erstellen 

wir Dokumentationen und Übersichten, führen Untersuchun­

gen durch und entwickeln Maßnahmenvorsch läge für eine 

gezieltere Förderung von Problemgruppen im Ausbildungs­

und Arbeitsmarkt Wir tun das für den Hauptausschuss des 

Instituts und die Bundesregierung, das Bundesministerium für 

Bildung und Forschung und aktuell auch als Zuarbeit für die 

Arbeitsgruppe Aus- und Weiterbi ldung des Bündnisses für 

Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit Das alles ist in 

vielfältigen Weisungen und Aufträgen eine starke Arbeitsbela­

stung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesin­

stituts, aber auch eine lohnende und schöne Aufgabe und eine 

große Herausforderung. Wir machen das gern- wie seit jeher. 

Wir klagen dabei nicht über unsere schwierige Arbeitssituation, 

sondern versuchen das Unmögliche möglich zu machen . Denn 

durch den Umzug des großen Berliner Institutsteils nach Bonn 

und durch den damit verbundenen Personalaustausch mit dem 

Bundespresseamt in Berlin ver lieren wir auf einen Schlag fast 

alle Fachleute auf diesem Gebiet, jahrelange Expertise ist uns 

abhanden gekommen, neue Qualifikationen und Kenntnisse 

sind noch nicht aufgebaut und die Stellenreduzierungen auch 

im Bundesinstitut machen sich nun unvermeidbar in allen 

Arbeitsgebieten, auch in diesem, schmerzhaft bemerkbar. ln 

Zahlen: Beim Umzug von Berlin nach Bonn und beim Personal­

tausch verliert das Bundesinstitut von rund 320 Berliner Kolle­

ginnen und Kollegen weit mehr als die Hälfte, nämlich rund 

200 Fachleute, die die Qualität unserer Arbeit und natürlich 

auch die Quantität gesta ltet haben - ein Verlust, der lange 

unersetzbar sein wird. Aber es kommen auch neue Qualifika­

tionen, Motivationen und Kenntnisse hinzu, die die Chance für 

einen kontinuier lichen Fortgang der Arbeiten bieten. 

Die in diesem BWP-Heft dargestellte neue Aufgaben- und Auf­

bauorganisation, seit 1. Apri l dieses Jahres in Kraft, die For­

mulierung unserer strategischen Ziele , der Zukunftsaufgaben 

und unseres Selbstverständnisses zeigen, dass wir die neuen 

Herausforderungen annehmen. So haben wir es formuliert: Das 
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KOMMENTAR 

BIBB wi ll dazu beitragen, die Leistungsstarken und die 

Leistungsschwächeren, die besonderer Förderung bedürfen, zu 

einer höchstmöglichen Qualifizierung zu führen. Das Bun­

desinstitut steht für eine "sozia le Berufsbildungsgesellschaft" 

Kurzfristig arbeiten w ir prioritär derzeit an folgenden Arbeits­

aufträgen: 

• "Strukturierungsvorschlag" zum Thema Berufsausbildung 

für Jugendliche mit schlechteren Startchancen als Auftrag 

des Ständigen Ausschusses und des Hauptausschusses des 

Bundesinstituts. Entwicklung von Kriterien für die Evaluie­

rung der bisherigen beruflichen Benachteiligtenförderung 

aus dem vom BIBB vorgelegten "Bericht über die Differenzie­

rung der Berufsausbildung für benachteiligte Jugendliche". 

• Auftrag aus der Arbeitsgruppe des Bündnisses für Arbeit, 

Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit Erarbeitung einer 

Information/Dokumentation über die für die außerschuli­

sche berufliche Benachteiligtenförderung verfügbaren Medi­

en und Materialien, unter Beteiligung der Bundesanstalt für 

Arbeit. 

• Ebenfa lls aus der Arbeitsgruppe "Aus- und Weiterbildung " 

des Bündnisses die Erstellung eines Kurzgutachtens zur 

Änderung bestehender bzw. Einführung neuer Berufsbilder 

zur Verbesserung der Chancen leistungsschw ächerer 

(benachteiligter) Jugendlicher in der Berufsausbildung und 

auf dem Arbeitsmarkt. Hierbei soll von möglichen Tätig-

keitsfeldern von Absolventen derartiger Ausbildungen aus­

gegangen werden, und es sollen Arbeitsmarkt- und Weiter­

bildungschancen, aber auch das spezifische Lernverhalten 

der so auszubi ldenden Jugendlichen dargestellt werden. 

• Entwicklung beisp ielhafter Qua li fizierungsbausteine und 

Lehrgangsmodelle für die Einbeziehung von Inhalten aner­

kannter Ausbi ldungsberufe in die Berufsvorbereitung unter 

Beteiligung der Sozialparteien, der Bundesansta lt für Arbeit 

und der Dachverbände der Bildungsträger. 

Und nicht zuletzt ist das Bundesinstitut angewiesen, gerade im 

Hinblick auf die Förderung von Problemgruppen am Ausbil­

dungs- und Arbeitsmarkt die regionalen Initiativen und Koope­

rationen für betriebliche Ausbildungsplätze beim " Sofortpro­

gramm" der Bundesregierung zu evaluieren und Verbesse­

rungsvorschläge zu entw ickeln . 

So können wir auf dem Feld der Benachteiligtenförderung in 

Aus- und Weiterbildung beispielhaft konkret die Frage beant­

worten: " Was tut das BIBB eigentlich für uns7 " - Getreu dem 

guten Motto eines großen Freien Bildungsträgers in Deutsch­

land, der seit Jahrzehnten in der Benachteiligtenförderung aktiv 

und kreativ ist: " Keiner darf verloren gehen " . • 

HELMUT PÜTZ 

Dr. phil., Generalsekretär des Bundesinstituts für Berufsbildung, Bonn 

Neuer Dienstsitz des BIBB in Ban n - das ehemal ige Abgeordnetenhaus (Langer Eu gen) 
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BLICKPUNKT 

Wir über uns 
Das Bundesinstitut für Berufs­

bildung auf Reformkurs 

• Am 1. April 1999 wurde im Bundesinstitut 

für Berufsbildung (BIBB) eine neue Aufgaben-

und Aufbauorganisation in Kraft gesetzt. Sie 

eröffnet weitere Mögl ichkeiten zu fachüber-

greifender Zusammenarbeit, Effizienzsteige-

rung und Optimierung der Arbeitsergebnisse. 

Dabei wird sich das BIBB angesichts be-

schränkter finanzieller Ressourcen auf seine 

Kernaufgaben konzentrieren. Ziel ist die Fes-

tigung und Stärkung des Bundes instituts als 

nationales und internationales Kompetenz-

zentrum der beruflichen Aus- und Weiterbil-

dung. 

HELMUT PÜTZ 

Dr. phil., Generalsekretär des 

Bundesinstituts für Berufsbildung, Bann 

Strategische Ziele und Zukunfts­
aufgaben 

",ch erwarte, dass das Bundesinstitut für Berufsbildung 

ausgehend vo n den berufsbildungspolitischen Schwer­

punkten der neuen Bundesregierung vorausschauende und 

kompetente Beiträge zur weiteren Entwicklung der beruf­

lichen Bildung leistet. Dem Bedarf von Politik, Praxis und 

Forschung nach konzeptionellen Vorschlägen und Service­

leistung muss das Bundesinstitut für Berufsbildung abneh ­

merorientiert, qualitat iv hochwertig und zeitnah entspre­

chen. Dabei wünsche ich mir neben der notwendigen 

Grundlagenforschung eine noch stärkere Praxisorientie­

rung der Forschungsarbeit 

Die vom Hauptausschuss im November beschlossene Neu­

organisation des Bundesinstituts eröffnet Möglichkeiten zu 

fachübergreifender Zusammenarbeit , Effizienzsteigerung 

und Optimierung der Arbeitsergebnisse. Diese Möglichkeit 

muss das Bundesinstitut konsequent nutzen, um seine 

Rolle a ls Kompetenzzentrum der beruflichen Bildung zu 

stärken und auszufüllen", forderte Bundesbildungsministe­

rin Bulmahn in einem Interview der BWP kurz nach ihrem 

Amtsantritt. ' 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung wird in Zukunft stär­

ker und eindeutiger "innovatorische Impulse ... und un ­

konventionelle Lösungen .. . zur Modernisierung und Fle­

xibilisierung der beruflichen Bildung .. . erbringen .... Im 

BIBB müssen ... mehr Freiräume für vorausschauende in ­

novative Politikberatung geschaffen werden" - so der ehe­

malige Bundesminister Rüttgers im Oktober 1996 beim 3. 

BIBB-Fachkongress in Berlin. 

Diesen Zielen und der Weiterentwicklung des Bundesinsti ­

tuts für Berufsbildung zu einem nationalen und interna­

tionalen Kompetenzzentrum der beruflichen Aus- und Wei­

terbildung dient die ab 1. April 1999 in Kraft gesetzte Auf­

gaben- und Aufbauorganisationsreform des EIBE. 

I 
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Berufliche Aus- und Weiterbildung hat große gesell­

schaftspolitische Bedeutung und wird zunehmend zu ei­

nem wichtigen Gegenstand und Instrument der Zukunfts­

gestaltung als Teil des großen Aufgabenfeldes von Bildung, 

Wissenschaft , Forschung und Technologie sowie Arbeits­

markt und damit auch zu einem Standortfaktor. 

Angesichts beschränkter finanzieller Ressourcen muss sich 

auch das BIBB auf seine Kernaufgaben konzentrieren und 

eine strategische Orientierung seiner Personal- und Fi­

nanzmittel auf die vordringlichen Aufgaben vornehmen. 

Es soll 

• Zukunftsaufgaben der beruflichen Aus- und Weiterbil­

dung identifizieren und für die öffentliche Diskussion 
aufbereiten , 

• Innovationen in der beruflichen Bildung in Deutschland 

und im Wege der Systemberatung in anderen Ländern 
fördern, 

• durch Berufsbildungsforschung und neu zu ent­

wickelnde Instrumente (z. B. Früherkennung von Quali ­

fikationsbedarf) Erkenntnisse und Lösungsvorschläge 

für die Zukunft gewinnen mit dem Ziel, 

• durch berufliche Bildung Leistung und Orientierung der 

Menschen zu fördern. 

Ziel dieser Reformvorschläge für das Bundesinstitut ist, im 

Hinblick auf die zukünftige Entwicklung seine Arbeit auf 

innovative Kernaufgaben zu fokussieren, Aufgaben von 

geringerer Priorität weniger oder nicht mehr zu bearbei­

ten , um so Kapazitäten für neue Aufgaben, Forschungsar­

beiten und Dienstleistungen zu gewinnen. Alle Angehöri­

gen des Bundesinstituts sollen die neuen Ziele in gemein­

samem "team spirit" anstreben und erreichen. 

Selbstverständnis des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung versteht sich durch 

die Qualität seiner bisherigen und zukünftigen Arbeit als 

• Motor/Initiator einer sozialen deutschen, zunehmend 

europäisch und international orientierten Berufsbil­

dungsgesellschaft Es leistet auf partnerschaftlicher 

Ebene zusammen mit staatlichen Stellen , Repräsentan-
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ten der Arbeitgeber und der Gewerkschaften sowie der 

16 Länder gestaltende und innovative Beiträge zur Op­

timierung der Lebenschancen junger Menschen; beson­

dere Verpflichtung besteht für die rund 1,5 Millionen 

Jugendlichen in der Berufsausbildung, für die vielen 

Millionen Teilnehmer an Fortbildungsmaßnahmen und 

zugleich für die Wirtschaft und ihren Fachkräftebedarf; 

• dynamische Einrichtung zur Innovation, permanenten 

Reform- und Qualitätsverbesserung der beruflichen Aus­

und Weiterbildung in Deutschland mit Signalwirkung 

auf andere, vor allem europäische Staaten; 

• Denkfabrik für berufliche Aus- und Weiterbildung mit 

ausgeprägtem Wissenschafts-, Politik- und Praxisbezug; 

• Service-Einrichtung, um dem Bedarf in der beruflichen 

Bildung von Politik , Praxis und Forschung nach Kon­

zeptionen für Aus- und Weiterbildung gut zu entspre­

chen sowie um Impulse und Lösungen zur Modernisie­

rung der beruflichen Bildung beizusteuern. 

Das Bundesinstitut ist ein international anerkanntes Kom­

petenzzentrum im Sinne einer Bündelung von Forschung 

und Entwicklung auf dem Gebiet der beruflichen Aus- und 

Weiterbildung. 

Diese Position muss gefestigt und gestärkt werden. 

Als Kompetenzzentrum gehört es zu den größten und be­

deutendsten seiner Art in Europa. Es inkorporiert staatliche 

und privatwirtschaftliche Entscheidungsträger und arbei­

tet auf einem für den Standort Deutschland bedeutsamem 
Feld. Es stellt mit seinem gesetzlich festgelegten Aufga­

benkatalog eine Einrichtung mit hoher bundespolitischer 

Bedeutung dar. Das Bundesinstitut für Berufsbildung ist ein 

fachlich -wissenschaftlicher Repräsentant des deutschen 

dualen Systems der Berufsausbildung gegenüber dem Aus­

land. Es ist Hauptgesprächspartner in Westeuropa für ver­

gleichbare Institute der beruflichen Bildung, leistet Pro­

jekthilfe und Systemberatung in Mittel- und Osteuropa 

beim Aufbau moderner Berufsbildungssysteme und unter­

stützt seit Jahrzehnten die deutsche Entwicklungshilfepoli­

tik in der beruflichen Bildung durch Beratung, durch die 

Entsendung von Fachwissenschaftlern und durch Fortbil­

dung von Experten aus diesen Ländern. Es unterhält wis­

senschaftliche Kontakte mit Nord- und Südamerika, Aus­

traUen und mehreren asiatischen Ländern. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung soll als nationales 

und internationales Kompetenzzentrum dazu beitragen , 

durch berufliche Aus- und Weiterbildung die Qualifikatio­

nen und Orientierungen der Menschen zu fördern. Im Ein­

zelnen heißt das 

• allen jungen Menschen eine zukunftssichere berufliche 

Ausbildung zu ermöglichen; 
• das Berufsbildungssystem in Deutschland auf die Erfor­

dernisse der Wissensgesellschaft einzustellen; 



• di e berufliche Aus- und Weiterbildung ständig zu mo- übersieht Abnehmer der Produkte des BIBB 

dernisieren. z. B. durch di e Entwicklung neuer Berufs­

bilder sowie durch Qualitätssicherung und Qualitätsma-

nagementsysteme; 

• die Leistungsfä higkeit und Attraktivität der Berufsbil ­

dung zu ste ige rn , z. B. durch Beiträge zur effizienteren 

Nutzung und Entwicklung interakti ver Multimedia ; 

• da zu beizutragen. die Le istungssta rken und di e Leis­

tungsschwächeren . die besonderer Förderung bedürfen , 

zu einer höchstmöglichen beruflichen Qualifizierung zu 

führen ; 

• Transparenz und Verwertbarke it der beruflichen Bil ­

dungsgänge in Europa voranzubringen ; 

• durch Berufsbildungsfo rschung technolog isch -gesell ­

schaftliche sowie Arbeitsmarkt-Trends und -Zusammen­

hä nge für di e berufliche Qua lifizierung zu ermitteln; 

• durch Kooperation in der Berufsbildungsforschung so­

wie durch Wissens - und Erfah rungsaustausch national 

und internationa l se ine Arbeitsergebnisse zu verbreiten 

und die Methoden weiterzuentwickeln; 

• in der internationa len Berufsb ildung durch die Beteili ­

gung an internationalen Projekten zur Förderung von 

beruflichen Reformprozessen stimulierend und fördernd 

mi tzuwirken ; 

• Zukunftsszenarien für die berufliche Aus- und Weiter­

bildung zu entwickeln ; 

• an der Koordinierung einer zukunftsbezogenen Berufs­

bildungsplanung mitzuwirken; 

• s ich als Kompetenzzentrum für die berufliche Aus- und 

Weiterb ildung selbst kontinuierlich zu qualifizieren . 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeit des Bundesinsti ­

tuts soll praxisorientiert sein. Die Arbeitsergebnisse rich ­

ten s ich an Anbieter von und Nachfrager nach beruflicher 

Qua lifizierung {vgl. Übersicht). All e Ergebnisse der Arbeit 

des BIBB müssen s ich deshalb an der Relevanz für die Be­

rufsbildungspraxis in Planung und Durchführung der be­

rufli chen Bildung sowie an der Wissenschaft einschließlich 

unserer Partner in der Arbeitsgemeinschaft Berufsbil ­

dungsforschungs netz (AG BFN) messen lassen . 

Prax is-Relevanz heißt nicht Orientierung am Status quo. 

Früherkennung von neuen Qualifikationserfordernissen in 

der Arbeitswelt und daraus abzu leitende Berufsbildungser­

fordernisse - auch im internationalen Vergleich - sollen An­
stöße für Innovationen in der Berufsb ildungspraxis geben . 

Zur Optimierung des Leistungsspektrums des Kompetenz­

zentrums Bundesinstitut gehört deshalb die kontinuierliche 

und flexible Fortschre ibung und Umsetzung der For­

schungs- und Modellversuchs- Prioritäten in der beruf­

li chen Aus- und Weiterbildung. Dies hat gemäß Berufsbil ­

dungsförderungsgesetz im bildungspo li tischen Ra hmen der 

Bundesregierung zu erfolgen. unter Berücksichtigung der 

Berufsbildungsprioritäten des BMBF sowie der Stellung­

nahmen der Selbstverwaltungsgremien des Instituts. 

Personen: 

Schulabsolventen 

Auszubildende 
Benachteiligte 
Leistungsstarke 

Ausbilder 
Meister 
Lehrer an beruflichen Schulen 

Teilnehmer von BIBB-Fachtagungen 
Wissenschaftler, einzelne 
BI B B-Sach verständige 
Betriebs-/PersonaIr äte 
Ausbildungsberater der Kammern 

Ausbildungsplatzbewerber 

Ausbildungsplatzentwickler etc. 

Institutionen: 

ausbildende und nichtausbildende 
Betriebe 
Fachverbände der Wirtschaft 
Kammern, Innungen etc. 
Gewerkschaften, Dachverband 
DGB 
Einzelgewerkschaften 
Dachverbände der Wirtschaft 
Kuratorium der deutschen 
Wirtschaft 
für Berufsbildung 
Berufsbildungsstätten 
- überbetriebliche, Träger 
- außerbetriebliche, Träger 
Berufsverbände/Standes­
organisationen 
Bundesregierung (BMBF, BMWi 
etc.) 
Bundestag (Ausschüsse, 
Fraktionen) 
Landesregierungen (Kultusminister, 
für betriebliche Ausbildung 
zuständige Ministerien) 
Landesparlamente 
Bundesanstalt für Arbeit, Arbeits­
ämter-Berufsberatung, Berufs­
informationszentren 
Hauptausschuss und andere BIBB­
Gremien 
Landesinstitute, 
Berufsschulabteilungen 
Modellversuchsträger 
Komm. Berufs- und Wirt­
schaftspädagogik der DGfE ' 
Arbeitsgemeinschaft 
Berufsbild ungsforschu ngsnetz 
Bund-Länder-Kommission ' 
Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Länder 
Institut für Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung der Bundesansta lt 
für Arbeit 
Deutsches Institut für Fernstudien­
forschung 
privatwirtschaftliche Berufsbil­
dungsinstitute, z. B. Institut für 
sozialwissenschaftliche Forschung 
e.V., Soziologisches Forschungs­
institut 
ausländi sche Institute einschl. 
Partnerinstitute 
Europäi sches Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung 
Auftragnehmer von BIBB-
Forsch ungsprojekten 
Deutsche Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit GmbH, 
Deutsche Stiftung für in ternatio­
nale Entw ick lung etc. 
Berufsbildungsausschüsse der 
Länder und zuständigen Stellen 

I 
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BLICKPUNKT 

Das Kompetenzzentrum 

BIBB hat sich auch auszu­

zeichnen durch eine sachge­

rechte, qualifizierte Bearbei­

tung der Weisungsaufgaben 

der Bundesregierung. 

Praxis-Relevanz 

heißt nicht 

Orientierung 

am Status quo 

Wichtigste Grundsätze der Arbeitsweisen im Bundesinstitut 

sind 

• "Ganzheitlichkeit der Aufgabenwahrnehmung" 
• ",nterdisziplinarität" 

• "Beteiligung von Experten der Berufsbildungspraxis". 

Interdisziplinarität sichert vor allem die fachlich breite und 

institutsübergreifende Kompetenz der BISS-Mitarbeiterin­
nen und -Mitarbeiter und damit vielfältige fachliche und 

methodische Qualitätsaspekte der Arbeitsergebnisse. 

Ganzheitlichkeit der Aufgabenwahrnehmung sichert dau­

erhaft die hohe Expertise und institutsinterne Mobilität der 

Mitarbeiter durch Arbeit sowohl in der Berufsbildungsfor­

schung als auch in Dienstleistungen bei Vorhaben- und 

Weisungsaufträgen. 

Die Organisationsreform im 
Überblick/Eckpunkte 

Berufliche Aus- und Weiterbildung in Deutschland und in 

anderen Ländern hat sich in wichtigen Bereichen inhalt­

lich grundlegend verändert und wandelt sich weiterhin : In 
nahezu allen Ländern der Welt werden derzeit Reformdis­

kussionen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung geführt 

und neue Inhalts - und Organisationsentscheidungen ge­

troffen. Diese Veränderungen haben auch Konsequenzen 

für die Ablauf- und Organisationsreform des Bundesinsti ­

tuts, auf die es sich mit entsprechenden Maßnahmen ein­

stellt, damit es als modern, flexibel und praxisorientiert 

auch von außen identifiziert werden kann: 

1. Die Arbeit und die Produkte des Bundesinstituts werden 

konkreter und direkter an den Praxisbedürfnissen ori­

entiert und auf sie fokussiert. 

2. Berufliche Aus- und Weiterbildung werden in Berufsbil­

dungsforschung und bei den Ordnungsaufgaben ganz­

heitlich-übergreifend bearbeitet. 

3. Gewerblich- technische und Kaufleute- und Sozial­

dienstleistungs- einschließlich sozialpflegerischer Aus­

und Weiterbildung werden ebenfalls ganzheitlich-über­

greifend bearbeitet. 
4. Lehr- und Lernprozesse, didaktische und methodische 

Vorschläge in der beruflichen Aus- und Weiterbildung 

werden in der Berufsbildungsforschungsarbeit und der 

Dienstleistung zusammengefasst und mit BIBB-Produk­

ten, wie Medien und Ergebnissen aus Wirtschafts-Mo-
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dellversuchen, ebenfalls ganzheitlich-übergreifend be­

arbeitet. 

5. Die Aufgaben des Instituts bei der internationalen Ver­

gleichsforschung und die gesetzlichen bei der interna­

tionalen Fördertätigkeit in beruflicher Aus- und Weiter­

bildung werden als Querschnittsarbeiten des Bundesin­

stituts - auch organisatorisch - behandelt. 

6. Die bildungsökonomische Berufsbildungsforschung 

(Nutzen-Kosten-Entwicklung, Finanzierung) und die 

entsprechende Beratung werden intensiviert. 

7. Um mehr und bessere Leistungen zur vorausschauen­

den Berufsbildungs-Politikberatung zu erbringen, wird 

eine neue BIBB-Organisationseinheit "Früherkennung/ 
Neue Beschäftigungsfelder", insbesondere im Hinblick 

auf die wachsende Bedeutung der Dienstleistungswirt­
schaft, eingerichtet. Untersuchungen zur Arbeitswelt­

entwicklung und damit zum Wandel der Qualifikati­

onsanforderungen werden vermehrt durchgeführt. 

8. Das BIBB gewinnt nicht alle für Innovationen in der 

Berufsbildungspraxis relevanten Erkenntnisse selbst. Es 
kooperiert deshalb mit anderen Forschungseinrichtun­

gen. Zur Verbesserung der Berufsbildungsforschungs­

arbeit des Bundesinstituts und der Forschungskoopera­

tion mit anderen Berufsbildungsforschungseinrichtun­

gen und -personen werden verstärkt externe Fachleute 

von der Institutsleitung in die Arbeit einbezogen. 

Vorrangige Ziele für diese Kooperation beim Bundes­

institut sind: 

• neue und zusätzliche Impulse für die Forschungsar­

beiten und -planungen im Institut, 

• mehr Transparenz zum Stand der Berufsbildungsfor­

schung außerhalb des Instituts , 

• Förderung von Innovationsprozessen in der Berufs­

bildungsforschung und in der Berufsbildungspraxis, 

• Stärkung der externen Evaluierung der Institutsarbeit 

9. Die Zahl der bisherigen Hauptabteilungen wird von 

sechs auf vier Abteilungen reduziert. Die Abte ilung Ko­

ordination wird mit erweiterten und zusätzli chen Auf­

gaben in die neue Abteilung 1 integriert. Die Zahl der 

Fachabteilungen wird von 22 auf 17 Arbeitsbereiche 

reduziert. Durch größere Arbeitseinheiten soll die Fle­

xibilität in der Aufgabenwahrnehmung erhöht werden. 

10. Die Funktion des Generalsekretärs im Bundesinstitut 

wird gesetzesgemäß auf Probe übertragen. "JobRota­
tion" wird im Rahmen der geltenden Bestimmungen für 

die übrigen Leitungsfunktionen auf der jeweiligen 

Ebene angestrebt. Die Einrichtung von Zeitstellen für 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesinstituts 

bei zeitlich begrenzten Aufgaben wird ebenso ange­

strebt wie mehr Personalaustausch mit Bundesministe­

rien sowie anderen Berufsbildungs- und Wirtschafts­

einrichtungen. 



Organisationsstruktur des BIBB 

Büro 
Hauptausschuss 

Leit ungsbüro 
Standiger Vertreter 

PrE.sse, 
Öffentlichkeitsarbeit 

des Präsidenten, SGS, ,__ _______ _j_ ___ ____, Rechnungsprüfungsstelle 
Leiter des Forschungsbereichs 

Alit.lllung 1. 
Forschungs· und Dienstleistungs­

konzeptionen, internationale 
Berufsbildung 

Arbeitsbereich t:l: 
Forschungs: und Dienstleistungs­
planung, Berufsbildungsbericht. 

"Task Force" 

"''' Aibeitsberei<:h 1;2: •. -
Produktmarketing, Information 

der Fachöffentlichkeit, 
Informationssysteme 

· Europ.!!ische Union, 8eratung, 
Vergleiche, ElJ..Programme 

Arbeitsbereich 1.4: 
Mittel- und Osteuropa, außer­

europäische Länder, Vergleiche, 
Unterstützung 

Abteilung2 
Sozialwissenschaftliche und 

ökonomische Grundlagen der 
Berufsbildung 

Arbeitsbereich 2.1: 
Qualifikationskonzepte. 

Fachkräftebedarf. 
Qualifizierungsstrategien 

.Arb<iiiSbereiC:h 2.2: 
FrOherkennung, 

neue Beschaftigungsfelder 

Arbeitsbereich 23: 
Bildungsökonomie, 
Kosten und Nutzen 

Arbeitsbereich 2.4: 
Sozialwissenschaftliche 

Grundlagen, 
Statistik und Strukturdaten 

Arbeitsbereich 2.5: 
lemorte, Förderung 

überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten 

Grundüberlegungen zur Reform der Aufbau­
organisation 

Mit der Neuorientierung der Aufgabenschwerpunkte des 
Bundesinstituts sind organisatorische Straffungen verbun­
den. Der Anteil der kleinen Abteilungen und kleinen Refe­
rate wird reduziert und durch größere Organisationseinhei­
ten ersetzt. In verschiedenen Arbeitsbereichen des Instituts 
wird die Leitungsspanne verbreitert und damit die organi­
sationsübergreifende Zusammenarbeit effizienter möglich. 

Der Umzug des Berliner Dienststellenteils des Bundesinsti­
tuts nach Bonn am 1. September 1999 und die damit ver­
bundene Zusammenlegung mit dem Bonner Institutsteil 
bieten die Chance zu weiteren Optimierungsmöglichkeiten 
der Arbeit. Bessere Informations-, Kommunikations- und 
Flexibilisierungseffekte werden durch den Wegfall der bis­
herigen beiden Dienstsitze erreicht. Dem Anliegen nach 

Abteliiin,g3 Abteilun94 
Struktur und Ordnung in der 

beruflichen Bildung 

Zentrale Aufgaben. 
Lehr- und lernformen in der 

beruflichen Bildung 
Verwaltung 

(ZAV) 

Atbeit.Sbe(ii(ch -g.1 ,- Arbellsbereich 4.1: ZAV1: 
Personal, lehr- und Lernprozesse, 

Didaktik in der Aus- und 
Weiterbildung 

Srukturfragen und Qualitäts· 
Standards für die Ordnungsarbeit, 

Lektorat Rechtsverordnung 
Aus· und Fortbildung 

ArbeitsbereiCh 3:2: 
Berufsblldungs.med1en, 

Multimedia, Qualifizierung 
von Berufsbildungspersonal 

Arbettsbere1ch 4.2: 
Ordnung der Ausbildung 

Gewerblich-technische und 
naturwissenschaftliche Berufe 

ZAV2: 

Finanzen 

ZAV3: Arbei tsbereiCh 3.3· 
Modellversuche Kaufmännische und 

verwaltende Berufe 

Recht, Rechtsfragen der 
beruflichen Bildung, Organisation 

Arbeitsbereich 3.4: 
Dienstleistungen, Berufe 
in Querschnittsfeldern ZAV4: 

Fernunterricht und 
offenes lernen 

Innerer Dienst, 
Hausverwaltung Sonn 

Arbeitsbereich 3.S: 
lernerfolgskontrollen, 

Prüfungen 

Arbeitsbereich 4.3: 
Weiterbildungsregelungen, 

Zertifizierung Verwaltungsangelegenheiten 

Verwaltungsinnovationen in der Bundesverwaltung 
(schlanker Staat) kann somit besser entsprochen werden. 

Die neu strukturierten Arbeitseinheiten bieten auch die 
Chance, neue Themen und Schwerpunkte der Berufsbildungs­
forschung und Berufsbildungsdienstleistung frühzeitiger und 
in praxisrelevanten Zusammenhängen aufzugreifen. 

Der neue Aufgabenzuschnitt der Abteilungen und Arbeits­
bereiche bewirkt eine bessere ganzheitliche Aufgaben­
wahrnehmung und ausgewogenere Arbeitspakete. 
Die angestrebte Organisationsentwicklung und Personal­
förderung des Bundesinstituts eröffnet verstärkt Möglich­
keiten für 
• die Delegation und Eigenverantwortung im jeweiligen 

Aufgabengebiet 
• die Übertragung verantwortungsvollerer Tätigkeiten an 

leistungsstarke Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

I 
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BLICKPUNKT 

• die systematische Fortbildung im Hinblick auf anders­

a rtige oder höherwertige Aufgaben 

• noch mehr fl ex ible Arbeitsformen und Arbeitszeitmo­

delle. wenngleich das Bundesinstitut auf diesem Gebiet 

bereits überdurchschnittlich viele Modelle verwirklicht 

hat 

• mehr interne und externe Mobilität der Mitarbeiterin ­

nen und Mitarbeiter, auch zu Bundesministerien. Wirt­

schaftsunternehmen und Verbänden unter Nutzung des 

damit verbundenen Wissens- und Erfahrungsaustauschs. 

Neuer Aufgabenzuschnitt 

bewirkt bessere ganz­

heitliche Aufgabenwahrnehmung 

Das neue Konzept der kontinuierlichen Aufgaben- und Or­

ganisationsreform des Bundesinstituts für Berufsbildung 

wird in einem fortlaufenden Feedback mit den Mitarbei te­

rinnen und Mitarbeitern sowie den Personalräten, den Lei­

tungsgremien (Leitungskonferenz. Arbeitsbereichsle iter­

konferenz) sowie in Personal - und Betriebsversammlungen 

rü ckgekoppelt. Die ständige Abstimmung mit den Zustän­

digen des BMBF ist gewährleistet. 

Anmerkungen 

1 Vg l . BWP 28 (1 999) 1, S 3-6 

2 Deutsche Gesellschaft für Erziehungs ­

wissenschaften 

3 Bund-Länder-Kommission für Bildungs ­

p lanung und Forschungsförderung 
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Wichtigste strukturelle Veränderungen in der 
neuen Organisationsstruktur 

• Einrichtung des neuen Arbeitsbe reichs Früherken­

nung/Neue Beschäftigungsfe lder 

• Neueinrichtung einer .. Task Force" berufliche Bildung 

zur Ad-hoc-Beratungshilfe für di e Berufsbildungspraxis 

und die Bundesregierung 

- Aufgreifen und Bearbeiten von ze itli ch befristeten , 

abteilungsübergreifenden und aktuellen Initi a tiven 

(z. B. Ausbildungsplatzsituation, ausländische Selbst­

ständige, Ausbildung zur .. Selbstständigkeit") 

- Identifizieren und Wahrnehmen von neuen Aufgaben 

bis zum Übergang in die Fachabteilung 

(z. B. Outsourcing. Berufsbildung a ls Instrument der 

Personalentwicklung) 

- Projektträgerscharten (z. B. Leitprojekte) 

- Vertretung des BIBB in Gremien mit übergreifenden 

Themen. 

• Zusammenfassung der sozialwissenschaftliehen Grund­

lagenforschung (Qualifikationsstrukturen , Statistik, Be­

rufsbildungsplanung) mit der Berufsbildungsökonomie 

(Fina nz ierung, Nutzen, Kosten) der beruflichen Aus­

und Weiterbildung und mit der Lernortforschung sowie 

der Entwicklung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten 

(ÜBS) 

• Zusammenfassung aller Lehr- und Lernprozesse in Aus­

und Weiterbildung in einer Abtei lung einschließlich 

Prüfungen. Medien , Multimedia. Ausbilderförderung, 

Modellversuche, Fernunterricht und Offenes Lernen 

• Zusammenfassung aller Konzeptionen und Ordnungsar­

beiten der Aus- und Weiterbildung in einer Abteilung 

für die gewerblich-technischen und naturwissenschaft­

lichen Berufe, die Kaufleute- und Verwaltungsberufe so­

wie die Sozial- und Gesundheitsberufe sowie der neuen. 

modernen Dienstleistungsberufe 

• Einbeziehung der international en Berufsbildung und 

Vergleichsforschung sowie des Berufsbildungstransfers 

mit den Arbeitsbereichen Westeuropa , Mittel - und Ost­

europa sowie übrige Industrie-. Schwellen- und Ent­

wicklungsländer in die Grundsatz- und Koordinierungs ­

abteilung 

• Insgesamt entstehen breitere und ausgeglichenere 

Führungsspannen. Dadurch wird die Zahl der Schnitt­

ste llen im Bundesinstitut reduziert, homogenere Ar­

beitsbereiche werden geschaffen. Eine Konzentration auf 

die Instituts-Kernaufgaben wird erheblich erl eichtert. 

Die neue Organisationsstruktur ermöglicht in fl exibler 

Weise eine Aufgabenanreicherung beim BIBB. • 



THEMA PROBLEMGRUPPEN IN 

QUALIFIZIERUNG UND BESCHÄFTIGUNG 

Jugendliche ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung 
Struktur- und Biographiemerkmale 

• Die Schwierigkeiten auf dem Ausbildungs-

stellenmarkt, die steigenden Abbruchquoten 

in allen Ausbildungsbereichen und die weiter 

rückläufige Beschäftigung von Ungelernten 

waren Anlass für das BIBB, eine umfangreiche 

Untersuchung zum Werdegang von Jugend-

Iichen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

durchzuführen. Der Beitrag zeigt, wie sich der 

Anteil junger Erwachsener ohne Berufsab-

schluss in den letzten Jahren verändert hat, 

aufgrund welcher Voraussetzungen der Be-

ginn und der Abschluss einer Ausbildung für 

sie schwierig ist, wie sich die Bildungs- und 

Erwerbsbiographien dieser Jugendlichen nach 

Abgang von der Schule entwickeln und welche 

Folgen der fehlende Berufsabschluss für die 

jungen Erwachsenen hat. 

KLAUS TROLTSCH 

Politikwissenschaftler, wiss. Mitarbeiter im 

Arbeitsbereich "Qualifikationskonzepte, 

Fachkräftebedarf, Qualifizierungsstrategien" 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) führte 1998 

im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For­

schung (BMBF) eine repräsentative Befragung von Jugend­

lichen durch. ' Zielgruppe der Strukturuntersuchung waren 

Jugendliche ohne Berufsabschluss , worunter alle Jugend­

li che fielen, di e keine anerkan nte Berufsausbildung abge­

schlossen hatten ' . sich zum Befragungszeitpunkt nicht in 

einer Aus bildung befanden und keine weiterführenden 

Schulen besuchten. Es wurden 15.000 Jugendliche im Alter 

zwischen 20 und 29 Jahren mit deutscher und ausländi­

scher Staatsangehörigkeit aus 100.000 Personenhaushalten 

ausgewählt und zu ihrem persönlichen und beruflichen 

Werdegang telefonisch befragt. 

Von diesen jungen Erwachsenen befand en sich zum Zeit­

punkt der Befragung 19 Prozent in einer Berufsausbildung, 

und ein Prozent besuchte noch eine Schule. Gut zwei Drit­

tel verfügten über eine abgeschlossene Berufsausbildung 

(68 Prozent}. zwölf Prozent besaßen keinen Berufsab­

schluss3 Hochgerechnet waren damit in der Bundesrepu­

blik Deutschland im Jahr 1998 etwa 1,3 Millionen Jugend­

liche im Alter zwischen 20 und 29 Jahren ohne Ausbil­

dung. ' Verglichen mi t einer Untersuchung aus dem Jahre 

19905
, die Jugendliche im Alter zwischen 20 und 24 Jahren 

in Westdeutschland befragte, blieben zum damaligen Ze it­

punkt 14 Prozent aus der Stichprobe ohne beruflichen Ab­

schluss. 

Strukturmerkmale 

Zur Bestimmung der wichtigsten Sozialmerkmale von Ju ­

gendlichen ohne Berufsabschluss wurde die logistische Re­

gression als Verfahren verwendet. 6 Teilergebnisse sind in 

Abbildung 1 dargestell t. Danach zeigt sich, dass insbeson­

dere die Nationalität, der Zeitpunkt der Einreise in die 

Bundesrepublik, die schulische Vorbildung und das Alter 

der Jugendlichen eine wichtige Rolle spielen. Beispiels-

I 
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THEMA 

weise schafft im direkten Vergleich gegenüber Jugend - Wesentliche Strukturvariable im Einzelnen: 

liehen mit abgeschlossener Ausbildung jeder zweite junge 

Erwachsene keinen Berufsabschluss (53 Prozent) . wenn er 

nach dem 10. Lebensj ahr in die Bundesrepublik eingereist 

ist. Das betrifft ausländische Jugendliche und Aussiedler. 

Kamen die Jugendlichen dagegen vor dem 11. Lebensjahr, 

so erreichten neun von zehn den Abschluss einer Ausbil­

dung (88 Prozent) . 

In Kombination verstärken sich di e Merkmale: So erreicht 

nur etwa jeder dritte Jugendliche mit ausländischer Staats­

angehörigkeit unter 25 Jahren. der nach dem 10. Lebens­

jahr in die Bundesrepublik Deutschland eingereist ist, ei­

nen Hauptschulabschluss besitzt und mindestens ein Kind 

zu betreuen hat. einen beruflichen Abschluss. 

Jugendliche ... erreichen mit ... prozentiger Wahr­
scheinlichkeit einen Berufsabschluss 

nach dem 10. Lebensjahr eingereist 53% 
vor dem 11 . Lebensjahr eingereist 88% 

mit ausländischer Staatsangehörigkeit 61% 
mit deutscher Staatsangehörigkeit 90% 

mit Hauptschulabsch luss und darunter 76% 
mittlere Reife und darüber 90% 

unter 25 Jahren 77% 
2 5 Jahre und älter 89% 

mit Kindern im Haushalt 78% 
ohne Kinder 89% 

Abb il du ng 1 Wahrscheinlichkeit, einen Berufsabschluss zu erreichen, nach 
sozialstruktureilen Merkmalen 

10 
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SCHULISCHE VORBILDUNG 

Jeder zweite Jugendliche ohne Schulabschluss oder mit ei ­

nem Sonderschulabschluss bleibt ohne beruflichen Ab -

schluss (58 Prozent). Mit einem im Ausland erworbenen 

Schulabschluss oder mit einem anderen . nicht genauer spe­

zifizierten Abschluss trifft dies auf 48 Prozent zu. Deutlich 

geringer mit 17 Prozent Ungelerntenquote (1990: 16 Pro­

zent) liegen die Jugend lichen mit Hauptschulabschluss. Die 

Ungelerntenanteile bei den Jugendlichen mit Fachhoch­

schulreife belaufen sich auf elf Prozent und bei den Abitu -

rienten auf zehn Prozent (1990: neun Prozent bei den 

Hochschulberechtigten) . Den niedrigsten Anteil weisen Ju ­

gendliche mit mittlerer Reife auf. von denen ebenso wie 

1990 nur sechs Prozent ohne abgeschlossene Berufsausbil ­

dung geblieben s ind. 

ALTERSJAHRGÄNGE 

Während unter den 20-Jährigen noch jeder Vierte ohne 

Berufsabschluss ist (23 Prozent), sinkt der Ungelerntenan­

teil unter den 23-j ährigen auf zehn Prozent. Ab dieser Al ­

tersstufe verändert sich die Quote nicht mehr wese ntlich . 

Gründe hierfür liegen zum einen da rin , dass in den jünge­

ren Altersstufen die Wahrscheinlichkeit, schon über einen 

Berufsabschluss zu verfügen, naturgemäß niedriger ist als 

in den älteren Altersjahrgängen. Zum anderen ist der hohe 

Ungelerntenanteil unter den jüngeren Jugendlichen auch 

Ausdruck einer zunehmend schwierigeren Lehrstellensitua­

tion. '0 Dafür spricht auch. dass die vergleichbare Ungelern ­

tenquote am Altersjahrgang in der Studie von 1990 niedri ­

ger als in der aktuellen Untersuchung lag." 

STAATSANGE HÖRIGKEIT 

Unter den westdeutschen Juge ndlichen zwischen 20 und 

29 Jahren 7 sind zum Zeitpunkt der Befragung acht Prozent 

der deutschen und ein Drittel aller ausländischen jungen 

Erwachsenen 8 ohne Berufsabschluss. Türkische Jugendliche 

liegen mit ihrer Ungelerntenquote von 40 Prozent beson­

ders hoch. Im Schnitt blieben in der vergleichbaren Studie 

von 1990 etwa 39 Prozent der Jugendlichen mit ausländi­

scher Na tionalität im Alter zwischen 20 und 24 J ahren 

ohne beruflichen Abschluss.9 

Ein Teil der hohen Ungelerntenquote (insbesondere unter 

den älteren ausländischen Jugendlichen) erklärt s ich aus 

der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland im fortge­

schrittenen Alter: Ohne Jugendliche. die nach dem 10. Le­

bensjahr eingereist sind , verringert sich der Ungelernten­

anteil unter den ausländischen Jugendlichen um acht Pro­

zentpunkte auf 25 Prozent. Auch die Quote für die Deut­

schen verringert sich, wenn die verspätetet eingereisten 

Aussiedler ni cht in die Berechnung einbezogen werden. 



BILDUNGSNACH FRAGE 

Die unterschiedliche Bildungsnachfrage der Jugendlichen 

erklärt ebenfalls. warum es zu keinem Berufsabschluss kam: 

• Mehr als ein Drittel der Jugendlichen ohne Ausbildung 

(38 Prozent) hat nach eigenen Angaben von vornherein 

keine Ausbildungsstelle gesucht. In der vergleichbaren 

Untersuchung von 1990 betrug dieser Prozentsatz noch 

56 Prozent. 

Heute wie damals antizipieren die Jugendlichen entwe­

der ungünstige persönliche Voraussetzungen für die 

Aufnahme einer Ausbildung. oder sie sind aufgrund der 

fehlenden Lernbereitschaft stärker an einer Arbeit und 

anderen Alternativen interessiert. 

• Weitere 14 Prozent haben sich erfo lglos um eine Be­

rufsausbildungsstelle bemüht. Hier lag die Vergleichs­

zahl von 1990 bei 19 Prozent. Im Vordergrund stehen 

nach Angaben der Befragten die angespannte Lage auf 

dem Ausbildungsstellenmarkt, aber auch ungünstige 

schulische und persönliche Voraussetzungen für die 

Aufnahme einer Berufsausbildung. 

• Zwölf Prozent der Jugendlichen haben ihre Ausbil­

dungsstelle nicht angetreten. " Diese Teilgruppe hat trotz 

guter individueller Voraussetzungen entweder aufgrund 

anderer Vorstellungen über die berufliche Zukunft die 

angebotene Ausbildungsstelle abgelehnt oder sich we­

gen fehlender Ausbildungsreife nicht für eine Ausbil­

dung entschieden. 

• Gut ein Drittel der jungen Erwachsenen (36 Prozent) hat 

irgendwann eine Ausbildung begonnen. sie jedoch wie­

der abgebrochen. 1990 waren dies nur 23 Prozent. 

Als Ursache gaben die befragten Jugendlichen neben fa­

miliären Gründen auf die Ausbildung bezogene Schwie­

rigkeiten an. 

Insgesamt wird der zu nehmende Stellenwert beruflicher 

Qualifizierung auch unter den Jugendlichen deutlich. die 

ohne Berufsabschluss geblieben sind: Zwei von drei jun­

gen Erwachsenen (62 Prozent) bemühen sich um eine ent­

sprechende Ausbildung; 1990 waren es nur 42 Prozent. 13 

GESCHLECHT 

Der Vergleich zwischen männlichen und weiblichen Jugend­

lichen weist - wie 1990 auch 14 
- keine bedeutsamen Unter­

schiede in der Ungelerntenquote auf: Der Anteil der Frauen 

liegt mit zwölf Prozent nur leicht über der Quote der Män­

ner (11 %). Unterschiede zeigen sich eher als Folge fehlen­

der beruflicher Abschlüsse: Mit 38 Prozent nehmen junge 

Frauen ohne Berufsabschluss eine Tätigkeit im Haushalt 

auf (0,5 Prozent bei den Männer), unter den Frauen mit 

Berufsabschluss sind dies nur 16 Prozent. Ein Viertel der 

Frauen ohne abgeschlossene Berufsausbildung übt an ­

oder ungelernte Tätigkeiten oder Jobs unterhalb der Sozi­

alversicherungspflicht aus (32 Prozent der Männer), Frauen 

mit Berufsabschluss tun dies nur zu einem geringen Teil. 

zunehmender 

Stellenwert 

beruflicher 

Qualifizierung 

REGIONALBEZUG 

Getrennt nach alten und 

neuen Bundesländern ergibt 

sich für die alten Bundes­

länder eine Quote von zwölf 

und für die neuen von acht 

Prozent. Im Westen beträgt 

der Anteil in der Altersgruppe der 20- bis 24-Jährigen 15 

Prozent (1990: 14 Prozent), in der Altersgruppe zwischen 

25 und 29 Jahre elf Prozent. Im Osten liegen die Anteile 

bei elf Prozent (1991: 9 Prozent) 15 für die jüngeren und bei 

sechs Prozent für die älteren Jugendlichen. Erklärt werden 

können die Unterschiede größtenteils aus dem vernachläs­

sigbar geringen Ausländeranteil unter den ostdeutschen 

Jugendlichen. 

Bildungs- und erwerbsbiographische 
Merkmale 

Die Arbeits- , Bildungs- und Lebenswelt verändert sich zu­

nehmend. Insbesondere die Linearität früherer Erwerbsbio­

graphien (Ausbildung - Erwerbsberuf- Rente) wird für die 

Zukunft in Frage gestellt und viel mehr von sequentiell en 

oder vertikalen Lebens- und Beschäftigungsmodellen aus­

gegangen. 16 In diesem Zusammenhang wird von .. Bastei­

biographien" (HrTZLER) oder vom .. Dauerworkshop der Mo­

dernisierung" (GEISSLER) gesp rochen . Auch fall en Stich­

worte wie .. Pluralisierung prekärer Formen der Lebens­

führung" (KAUFMANN) oder .. Diskontinuität der Erwerbsver­

läufe" (Murz). 17 

Jugendliche ohne Berufsabschluss werden eher mit den 

nachteiligen Seiten der genannten Veränderungsprozesse 

konfrontiert. Für die Mehrzahl von ihnen bleibt langfristig 

nur die Wahl zwischen einer Tätigkeit als angelernter Ar­

beitskraft bzw. einer Arbeit in ungesicherten Beschäfti­

gungsverhältnissen, dem Zustand der Arbeitslosigkeit oder 

einem Verbleib im Haushalt (vgl. Abb. 2). 

Nur in Ausnahmefällen gelingt ein positiver Einstieg ins 

Berufsleben. wie beisp ielsweise der Weg in die Selbststän­

digkeit oder die Aufnahme einer Arbeit als Fachkraft. Auch 

die Versuche, nachträglich einen Berufsabschluss zu errei­

chen , nehmen im Laufe der Zeit immer weiter ab. 

In Ergänzung zu Abbildung 2 lassen sich drei wichtige 

Verlaufsformen der beruflichen Integration nach Schulab­

gang unterscheiden 18: 

(1) Der häufigste Biographietypus unter den Jugendlichen 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung ist der direkte Über­

gang nach der Schule in eine Ausbildung, die vorzeitig ab­

ge brochen wird . Gut jeder vierte Jugendliche gehört in 

diese Gruppe (27 Prozent) . 

Über die Hälfte nimmt nach Ausbildungsabbruch sofort 

eine Tätigkeit auf (54 Prozent). 

I 
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Jeweils j eder zehnte junge Erwachsene ohne Berufsab­

schluss ist nach dem Ausbildungsabbruch entweder im 

Haushalt tätig (12 %) oder versucht erneut, eine Ausbil­

dung erfolgreich abzuschließen (8 %). In der Mehrza hl 

wird auch diese Ausbildung zugunsten einer Arbeits­

stelle aufgegeben (58%) 

(2) Beim zweitwichtigsten Verlaufstypus entscheiden sich 

die Jugendlichen von vornherein, auf eine berufliche Aus­

bildung zu verzichten und sofort eine Erwerbstätigkeit auf­

zunehmen (25 %) : 
Folgt ein weiterer Wechsel , so hauptsächlich in eine 

zweite oder sogar dritte Tätigkeit. Mit 45 Prozent ist 

dies der häufigste Fall unter den Jugendlichen. 

Andere Jugendliche versuchen nach der ersten Arbeits­

stelle, entweder den Zivil - oder Wehrdienst bzw. das 

soziale Jahr abzuleisten (7 %) oder sich im Haushalt zu 

betätigen (11 Prozent). 

100%--

60%--

40%--

20%--

0% __ 
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(3) Abgesehen von der Gruppe der Wehr- oder Zivild ienst­

leistenden (13 %) absolviert jeder Zehnte nach Abgang von 

der Schule zuerst eine berufsvorbereitende Maßnahme 

(10 %). Dabei handelt es sich en tweder um ein Berufs­

grundbildungsjahr, eine einjährige Berufsfachschule , ein 

schulisches Berufsvorbereitungsj ahr, ein Praktikum oder 

um einen Auslandsaufenthalt Nach Abschluss bzw. Ab­

bruch der Maßnahmen erfolgt in erster Linie ein Wechsel 

in ein Arbe itsverhä ltnis, mit 32 Prozent di e größten 

Gruppe an Jugendlichen. 

Mit 16 Prozent schaffen di e Jugendlichen aus der Be­

rufsvorbereitung den Sprung in eine Ausbi ldung, die 

a llerdings in der Folge mehrheitlich zugunsten einer 

Erwerbstätigkeit bzw. der Suche danach wieder abge­

brochen wird (54 %). 

Abbildung 2 Beruflicher Werde­
gang von Jugendlichen ohne 
Berufsabschluss im Alter zwi­
schen 24 und 29 Jahren über 
einen Zeitraum von insgesamt 
6 Jahren nach Abgang von der 
Schule 

Legende 

D Tätigkeit im Haushalt 

- Wehr- oder Zivildienst 

- weiterführende, 
allgemeinbil dende 
Schule - berufl iche 
Erwachsenenbi ldung, 
Weiterbildung 

D Arbeitslosigkeit, 
Suche nach Arbeit 

D Erwerbstätigkeit, 
Gelegenheitsarbeiten, 
Tätigkeiten als Fach-
kraft, ABM, 630-
Mark-Job, Tät igkeit als 
Selbstständiger etc. 

D Berufsb ildung (Lehre, 
(Berufs-)Fachschule, 
Studium) 

D Berufsvorbereitende 
Maßnahmen (BGJ, BVJ 
u. a.), Praktikum, Aus-
Iandsaufenthait 

D Suche nach Berufsaus-
bildung, Wa rten auf 
Weh rdienst u. a., 
derzeit ohne Pläne 



Ab bildung 3 Bildungs- und 
Erwerbsstatus der Jugend­
lichen mit und ohne abge­
schlossene Berufsausbildung 
zum Zeitpunkt der Befragung 

Suche nach Berufsausbildung 

Berufsvorbereitung oder Praktikum 
bzw. Auslandsaufenthalt 

Ausbildung gerade abgebrochen 
bzw. weitere Ausbildung angefangen 

an-/ungelernte Beschäftigung 

Tätigkeit als Fachkraft 

Tätigkeit im abgebrochenen bzw. 
erlernten Ausbildungsberuf 

Tätigkeit als Selbst.ständiger 

Job unterhalb Sozialversicherungs-
pflichtgrenze (1998) 

sonstige Erwerbstätigkeit (ABM etc.) 

Arbeitslosigkeit, Arbeitssuche 

berufliche Erwachsenenbi ldung, 
Weiterbildung 

weiterführende, al lgemein bildende 
Schule (Fachoberschule etc.) 

Wehrdienst, Zivildienst, soziales Jahr 

Hausfrau, Hausmann, 
Kindererziehung 

derzeit keine konkreten Pläne 

Warten auf Bundeswehr, 
Berufsausbildung (Zusage) 

Alle anderen Alternativen werden von den Jugendlichen 

ohne Berufsabschluss se ltener gewählt. 

Mit sieben Prozent gaben Jugendliche an , keine kon ­

kreten Pläne und Bemühungen nach dem Schulabgang 

gehabt bzw. unternommen zu haben. In der Folge sind 

Jugendliche aus dieser Gruppe in Arbeit (40 Prozent) 

oder in den Zivil - oder Wehrdienst gegangen (14 Pro­

zent) . 

Einige Jugendliche (6 Prozent) arbeiten nach Abgang 

von der Schule im Haushalt, zum überwiegenden Teil 
weibliche Jugendliche. Ein späterer Wechsel erfolgt hier 

nur noch in geringem Maße. 

Mit acht Prozent gehen Jugendliche auf eine weiter­

führende, a llgemein bildende Schule (z. B. Fachober­

schule, teilqualifizierende Berufsfachschule etc.). Davon 

nimmt etwas mehr als j eder Dritte sofort nach Beendi­

gung eine Erwerbstätigkeit auf, 15 Prozent gehen in 

eine Ausbildung über, die wiederum über die Hälfte ab­
bricht. 

2,4% 
0,1% 

3,1% 
0,5% 

0,9% 
11,9% 

24,2% 
6,4% 

5,8% 
8,2% 

5% 
50% 

3,7% 
2,6% 

4,2% 
0,8% 

0,6% 
0,4% 

11,1% 
5,3% 

2,1% 
2,4% 

2,3% 
1,7% 

8,7% 
0,6% 

19,7% 
8,0% 

4.4% 
0,7% 

1,8% 
0,1% 

• 
I --• 
I 

I 
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Jugendliche ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung 

- Jugendliche mit abgeschlossener 
Berufsausbildung 

Aktuelle Lebenssituation 

Zum Zeitpunkt der Befragung üben 44 Prozent der jungen 

Erwachsenen ohne Berufsabschluss eine Erwerbstätigkeit 

aus. In der Mehrzahl ist dies eine Beschäftigung als an­

bzw. ungelernte Arbeitskraft (vgl. Abb. 3). Des Weiteren 

sind die Jugendl ichen als Fachkraft bzw. in ihrem Ausbil ­

dungsberuf beschäftigt, den sie nicht zu Ende gelernt ha­

ben. Je vier Prozent sind als Selbstständige bzw. in einem 

Job unterhalb der Sozialversicherungspflicht tätig. 

Knap p ein Fünftel der befragten Jugendli chen ohne Be­

rufsabschluss arbeiten im Haushalt, etwa j eder Zehnte ist 

arbeitslos gemeldet bzw. war auf Arbeitssuche. Jeder elfte 

Jugendliche absolviert seinen Zivil- oder Wehrdienst bzw. 

ein soziales Jahr. Mit vier Prozent hatte nur ein kleiner Teil 

der Jugendlichen zum Zeitpunkt der Befragung keine kon­

kreten Vorstellungen über die berufliche Zukunft. 

Im Vergleich zu jungen Erwachsenen mit Berufsabschluss 

liegt der Anteil der im Haushalt tätigen Jugendlichen fast 

dreimal, der Anteil Arbeitsloser mehr als doppelt so hoch, 

die Erwerbstätigenquote bei Jugendlichen ohne Berufsab-

I 
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schluss dagegen um fast 40 Prozent niedriger. Dennoch ist stärkte Kooperation und intensivierte Einbindung der Be­

der Grad an Beschäftigung unter den Jugendlichen ohne rufsschulen und eine spezielle Unterstützung der auslän ­

Berufsabschluss erstaunlich hoch. dischen Jugendlichen, die in ihrem Heimatland zwar einen 

Maßnahmen zur Unterstützung 

Auch wenn sich zeigt, dass diese Jugendlichen trotz un ­

günstiger Startvora ussetzungen eigene Mittel und Wege 

finden , doch noch etwas zuwege zu bringen , so bleibt ins­

gesamt die Notwendigkeit bestehen, eine Reihe entspre­

chender Unterstützungsmaßnahmen zur Verfügung zu stel­

len. Insbesondere für die Gruppe, die keine Ausbildungs­

stelle nachgefragt hat, so llte das Maßnahmespektrum von 

Berufsinformations- und -beratungsleistungen bis hin zu 

verbesserten Einstiegshilfen in eine Ausbildung reichen. 

Dies könnte verstärkt bei jungen Ausländern mit niedrigen 

oder mittleren Schulabschlüssen eingesetzt werden. Auch 

junge Erwachsene. die ohne Erfolg eine Ausbildungsstelle 

gesucht oder sie nicht angetreten haben. könnten von einer 

Verbesserung der Informationen und Einstiegshilfen profi -

tieren. 

Unterstützungsmaßnahmen zur erfolgreichen Bewältigung 

einer Berufsausbildung sind insbesondere für die Gruppe 

der Ausb ildungsabbreeher erforderlich. Zielgruppe sind 

hier deutsche Jugendliche mit schlechten schulischen Vor­

ausse tzungen. Ergänzende Ansätze wären hier die ver-

Anmerkungen 

Mit der Durchführung der den alten und neuen Bundes-

tele foni schen Interviews war Iändern. In : BWP 22 (1993)2. 
das EMNID -lnstitut beauftrag t S. 11 f: Daten und Fakten 

2 Duale Ausbildung nach dem Ober Jugendliche ohne abge -

Berufsbildungsgese tz, vollze it - schlossene Berufsausbildung . 

schulische Ausbildung von Forschungs vorhaben des 

mindes tens zweijähriger Dauer. EMNJD -lns tituts im Auftrag 

Bea mtenanwärterausbildung des BMBF. In: ibv Nr. 50 vom 

oder Hochschulausbildung 11.1 2. 1991 . S. 2465 f 

3 Angesichts der Entwicklungen 6 Als Koeffiz ienten werden die 

in den letz ten Jahren wird Vorhersagewahrscheinlichkei -

dieser Prozentsa tz als Unt er- ten berechnet. ob es zu einem 

grenze angesehen ; vg l. Alex. Berufsabschluss kommt oder 

L.: Entwicklung der Berufs - nicht 

ausbildung in Deutschland. 7 Die Z ahl der ausländischen 

Bielefeld 199 7. S. 6 1 Jugendlichen in Os tdeutsch -

4 Grundgesamtheit entsprechend land ist gering und kann ver-

der Anga ben des S tatistischen nachlässigt werden 

Bundesa mtes zum 3 1.12.1995; 8 Getrennt erfasst wurden itali -

vgl. BMBF (Hrsg .): Grund - enische, griechisch e, j ugosla -

und Strukturdaten 1997198. wische sowie portugiesische 

Bann 199 7, S. 344 f S taatsangehörigkeit 

5 BMBF (Hrsg .) : Daten und 9 Vgl. Daten und Fakt en ... 
Fakten über Jugendliche ohne a. a. 0. , S.2465 

abgeschlossene Berufsausbil - 10 Vgl. Troltsch , K.: Alex . L. : 
dung. Bann 1991: Davids. S.: Veränderung der Ausbildungs-

Junge Erwachsene ohne an er- chancen an der ers ten Schwel-

kannte Berufsausbildung in Je für Jugendliche seit Ende 
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Schulabschluss erworben haben. ihn aber nicht entspre­

chend nutzen können. 

Auch die nachhaltige Verbesserung der Ausbildungsreife 

in den Schulen - angebrac ht vor allem bei ausländischen 

Jugendlichen mit Hauptschulabschluss - . die Verbesserung 

der Ausbildungsangebote für praktisch Begabte und der 

Ausbau nachgehender Hilfen bei endgültigem Ausbil­

dungsabbruch - besonders für junge Deutsche und Aus­

länder mit nied rigen oder mittleren Bildungsabschlüssen -

sind Beispiele für Maßnahmen. die zusätzlich in Kombina­

tion mit sozialpädagogischer Betreuung und einer stärke­

ren Vernetzung von Schule, Jugendhilfe, Ausländerbehör­

de, Berufsberatung und regionaler Wirtschaft rea li siert 

werden könnten. Ausbildungsabbreeher und die Jugend­

lichen ohne Chance auf eine Ausbildungsstelle kommen 

ebenso für dieses Maßnahmebündel in Frage. 

Breite Ansatzmöglichkeiten für die bei der Ausbildungs­

suche erfolglosen Jugendlichen ohne Berufsabschluss bie­

tet in diesem Zusam men hang das Sofortprogram m der 

Bundesregierung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig­

keit , beispielsweise der Programmpunkt .. Arbeit und Qua­

lifizierung" (AQJ) für noch nicht ausbildungsgeeignete 

Jugendliche oder auch der gesamte Maßnahmebereich zur 

"beruflichen Nach- und Zusatzqualifizieru ng" von Ju ­

gendlichen. • 

der achtz iger Jahre . In: BWP Orthey , F. M.: Der große 

28 (I 999) 3. s. 49 f Zwang zur kleinen Freiheit. 

II Davids. S.: junge Erwachsene Berufliche Bi ldung im Moder-

.. . , a.a 0 .. S . 12 nis ierungsprozess . Stuttga rt 

12 Bei der EMNID - Untersuchung 1998; Kaufmann , F. -X. : 

von 1990 wurden zu dieser Z ukunft der Familie. S tabi -

Teilgruppe keine Anga ben litä t, Stabilitätsrisiken und 

gemacht Wandel der familialen Lebens -

13 Vgl. Daten und Fakten form en sowie ihre gese/1 -

a. a. 0. S . 2466 scha ftliehen und politischen 

14 Der Ungelerntenanteil unter Bedingungen, Mü nchen 1990; 

den Frauen beträgt 14 .3 Pro - Mut z. G; Lugwig- Mayerhofer, 

zent. unter den Männem 13, 9 W. ; Koenen , E; Eder, K.: Dis -

Prozent; vg l. ebenda. S . 2465 kontinuierlich e Erwerbs ver-

15 1991192 wurde ergänzend Iäufe. Analysen zur pos tindu-

eine Repräsentativbefrag ung s triellen A rbeitslosigkeit. 

von j ungen Erwachsenen im Opladen 1995 

Alter zwischen 20 bis 24 }ah - 18 Z ur Berechnung und Signifi -

ren in den neuen Bundeslän - kanzprüfung wurde die 

dern durchgefiihrt ; vgl. CHAID- Technik verwendet; 

Davids , S.: Junge Erwachsen e vgl. Biihl, A. ; Zöfel , P.: Pro -

..... a.a.O.,S./1 fessionelle Da tenanalyse mit 

16 Sa iger, H. · Die Zukunft der S PSS für Windows. Dars tel-

Arbeit liegt nicht im Beruf Jung der Program msyntax und 

Neue Beschä ftigungs- und Beschreibung der Module 

Lebensmodelle, Mün chen 1998 Ca tegories, CHAID, Exakte 

17 Vgl. Hitzler. R .. Sinnwelten , Tes ts. LISREL. Table und 

Opladen 1988: Geißler. K. A .: Trends. Bann 1996, S. 75 ff. 
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lntegratives Modell zur 
Differenzierung der Berufsausbildung 
benachtei I igter Jugend I ich er 

• Nordrhein-Westfalen erprobt einen Ansatz 

zur Differenzierung der Berufsausbildung 

benachteiligter Jugendlicher, der bewährte 

Instrumente der Benachteiligtenförderung 

aufnimmt und um neue Wege ergänzt . Dieses 

sogenannte integrative Modell beinhaltet 

einen Vorschlag, der über den tiefen bil-

dungspolitischen Graben in der Benachteilig-

tenförderung zwischen theoriegeminderten 

oder verkürzten Ausbildungsgängen auf der 

einen und der Vollausbildung auf der anderen 

Seite eine Brücke legen könnte. 

RUTH ENGGRUBER 

Prof. Dr rer pol., Leitung der wiss. Beglei­

tung der Modellprojekte zur" Differenzie­

rung in der Berufsausbildung" im Ausbil­

dungskonsens NRW, Fachhochschule 

Düsseldorf, Fachbereich Sozialpädagogik 

In der aktuellen sozial- und bildungspolitischen Diskussion 

herrscht ein Konsens darüber, daß die Ausbildungs- und 

Arbeitslosigkeit von Jugendlichen als gravierendes gesell­

schaftliches Problem zu werten ist. Problemlösungen wer­

den durch punktuelle Einzelprogramme der Länder und des 

Bundes wie das "Sofortprogramm zum Abbau der Jugend­

arbeitslosigkeit: Ausbildung, Qualifizierung und Beschäf­

tigung von Jugendlichen" der Bundesregierung ebenso ge­

sucht wie in den gesetzlich fest verankerten Förderungs­

möglichkeiten nach dem Sozialgesetzbuch III aus Mitteln 

der Bundesanstal t für Arbeit oder nach dem Kinder- und 

Jugendhilfegesetz aus Mitteln der Städte und Kommunen. 

Die dabei versuchten Lösungsansätze sind ebenso vielfältig 

wie die Zielgruppen der sog. Benachteiligtenförderung. 

Ausbildungskonsens 
Nordrhein-Westfalen 

Seit Herbst 1997 wird im Ausbi ldungskonsens NRW ein 

weiteres Ausbildungsmodell zur Berufsausbildung benach­

teil igter Jugendlicher in einem anerkannten Ausbildungs­

beruf nach § 25 BBiG bzw. HwO entwickelt und erprobt. 

Das vorrangige Ziel des Ausbildungskonsenses ist, j edem 

jungen Menschen , der in NRW ausgebildet werden will , ei­

nen qualifizierten Ausbildungsplatz anbieten zu können. 

Darüber hinaus konzentrieren sich die Partner des Ausbil­
dungskonsenses auf vier Handlungsfelder, von denen aus­

gehend das duale System reformiert werden soll , um mehr 

Ausbildungsplätze zu mobilisieren. Die "Differenzierung 
der Berufsausbildung" für benachteiligte Jugendliche ist 

eins dieser Handlungsfelder. In NRW regional verteilt sind 

bisher in den Ausbildungsberufen Maler/ -in und Lackie­

rer/- in, Metallbauer/- in (Fachrichtung Konstruktionstech­

nik) , Gas- und Wasserinstall a teur I- in , Industriemechan i­

kerl- in und Bürokaufmann/Bürokauffrau Projekte entstan­

den , um einen Ansatz zur Differenzierung der Berufsaus-

I 
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bildung für benachteiligte Jugendliche wissenschaftlich be­

gleitet ' zu entwickeln. zu erproben und zu evaluieren. 

Der curriculare Differenzierungsansatz aus NRW wurde auf 

der Sitzung des Hauptausschusses für Berufsbildung am 

25. November 1998 vorgestellt und auf Initiative der Be­

auftragten der Länder zur weiteren Diskussion, auch unter 

Einbeziehung anderer Ansätze auf Bundesebene. in den 

Ständigen Ausschuss weitergeleitet. ' 

Dieses Modell ist als ein integrativer Ansatz zur horizonta­

len Differenzierung der Berufsausbildung zu bezeichnen, 

weil den Jugendlichen innerhalb ihrer Ausbildung in ei ­

nem anerkannten Ausbildungsberuf Angebote zur Binnen­

bzw. inneren Differenzierung einerseits und zur Differen-

Elemente zur Differenzierung der 

Berufsausbildung benachteiligter 

Jugendlicher im Ausbildungskonsens 

Nordrhein-Westfalen 
• der Berufsausbildung vorgeschaltete 

Berufs- bzw. Ausbildungsvorbereitungs­

maßnahme (Berufsbvorbereitende Bil­

dungsmaßnahme [B vB]. in der Regel : 

Grundausbildungslehrgang) gezielt für 

den angestrebten Ausbildungsberuf 

nach §61 SGB 111 

• gemeinsamer Berufsschulunterricht in 

einer gesonderten Fachklasse von 

Beginn der Berufs- bzw. Ausbildungs­

vorbereitungsmaßnahme an bis zum 

Ende der Berufsausbildung 

• Abstimmung der Ausbildungsprozesse 

an allen beteiligten Lernorten nach dem 

didaktischen Prinzip der Auftrags- bzw. 

Abteilungsorientierung: Ha ndlungsorien­

tierung und Lernaufträge zur Lernort­

kooperation und Lernortkoordination 

• ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 

nach SGB 111 direkt von Ausbildungsbe­

ginn an 

• individuelle Förderplanung für die ein­

zelnen Jugendlichen durch die sozial­

pädagogische Begleitung in BvB und 

• zusätzliche Zeiten überbetrieblicher 

Ausbildung 

• Ausbildungsabgangszertifikat mit den 

erreichten Teilqualifikationen (nach zwei 

Jahren Berufsausbildung ausstellbar) 

zur Förderung der Ausbildungsbereit­

schaft der Jugendlichen und Betriebe 

• Bildung der Teilqualifikationen nach 

dem Auftrags- bzw. Abteilungsprinzip 

zur höheren Transparenz auf dem 

Arbeitsmarkt 

zierung nach unterschied­

lichen Ausbildungsstätten , 

also betrieblicher oder außer­

betrieblicher Ausbildung, 

andererseits eröffnet wer­

den. Außerdem werden ver-

schiedene bewährte Instru­

mente der Benachteiligten­

förderung nach §§61, 241ff. 

Sozialgesetzbuch (SG B) III 

mit einem neuen Ansatz zur 

curricularen Differenzierung 

der Erstausbildung verbun­

den. im Einzelnen: 
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Integration bewährter Instrumente 
der Benachteiligtenförderung 

Zunächst durchlaufen die Jugendlichen in den Modellpro­

jekten eine sechs- bis zwölfmonatige Maßnahme zur Be­

rufs- bzw. Ausbildungsvorbereitung nach § 61 SGB III. in 

der Regel sind dies Grundausbildungslehrgänge. Sie sind 

bereits gezielt auf den Ausbildungsberuf ausgerichtet und 

sollen so die Aufnahme einer betrieblichen Berufsausbil­

dung erleichtern. 

Um die Kontinuität zwischen der individuellen Förderung 

in der Berufs- bzw. Ausbildungsvorbereitung und in der 

Erstausbildung zu gewährleisten, werden die Jugendlichen 

in einer eigenen Berufsschulklasse unterrichtet, in der ge­

zielt auf ihre besonderen Lernvoraussetzungen eingegan­

gen werden kann. Sie soll über die Berufsvorbereitung hin­

aus als eigene Klasse in der Berufsausbildung erhalten blei­

ben und weitergeführt werden. Ferner sollen die Einrich­

tungen auch Maßnahmen zur außerbetrieblichen Berufs­

ausbildung und ausbildungsbegleitende Hilfen nach 

§§ 241 ff. SGB III anbieten. ' Abgestimmt auf die individu­

ellen Lernvoraussetzungen sollen die Jugendlichen entwe­

der in eine betriebliche oder außerbetriebliche Berufsaus­

bildung nach § 25 BBiG bzw. HwO einmünden. Vorrangiges 

Ziel ist jedoch die Vermittlung in eine betriebliche Berufs­

ausbildung wegen der nachweislich besseren Vermitt­

lungschancen an der zweiten Schwelle, also aus der Be­

rufsausbildung auf einen Erwerbsarbeitsplatz. ' Im Falle ei­
ner betrieblichen Ausbildung erhalten sie ausbildungsbe­

gleitende Hilfen. 

Zertifizierung von Teilqualifikationen 
in einem Ausbildungsabgangs­
zertifikat 

Wenn einzelne Jugendliche trotz aller intensiven Förde­

rung mit den geschilderten bewährten Instrumenten der 

Benachteiligtenförderung aus ihrer gemäß § 25 BBiG bzw. 

HwO anerkannten Berufsausbildung vorzeitig austreten, er­

halten sie ein Ausbildungsabgangszertifikat, sofern sie 

mindestens zwei Ausbildungsjahre absolviert haben. Die­

ses Zertifikat soll den Jugendlichen vor allem einen pro­

blemlosen Wiedereinstieg in ihre Vollausbildung zu einem 

späteren Zeitpunkt ermöglichen. Darüber hinaus werden 

für sie so die in zwei oder mehr Ausbildungsjahren erwor­

benen Teilqualifikationen transparent und damit auf dem 

Arbeitsmarkt verwertbar. 



Bildungspolitische und bildungs­
theoretische Begründungen 

Dieser curriculare Differenzierungsansatz läßt sich bil ­

dungspolitisch und -theoretisch mit vier Argumenten be­

gründen und legitimieren: 

Erstens treten im dritten Ausbildungsjahr rund sieben Pro­

zent der Auszubildenden im Bereich der Industrie- und 

Handelskammern (IHK) sowie 14,6 Prozent im Bereich der 

Handwerkskammern (HWK) vorzeitig aus ihrer Ausbildung 

aus. 5 Damit für diese Jugendlichen ihre Berufsausbildung 

nicht nach dem "Alles-oder-Nichts-Prinzip" mit vollends 

leeren Händen endet , erhalten sie das Ausbildungsab­

gangszertifikat, um so auch ihre Bildungsmotivation auf­

rechtzuerhalten , ihre Ausbildung zu einem späteren Zeit­

punkt noch vollständig und damit erfolgreich abzuschlie­

ßen. Diese Möglichkeit zum problemlosen Wiedereinstieg 

in eine anerkannte Berufsausbildung nach § 25 BBiG bzw. 

HwO unterscheidet zum einen diesen curricularen Diffe­

renzierungsansatz von j enen der Stufenausbildungen oder 

der sog. Behindertenberufe nach § 48 BBiG bzw. § 42b 

HwO. Zum anderen können damit mögliche negative Eti­

kettierungseinflüsse auf die Selbstbilder und das Selbst ­

wertgefühl der Jugendlichen vermieden werden, da sie im 

Sinne einer selbstgestaltbaren Berufsbiographie jederzeit 

die Chance nutzen können, ihre Ausbildung doch noch er­

folgreich zu beenden. Notwendige Voraussetzung dafür ist 

allerdings die Bereitschaft der Betriebe, den Jugendlichen 

den Abschluss ihrer Ausbildung zu ermöglichen. Dies wird 

im Laufe der Modellprojekte noch genau zu prüfen sein. 

Zweitens soll auch für die Jugendlichen, die zu einem 

früheren Zeitpunkt aus der Ausbildung austreten möchten , 

das Ausbildungsabgangszertifikat motivierend wirken, 

doch zumindest das zweite Jahr noch zu absolvieren und 

"durchzuhalten". Immerhin sind davon im !HK- Bereich 

24 ,4 Prozent im ersten und 18 Prozent im zweiten Ausbil ­

dungsjahr sowie im Handwerk 28,9 Prozent im ersten und 

25 ,3 Prozent im zweiten Ausbildungsjahr betroffen. 

Drittens wird mit den differenzierten Ausbildungsprozes­

sen angestrebt, die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe für 

benachteiligte Jugendliche zu fördern , unter der Annahme, 

daß die Betriebe eher bereit dazu sind, Benachteiligte aus­

zubilden, wenn sie zusätzliche pädagogische Unterstützung 

wie in Form der gezielten ausbildungsvorbereitenden Maß­

nahme, der ausbildungsbegleitenden Hilfen und der eige­

nen Berufsschulklasse haben. Ob diese Annahme zutreffend 

ist, wird in den Modellprojekten eingehend zu prüfen sein. 

Viertens knüpft der Differenzierungsansatz in NRW an eu­

ropäische Entwicklungen an , da bereits in anderen eu­

ropäischen Ländern die "modularisierte Berufsausbildung 

als Chance für benachteiligte Jugendliche"6 erfolgreich 

umgesetzt wird. 

Qualifizierungspass und 
Modularisierung 7 

Voraussetzung dafür, das Ausbildungsabgangszertifikat 

ausstellen zu können, ist in ordnungsrechtlicher und -poli ­

tischer Hinsicht die Umstrukturierung der in den Ausbil ­

dungsordnungen und Rahmenlehrplänen vorgegebenen 

Ausbildungsinhalte und -ziele in zertifizierbare Teilqualifi ­

kationen. Damit bietet sich zur Gestaltung des Ausbil ­

dungsabgangszertifikates eine Orientierung am Qualifizie­

rungspass im Sinne des BIBB an: ",ntention der Qualifizie­

rungspass-Ideeist die Zertifizierung von Teil - und Zusatz­

qualifikationen ... "8 mit dem Ziel, leistungsschwächeren 

Jugendlichen, die ihre Berufsausbildung abbrechen oder in 

der Abschlussprüfung versagen , mit Hilfe des Qualifizie ­

rungspasses einen Nachweis über ihre individuell erreich­

ten Teilqualifikationen eines Ausbildungsberufes zu geben. 

Ferner lässt sich die Bildung von Teilqualifikationen in die 

aktuell mit Vehemenz geführte Modularisierungsdiskussion 

einordnen. Ohne darauf hier näher eingehen zu wollen9
, 

entspricht der curriculare Differenzierungsansatz im Aus­

bildungskonsens NRW dem Modulverständnis im Sinne des 

Differenzierungskonzepts von DEISSINGER 10 und SLOAN E 11 

eins, zwei, drei ... 

I 

Modul für Modul 
zum Berufsabschluß 
Sabine Davids 

Ausgehend von grundsätzlichen Problemen be i 
der Modularisierung von Be rufsbildern und der 
Kooperation der Lernorte werden didaktische 
Fragen des Lernens und der Le rn ko ntro l le 
unter Mod ular isierungsaspekten diskutiert. 
Überlegungen zur Modular isierung im Span­
nungsfeld zwischen deutschem Berufskonzept 
und europäischen Bildungssystemen sch l ießen 
den Band ab. 

1998, Besteii-Nr. 102.216, 280 Seiten, 
Preis 35.- DM 
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bzw. der Modularisierung im Rahmen des Berufskonzepts 

nach KLOAS 12
. Die Teilqualifikationen werden also auf der 

Grundlage des Berufskonzepts gemäß § 25 BBiG bzw. HwO 

gebildet. Trotz der Bedenken von DEISSI NGER 13 gegen den 

Begriff "Teilqualifikation" wird er im curricularen Diffe­

renzierungsansatz in NRW beibehalten, weil die Vorsilbe 

"Teil " den Bezug zur Gesamtqualifikation Vollausbildung 

unmissverständlich deutlich macht. 

Allerdings sind der curricularen Differenzierung durch die 

Bindung der Teilqualifikationen an das Berufskonzept und 

somit an die Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne 

enge Grenzen gesetzt, zumal die bisher in die Modellpro­

jekte einbezogenen Berufe noch nicht nach neuen Ausbil ­

dungsstrukturmodellen " , z. B in Basis- und Kernqualifika­

tionen unterschieden , geordnet sind. Mit Ausnahme mög­

licher Zusatzqualifikationen sind die Teilqualifikationen 

von den Jugendlichen nicht wählbar; sie können lediglich 

abgestimmt auf die Interessen und Lernvoraussetzungen 

der Jugendlichen sowie die Auftragslage in den Betrieben 

zeitlich variiert werden. Hier istjedoch wiederum der Zwi­

schenprüfungstermin zu beachten. 

Die Zertifizierung 

von Teilqualifikationen erleichtert 

auch den Wiedereinstieg 

in die Ausbildung 

Prinzip der Auftrags- bzw. 
Abteilungsorientierung auf der 
Folie der Lernortkoordination 

In Anlehnung an KLOAS 15 werden die einheitlich für die be­

rufsschul ische und betriebliche Ausbildung geltenden Teil­

qualifikationen für die gewerblich-technischen Berufe nach 

dem Auftrags- und für den kaufmännischen Beruf nach 

dem Abteilungsprinzip gebildet. Die Teilqualifikationen 

entsprechen den Auftragstypen von STRATENWERTH 16
• Die 

Lernortkoordination soll auf der Grundlage des Phasenmo­

dells der vollständigen Handlung sowie der Projektmethode 

erfolgen. " Der folgende Ablauf ist vorgesehen: Zur Infor­

mation (1 . Phase) erhalten die Jugendlichen in der Berufs­

schule so genannte Erkundungsaufträge 18
, mit denen sie in 

ihren Betrieben prüfen, in welche Auftragsarbeiten sie mit 

welcher Mitwirkungsform in der nächsten Zeit eingebun­

den werden. Im Sinne der methodischen und inhaltlichen 

Differenzierung sollen die Betriebe die Jugendlichen ihren 

besonderen Lernvoraussetzungen und Interessen entspre­

chend bei der Auftragserfüllung einsetzen. Die erkundeten 

Aufträge planen (2. Phase) die Auszubildenden in der Be-

18 BWP 5/1999 I 

rufsschule , entscheiden (3. Phase) mit dem Berufsschulleh­

rer bzw. der -Iehrerin und dem Ausbilder oder der Ausbil­

derio im Betrieb, ob ihr Plan durchführbar ist, um ihn dann 

im Betrieb umzusetzen (4. Phase). Die Kontrolle (5. Phase) 

und abschließende Beurteilung (6 . Phase) des ausgeführten 

Arbeitsauftrages erfolgt im Betrieb und in der Berufsschule. 

Ob dieses didaktisch sehr "anspruchsvolle " Konzept zur 

Binnendifferenzierung über die Lernortgrenzen hinweg 

umgesetzt werden kann , wird sich im Laufe der Modell­

projekte zeigen. Auf jeden Fall verlangt es eine hohe Fle­

xibilität von den Lehrenden in der Berufsschule, da sie auf 

die unterschiedlichsten Arbeitsaufträge aus den Betrieben 

eingehen müssen. Parallelen ergeben sich zu den "Überle­

gungen der Kultusministerkonferenz zur Weiterentwick­

lung der Berufsbildung" vom 23. Oktober 1998: Auf der 

Grundlage der ordnungspolitischen Vorstellung einer "Be­

rufsausbildung in Basisberufen" beziehen sich die Thesen 

der KMK " .. . auf die Orientierung am Arbeitsprozess, auf 

eine Neustrukturierung der Ausbildung und der sich an­

schließenden Weiterbildung, auf die Differenzierung nach 

individuellem Leistungsvermögen sowie auf die Förderung 
der Lernortkooperation" IB 

Curriculare Arbeitskreise 

Um die geforderte enge Lernortkoordination methodisch zu 

gewährleisten , werden sowohl die Teilqualifikationen als 

auch die Materialien zum auftragsorientierten Lernen in 

den Modellprojekten vor Ort jeweils in curricularen Ar­

beitskreisen entwickelt. Daran nehmen Vertreter und Ver­

treterinnen aller an der Ausbildung beteiligten Lernorte 

teil. Diese Zusammensetzung soll die Lernortkooperation 

als Voraussetzung für eine spätere Lernortkoordination20 

fördern , da alle Vertreter und Vertreterinnen ihre Erfah­

rungen, Lernziele und Materialien einbringen können. In 

den Modellprojekten sind die curricularen Arbeitskreise die 

zentrale Realisierungsebene zur Curriculumentwicklung 

und -revision. Im Gegensatz dazu werden die Grundsatz­

fragen zu Form, Zeitpunkt und Verfahren der Zertifizierung 

auf bildungspolitischer Ebene in der Arbeitsgruppe des 

Ausbildungskonsens NRW geklärt. 

Offene Fragen bei der Zertifizierung 
und Gestaltung des Ausbildungsab­
ga ngszertifi kats 

Um zu gewährleisten, daß einerseits ein problemloser Wie­

dereinstieg in die Ausbildung möglich und andererseits die 

Transparenz und Verwertbarkeit für den Arbeitsmarkt ge­

sichert ist, erfolgt die Zertifizierung der Teilqualifikationen 

und somit die Ausstellung des Ausbildungsabgangszertifi-



kats durch die zuständige 

Stelle, also die Kammern. 

Dabei sind zwe i bildungs­

politisch bedeutsame und 

kontrovers diskutierte Grund­

satzfragen zu klären: 

Erstens sind unterschied -

Modellprojekte 

müssen die 

U msetzbarkei t 

prüfen 

liche Formen der Zertifizierung denkbar. Sie variieren da­

nach , wie ausführlich die einzelne Teilqualifikation und 

damit der jeweilige Auftragstyp bzw. die Abteilung im 

Ausbildungsabgangszertifikat dargestellt werden soll. Die 

Beantwortung dieser Frage ist brisant , we il damit zwei 

konkurrierende Interessen verbunden sind: Auf der einen 

Seite soll die jeweilige Teilqualifikation möglichst präzise 

beschrieben werden , um die Transparenz für die Fort­

führung der Ausbildung zu einem späteren Zeitpunkt und 

für den Arbeitsmarkt zu sichern. Auf der anderen Seite 

sollte die Beschreibung so offen sein , daß allen Betriebs­

spezialisierungen Rechnung getragen wird. Gleichermaßen 

kontrovers wird die Beurteilung der einzelnen Teilqualifi­

kation diskutiert zwischen der einfachen Feststellung, daß 

die Teilqualifikation erworben wurde, bis hin zu differen-
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Für jedes Problem ein Modellprojekt 
oder ein Sonderprogramm 
Oder : Wie man eine überfäll ige Bildungs­

reform vermeidet 

• Vor dem Hintergrund der sich verschärfen-

den Lage auf dem Ausbildungs- und Arbeits-

marktentstehen eine Vielzahl neuer "Einglie-

derungsmodelle", die häufig mit hoher sozial-

pädagogischer Intensität und/oder Anreizen 

für die Unternehmen und in Kooperation mit 

den lokal relevanten Akteuren versuchen, jun-

gen Menschen die Eingliederung in das 

Expansion kompensatorischer 
Bildungsgänge und Modelle 

Grundsätzlich gil t, dass voll zeitschu lische berufliche Bil ­

dungsgänge im deutschen System beruflicher Bi ldung eine 

led ig lich ergänzende Funktion haben sollen, nämlich im­

mer dann , wenn es keine adäquate Berufsausbildung nach 

BBiG/HWO gibt oder sich ein spezifischer regionaler Be­

darf am Arbeitsmarkt herausgebi ldet hat. 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Situation auf dem 

betri eblichen Ausbildungsmarkt sind aber in den letzten 

Jahren an den Schulen eine Vielzahl neuer beruflicher Bi! -

Beschäftigungssystem zu ermöglichen. Die dungsgängemit voll qua lifi zierenden Abschlüssen nach 
Landesrecht entstanden, etwa die sog. Assistentenberufe. 

Angebote beruflicher Erstausbildung expan- Außerdem wurde die Kapazität berufsvorbereitender Bil -

dieren außerhalb von Betrieben in den letzten dungsgänge an den Schulen erheblich erweitert. 
Leider steht der erheblichen Ausweitung vorbereitender 

Jahren erheblich, während zugleich der oder ausbildungskompensatorischer schu lischer Maßnah-

Bereich betrieblicher Ausbildung im dualen 

System schrumpft. 

Am Beispiel eines neuen Bundeslandes wer-

den einige bildungspolitische Konsequenzen 

dieser Entwicklung erörtert und daraus 

Reformnotwendigkeiten für das Bildungssy-

stem abgeleitet. 

/LSE R. SCHUR 

Verein zur Förderung von Bildung, Arbeit 

und sozialer Teilhabe (BAST) e. V, Potsdam 

20 
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men keine entsprechende Entlastung am betrieblichen Aus­

bildungsmarkt gegenüber, da sich etwa 70 Prozent der Ab­

solventen beruflicher Vollze itschulen in den alten und ca. 

80 Prozent in den neuen Ländern anschließend um einen 

Ausbildungspla tz im dualen System bewerben . In einem 

Positionspapier bezeichnet die Kultusministerkonferen z 

dies als "bildungsökonomisch und bildungspolitisch glei­

chermaßen unvernünftig" '. 

Die Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit (BA) für Be­

nachteilig te haben inzwischen den Umfang eines "Bil­

dungssektors eigener Art" neben den schulischen Bil­

dungsgängen und neben der betrieblichen Ausbildung im 

dua len System erreicht. 

Zahlenmäßig ist di e Entwicklung in den letzten J ahren 

kaum noch nachzuvollziehen , weil die BA mit der Neuord ­

nung der berufsvorbereitenden Maßnahmen im Jahre 1996 

(Runderlass 42/96) auch die Statistik umgestell t hat. 

Im Jahre 1997 haben bundesweit 110.523 Jugendliche eine 

berufsvorbereitende Maßnahme in insgesamt sieben ver ­

schiedenen Maßnahmetypen der BA begonnen, darunter 

23.610 in den ostdeutschen Ländern.2 Aus der Gegenüber-



stellung mit der sog. Einmündungsstatistik der BA mit 

Stand September 1997 3
, wonach bundesweit für das Aus­

bildungsj ahr 1997/ 98 insgesamt 404 .324 Jugendli che in 

betriebliche Ausbildungsstellen eingemündet waren , ergibt 
sich, dass etwajeder 4. Jugendliche vor Beginn einer Aus­

bildung an einer berufsvorbereitenden Maßnahme der BA 

teilnimmt. Unter Berücksichtigung auch der berufsvorbe­

reitend en Bildungsgänge an den Schulen (1996 : rund 

65 .200 Teilnehmer} wäre das Verhältnis etwa 1:2. 

Anges ichts der Größenverhältnisse lässt sich die Behaup­

tung, es handle sich in j edem Fall um Jugendliche, die aus 

individuellen Gründen ausbildungsungeeignet (lernbeein­

trächtigt und/ oder sozial benachteilig t) sind , kaum auf­

rechterhal ten, vielmehr muss der hohe Anteil der aus dem 

Bildungssystem Ausgegliederten auch als konstituierendes 

Merkmal eben dieses Systems verstanden werden. In den 

Fällen gegebener individueller Beeinträchtigungen stellt 

sich außerdem die Frage , ob die Verlängerung der Ausbil ­

dung auf 4 bis 4 112 Jahre den Jugendlichen tatsächlich 

zu einer Eingliederung in das Beschäftigungssystem ver­

hilft oder ob damit in vielen Fällen nicht nur Maßnahme­

karrieren produziert werden. 

Mit dem von der neuen Bundesregierung verabschiedeten 

100.000-Plätze-Programm für arbe itslose junge Menschen 

ha t sich das Arbeitsfeld der Bundesansta lt für Arbeit in 

diesem Bereich noch erheblich erweitert, zumal nach Er ­

hebungen des EMNID-Instituts und des Bundesinstituts für 

Berufsbildung (BIBB) im Jahre 1995 in den alten Bundes­

ländern etwa 14 Prozent der jungen Erwachsenen im Alter 

von 20 bis unter 25 Jahren ohne formalen Berufsabschluss 

und häufig auch ohne Hauptschulabschluss waren ; in den 

neuen Bundesländern betrug der Anteil rd . neun Prozent. ' 

Inzwischen dürfte der An teil an den entsprechenden 

Altersj ahrgängen weiter gestiegen sein. 

Bewältigungsformen der 
Ausbildungskrise in Brandenburg 

In Brandenburg wird als einzigem deutschem Bundesland 

an den Schulen kein Berufsvorbereitungsj ahr angeboten. 

Eine sachlich-inhaltliche Überlegung könnte sein , dass di e 

Jugendlichen , die einer individuell ausgerichteten Berufs­
vorbereitung bedürfen, meist zugleich die .. schulmüden " 

Jugendlichen sind , die in Schulen ohne Ausstattung mit 

Lehrwerkstätten oder sonstigem praktisch-anregendem Po­

tential kaum zu motivieren sind. 

Konsequenz ist, dass jährlich zwischen 3.000 und 4.000 

(1997 : 3.400} Schulabgänger in berufsvorbereitende Maß­

nahmen der Bundesanstalt für Arbeit einmünden und etwa 

3.000 (1997: 2.800) in die außerbetriebliche Ausbildung für 
Benachteiligte. 

Auch mit dem Angebot an vollqualifizierenden beruflichen 

Bildungsgä ngen in Berufsfachschulen ist das Land im Ver­

gleich mit den übrigen neuen Bundesländern eher zurück­

haltend. In Brandenburg besuchten 1996 insgesamt 2.963 

Schülerl -innen die Berufsfachschule (1. Schulj ahr 1.851} , 
demgegenüber in Sachsen 10.304 (1. Schuljahr 5.677} und 

in Thüringen 15.366 (1. Schulj ahr 7.087} . Der Anteil der 

Mädchen in diesen Bildungsgängen beträgt im Durch­

schni tt zwischen 80 und 90 Prozent. 5 

Kooperatives Modell hilft 
Ausbildungsstellen schaffen 

Als Bestandteil der j ährlichen Programme zur Schließung 

der Ausbildungsplatzlü cke (Bund -Länder-Sonderpro­

gramme für die neuen Länder} hat Brandenburg aber an 

den Oberstufenzentren (OSZ) des Landes Bildungsgänge 

eingerichtet, die den Erwartungen der Wirtschaft nach ei­

nem Kammerabschluss in einem anerkann ten Ausbil ­

dungsberuf des dualen Systems Rechnung tragen. Im Rah­

men eines sog. Kooperativen Modells werden die Jugend­

lichen im Schülerstatus an den OSZ aufgenommen und zur 

Ableistung des fachprakti schen Teils der Ausbildung an 

überbetriebliche Bildungsstätten der Kammern und son­

stige freie Bildungsträger delegiert, weil die OSZ über eine 

entsprechende Ausstattung mit Lehrwerkstätten nicht ver­

fügen . 

Abbildung 1 Verhältnis zwischen jeweils 100 Bewerbern und dem Angebot 
an betrieblichen Ausbildungsstellen 

alte 
Bundes­

länder 

107 

49 

1994/95 

neue 
Bundes­
länder 

87 

47 
43 

I 
1995/96 1996/97 

Eine vertragliche Vereinbarung zwischen allen Kammern 

des Landes Brandenburg und dem Bildungsministerium 

wurde - nach etwa zweijährigen Verhandlungen - im Au­

gust 1997 unterzeichnet. 
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Seither ist das Kooperative Modell eine wesentliche Kom­

ponente in den j ährlichen Programmen des Landes zur 

Schließung der Ausbildungsplatzlücke (im laufenden Aus­

bildungsjahr 1998/99 knapp 3. 000 Plätze) und entwickelt 

sich zum "Exportartikel " des Landes . Vo n Sachsen-Anhalt 

und Thüringen ist das Modell inzwischen in leicht variier­

ter Form übernommen worden . 

Im Gegensatz zu einer Reihe eher ausgliedernder Maßnah­

men zeichnet sich das aus der Not geborene "Kooperative 

Modell" durch mehrfach integrierende Momente aus. Das 

Modell 

• relativiert - ähnlich wie auch a lle außerbetrieblichen 

Ausbildungen - die einzelbetri eblichen Selektionsmu ­

ster, indem grundsätzlich a lle beim Arbeitsamt als aus­

bildungssuchend gemeldeten Bewerber aufgenommen 

werden, 

• sichert den Jugendlichen die Zulassung zur Prü fung für 

den all seitig begehrten Kammerabschluss, 

• integri ert eine 2-monatige Berufsorientierungsphase in 

die Ausbildung und 

• fördert die Zusammenarbeit zwischen OSZ und Trägern 

der Fac hpraxis (Kooperation der Lernorte). indem es ei­

nen (heilsamen) Zwang zur regionalen Koordination der 

fac hpraktischen Ressourcen zwischen OSZ, Kammern 

und Arbeitsämtern in der Form regionaler Arbeitskreise 

herstellt. 

Die zwe ite wese ntli che Programm-Komponente zur 

Schließung der Ausbildungsplatzlücke im Land Branden­

burg geht auf entsprechende Vorläufer in Sachsen zurück, 

die in Brandenburg in vereinfachter Form seit dem Ausbil­

dungsjahr 1996/97 eingeführ t wurden. Dieses Programm ­

als betriebsnahe Plätze beze ichnet (im laufenden Ausbil ­

dungsj a hr 1998/99 etwa 2. 700 Plätze) - wird von den 

Kammern des Landes präferiert. Dabei geht es darum , dass 

kammernahe Vereine, sog. Ausbildungsringe , die Ausbil­

dungsverträge mit den Jugendlichen abschließen, die staat­

lich fin anzierten (redu zierten) Ausbildungsvergütungen 

und Sozia lversicherungsbeiträge ausreichen , die Jugend -
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Iichen aber zur praktischen Ausbildung in Betriebe vermit­

teln . Der Anreiz fü r die Betri ebe besteht da rin , dass sie 

keine Ausbildungsvergütungen zahlen müssen, a llerdings 

in Brandenburg unter der Voraussetzung , dass sie bereits 

ausbilden und eine nach Betriebsgrößen gestaffelte Anzahl 

von Jugendlichen selbst unter Vertrag nehmen und tarif­

lich bezahlen . 

Nach den bisherigen Erfahru ngen ist dieses Programm nur 

in relativ begrenzten Zahlen realisierbar, da die Angebote 

der Betri ebe und die Ausbi ldungswünsche der Jugend­

lichen nicht immer in Übereinstimmung zu bringen sind . 

Konsequenz der verschiedenen Sonderprogramme fü r die 

Jugendlichen ist, dass es für sie erhebliche Unterschiede im 

materiellen Sta tus in den verschiedenen Ausbildungstypen 

für den gleichen Beruf und Abschluss gibt: 

• betri ebliche Ausbildung im dualen System : durch­

schnittlich 936,- DM/Monat (mit erheblichen Abwei­

chungen in den einzelnen Berufen) im Jahre 1997 in 

den neuen Ländern , 

• betriebsnahe Ausbildung : Start mit 400,- DM/Mona t 

plus Erhöhung um 20,- DM j e Lehrj ahr, 

• Benac hteilig tenausbildu ng der BA: Sta rt mi t 570 ,­

DM/Monat plus Steigerung um 5 Prozent j e Lehrj ahr, 

• Kooperatives Modell: Schülerstatus, d. h. keine Sozial­

versicherung ; elterneinkommensabhängiges BAFöG (Be­

darfssatz 325,- DM/Monat bzw. bei notwendiger aus ­

wärtiger Unterkunft 570 ,- DM) plus 180,- DM Auf­

wandsentschäd igung des Landes für 11 Monate im Jahr, 

• Vo llze itschulische Ausbildung mit BBiG-Abschluss (in 

Brandenburg in den kaufmännischen Berufen möglich): 

Schüler-Status ohne Aufwa ndsentschädigung. 

In berufsvorbereitenden Maßnahmen der Arbeitsämter wird 

in der Regel (elterneinkommensabhängig) Berufausbi l­

dungsbeihilfe gezahlt mit Sonderregelungen in einzelnen 

Programmen, z. B. dem neuen Programm "Arbeit und Qua­

lifizierung" fü r (noch) ni cht ausbildungsgee ignete Jugend­

liche (AQJ). 

Bildungspolitische Konsequenzen 

Durchgängiges Problemlösungsmuster der Ausbildungs­

krise in Deutschl and ist die Ausgliederung junger Men­

schen in eine wachsende Zahl neuer Sondermodelle und -

maßnahmen oder auch in die Schattenwirtschaft und son ­

stige al ternative Nischen in unserer Gesellschaft. Denn ein 

wachsender Anteil junger Menschen wendet sich inzwi ­

schen enttäuscht von j eglichen Integrationsangeboten un­

serer Gesellschaft ab und sucht weder Ausbildungs- noch 

Arbe itsste ll e. Gegenwärtig wird die Zahl der nicht (mehr) 

bei der Bundesanstalt für Arbeit registrierten jungen Men­

schen auf etwa 200.000 geschätzt. 6 



Das erkl är te Ziel der Bundesansta lt ist die Eing liederung 

der jungen Menschen in eine betriebliche Ausbildung im 

dua len System , die a ber wegen der zunehmend en Ver­

knappung des Angebots von immer weniger Jugendlichen 

erreich t werden kann. Hinzu kommen die verschärften 

Konkurrenzbedingungen , die s ich aus dem Zustrom höher 

Qualifizierter (Abiturienten) einerseits und aus wachsenden 

Quali fi ka ti onsanforderungen der Betri ebe andererseits er­

geben. Hauptschüler mit und ohne Abschluss, für die die 

duale Ausb ildung ursprünglich konzipiert wurde , werden 

desha lb zunehmend vom be tri eblichen Ausbildungsmarkt 

verdrängt. 

Die Vielza hl der Sondermaßnahmen und -programme führ t 

zu einer erheblichen lntransparenz der Ausbildungsange­

bote. Den Jugendlichen sind die Unterschiede zwischen 

den verschiedenen Maßnahmetypen und ihre Begründung 

kaum noch zu vermitteln . Entsprechend wac hsen Desori­

entierung und Demotivierung. Hinzu kommt di e tendenzi­

ell e Diskriminierung der Jugendli chen, die s ich in "Maß­

na hme n" befin de n , gegenüber Jugendl ichen in der re­

gulären betriebl ichen Ausbildung im dualen System, und 

zwar nicht nur in ihrem materiellen Status, sondern auch 

im gesell schaftli chen Konsens der .. Wertigkeit" ihrer Aus­

bildung. 

Faktisch s ind drei voneinander isolierte berufliche Bil ­

dungssysteme entstanden: 

• die betriebliche Ausbildung im dualen System 

• vollze itschulische berufliche Bildungsgänge vorrangig 

fü r Mädchen (schon immer ein strukturell es Defizit des 

dualen Systems) 

• Ausbildungen/Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit, 

die von freien Bildungsträgern durchgeführ t werden. 

Prima t hat da bei im gesell schaftlichen Bewusstsein in 

Deutschla nd immer noch di e betriebliche Ausbildung in 

einzelbetrieblicher Verantwortung und Verfügungsmacht 

Alle übrigen mi t hohem Aufwand an s taa tlichen Mitteln 

betri ebenen Ausbildungsmaßnahmen gelten letztlich als 

"Ergänzungs- und Ersatzmaßnahmen" des dua len Systems, 

die aber in den neuen Lä ndern inzwischen etwa 60 Pro­

zent der Gesamtnachfrage nach Ausbildungsplätzen auf­

fangen müssen. 

Wesentli ches Merkmal des so entstandenen Ausbildungs­

systems in Deutschland ist ein hohes Maß an Desintegra­

tion auf mehreren Ebenen: 

• Die allgemein bildenden Schulen delegieren die Aufgabe 

der Berufsorientierung und -Vorbereitung weitgehend an 

die Arbeitsämter und besondere Maßnahmen bzw. Bil ­

dungsgänge. 

• Die bei Schulabgang meist nachzu holende Orientierung 

und Berufsvorbereitung ist einseitig an betrieblichen 

Akzeptanzkriterien ausgerichte t, vermittelt keine eigen­

ständige n Qualifikationen und en tsprechenden Zertifi­

kate und verlängert deshalb ledig lich die Ausbildungs­

phase . 

• Ind iv iduell benachteiligte Jugendliche können - wenn 

überhaupt - nur mi t erheblichem (sozialpädagogischen) 

Aufwand in eine betriebliche Ausbildung in tegriert wer­

den. Dennoch brechen sie die Ausbildung häufig ab und 

gelten da nn auf dem Arbeitsmarkt als .. Ungelernte bzw. 

Unqualifizierte". Leistungsstä rkeren Juge ndlichen ver­

mi tte lt der Beru fsa bschluss im dua len System keine n 

Zugang zum tertiären Bildungsbereich und damit kaum 

we iterführende Bildungsmöglichkeiten . 

• Jenseits der sozialpflegerischen und Gesundheitsdienst­

berufe mangelt es vollzeitschulischen beruflichen Aus­

bildungen in Deutschland bisla ng an der gesellschaft­

li chen Anerkennung, wesha lb s ich die meisten Abso l­

ve nten im Anschluss daran um eine betri ebliche Aus­

bildung bewerben. 

Die in diesem vertikal wie auch horizontal nicht integrier­

ten und intransparenten System Gestrandeten bilden heute 

den "harten Kern" der sog. Ungelernten oder Unqualifi­

zierten, die am Arbeitsmarkt kaum noch eine Chance ha­

ben . Sie we rden mit hoher Wahrscheinlichkeit auch von 

den Eingliederungsangeboten des neuen Sofortprogramms 

der Bundesreg ierung gegen Jugendarbeits los igkeit ka um 

erreicht werden können. 

Reformnotwendigkeiten 

Reformnotwendigkeiten für das (berufli che) Bildungssy­

stem ergeben sich vorrangig aus dem Blickwinkel der lern ­

schwächeren oder sog. benachteilig ten Jugendlichen, die 

wie dargestellt - zunehmend aus dem regulären Bildungs­

system hera us fa ll en , wä hrend g leichze it ig ihre Za hl 

wächst. Aber a uch für die Leistungsfähige ren im dua len 

Ausbildungssys tem wären eine höhere Transparenz und 

vor allem die Durchlässigkeit des Bildungssystems wün ­

schenswert. 

Vor diesem Hintergrund sind die folgenden "Eckpfeiler" des 

dualen Konzepts der Berufsa usbildung in Deutschland zu 

überprüfen und zu verändern: 

• Die Entlassung von Jugendlichen im Alter von 16 bis 

17 Jahren in die .. Vera ntwortung der Wirtschaft" und 

damit in den Konkurrenzkampf marktüblicher Selekti­

onsmechanismen ist in einer hoch komplexen Gesell ­

schaft , für die Wissen und Informa tion zu zentralen 

Triebkräften geworden sind, nicht mehr zu verantworten 

und durch die Realitä t bereits überholt. Das durch­

schni ttli che Eintrittsalter in eine betriebliche Berufsaus-

I 
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bildung beträgt in Deutschland derzeit 19 Jahre; 7 dies 

als Ergebnis gestiegener Vorbildungen (Abiturienten). 

aber auch einer Vielzahl von problematischen Umwe­

gen und Warteschleifen und zum Nachteil der Jugendli­

chen, die diese Warteschleifen nicht überdauern und 

dann als "Ungelernte" in den Arbeitsmarkt eintreten. 

• Die Ausgliederung der beruflichen Bildung in Deutsch­

land aus dem allgemeinen Bildungssystem wird vor 

dem Hintergrund der neueren Entwicklungen in der Ar­

beitswelt immer fragwürdiger. Denn wenn es zutrifft -

wie vielfach behauptet - , dass die Schlüsselqualifikatio­

nen zum zentralen Angelpunkt der (beruflichen) Bildung 

werden, trifft das für das allgemein bildende Schulwe­

sen ebenso zu wie für die berufliche Bildung. Die Tren­

nung beider Bereiche erschwert zudem die heute - mehr 

denn j e - erforderliche Durchlässigkeit und Transparenz 

des Bildungssystems , und zwar sowohl horizontal wie 

auch vertikal. 

Anmerkungen 

I Vgl. Überlegungen der KMK zur Weiterent­

wicklung der Berufsbildung (verabschiedet 

von der Kultusministerkonferenz am 

23. / 0 . I 998). 5 . 3 

2 Vgl. Bundesministerium für Bi ldung und 

Forschung (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 

/998, 5. 95 

3 Vg l. Bundesansta lt für Arbeit : Arbeits­

markt in Zahlen - A usbildungsvermittlung, 

Berichtsjahr I 997198, Tabelle I 2 

4 Vg l. Berufsvorbereitende Maßnahmen der 

Bundesanstalt für Arbeit. Diens tblatc­

Runderlass 42/ 96 

5 Vgl. Bundesministerium für Bildung und 

Forschung (Hrsg .) : Berufsbildungsbericht 

I 998, Tabelle 2/ 3) 

6 Vgl . Petzold, H.-} .. Ein viel zu kurzer 

Blickwinkel von zwölf Monaten : Das Son­

derprogra mm gegen Jugenda rbeits los igkeit 

erreicht den harten Kern kaum. in : Frank ­

hirtet Rundschau vom 3. I 2 . I 998 

7 Bundesministerium für Bildung und For­

schung (Hrsg.) : Berufsbildungs bericht 

1998, S . 55 

8 Vgl. da zu Zukunftskommiss ion der 

Friedrich - Eben -Stiftung. Wirt schaftli che 

Leis tungsfähigkeit. soz ialer Z usammenhalt. 

öko logische Nachhaltigkeit: Drei Z iele -

ein Weg , Bann I 998. S. 201 ff. 

9 Vgl. da zu .. Potsdamer Eckpunkte zur 

Reform der beruflichen Bildung ". in : 

Reformbedarf in der berumchen Bildung, 

Minis terium für Arbeit, Soziales . Ces und­

heil und Frauen (Hrsg.) , Potsdam 1998 

10 Bundesanstalt für Arbeit: Arbeitsmarkt .. .. 

a. a. 0. Tabelle 10.1 
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• Um die individuellen Möglichkeiten der jungen Men­

schen besser berücksichtigen zu können , müssen Be­

rufsabschlüsse stärker als bisher (vertikal) differenziert 

werden , a ll erdings mit voller Durchlässigkeit , sodass 

von j eder Stufe die j eweils nächsthöhere Stufe erreicht 

werden kann. Dies setzt die weitestgehende Integration 

der beruflichen Bildung in das allgemeine Bildungssy­

stem voraus. 

• Für das Angebot einer mit den Tarifpartnern abzustim­

menden beruflichen Startqualifikation im Sinne einer 

Mindestqualifikation für j eden muss der Sozialstaat die 

Garantie übernehmen. Nur auf diese Weise kann ver­

hindert werden, dass immer breitere Kreise von der 

Möglichkeit, einen anerkannten Berufsabschluss zu er­

werben, ausgeschlossen werden. 

• Schließlich muss eine Gleichstellung aller Lernenden im 

Rahmen einer beruflichen Erstausbildung auch im ma­

teriellen Status hergestell t werden, da die zum Teil ho­

hen Ausbildungsvergütungen im dualen System im Ver­

gleich mit dem Schüler-BAFöG und anderen bescheide­

nen Förderungen in den verschiedenen Sonderprogram­

men zu beruflich unsachgemäßen Entscheidungen der 

Jugendlichen führen und unter dem Gesichtspunkt der 

Gerechtigkeit von ihnen nicht verstanden werden. 

Die Rea lisierung der vorstehenden "Reformnotwendigkei­

ten" wäre nur im Rahmen einer Neuordnung des Gesamt­

bereichs schulischer und beruflicher Bildung oberhalb der 

Sekundarstufe I (10 . Kl asse) zu leisten• Dabei wird man 

sich auch in Deutschland - ähnli ch wie in anderen EU ­

Ländern - an den Gedanken gewöhnen müssen, dass be­

triebliche Lernfelder, di e auch im Rahmen staa tli cher 

(schulischer) Verantwortung für die berufliche Bildung er­

ford erlich sind 9 , für den Staat nicht kostenlos sind. Dies ist 

schon heute in einigen Sonderprogrammen und Modell ­

projekten für Benachteiligte der Fall. Um lernschwächeren 

Jugendlichen die Möglichkeit a rbeitsplatznahen Lernens 

einzuräu men, wird ein staatliches Kostenengagement eher 

zum Regelfall werden müssen. 

Vor dem Hintergrund deutscher Traditionen in der beruf­

lichen Bildung bedeutet das ein radikales Umdenken. In ei­

ner Langfristperspektive , die sich Politik heute (l eider) 

kaum noch leisten kann , würde sich das aber sicherli ch 

"auszahlen". Denn die Altnachfrage, d. h. der Anteil der Ju ­

gendlichen, die aus früheren Jahrgängen auf dem Wege zu 

einem Berufsabschluss erfolglos geblieben sind , beträgt 

heute bundesweit bereits 40 Prozent der jeweils aktuellen 

Gesamtnachfrage nach einem Ausbildungsplatz im dualen 

System. '0 • 
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JobRotation für die Region Bremen 
Arbeitsmarktpolitik mit der Förderung 

von KMU verbinden! 

• Ein Projektmodell, das inzwischen in den 15 

Ländern der Europäischen Union erprobt wird, 

ist in aller Munde: .,JobRotation - eine Patent-

Iösung für die Probleme auf dem europäi-

sehen Arbeitsmarkt?" lautet eine der viel ver-

sprechenden Fragestellungen, unter denen der 

neue Projekttyp diskutiert wird. Das Bremer 

Die Idee kommt aus Dänemark, und das Angebot scheint 

so unmittelbar einsichtig, dass die Frage entsteht, warum 

der Projekttyp erst in den letzten Jahren entwickelt wurde: 

Betriebe, die auf dem Feld der Weiterbildung ihrer Mitar­

beiter entsprechende Anstrengungen unternehmen wollen , 

können die zeitlichen und finanziellen Folgen der Abwe­

senheit zumindest teilweise kompensieren , indem sie so ge­

nannte Stellvertreter in einer "JobRotation " (siehe nächste 

Seite) einsetzen. 

Diese betriebsfremden Stellvertreter - Arbeitslose mit ei-
Pilotprojekt, eines von 22 JobRotation-Projek- ner entsprechenden Vorqualifikation - werden in einem 

ten in Deutschland, arbeitet seit Oktober 1998 Stellvertreterpool auf die Anforderungen des Arbeitsplatzes 

mit Betrieben und Langzeitarbeitslosen aus 

der Region. ln Kooperation mit der Universität 

Bremen wurde hier zum ersten Mal ein JobRo-

tation-Projekt bei einem regionalen Träger 

begonnen, der seine Arbeit auf die Beschäfti-

gung und Wiedereingliederung von Arbeitslo-

sen konzentriert und dabei mit Weiterbil-

dungsträgern zusammenarbeitet.' 

HEINER REHLING 

Leiter des "Büros Jobrotation" beim Arbeits­

losenzentrum Bremen-Norde. V 

Vorstandsmitglied im Verein JobRotation e. V 

HUBERTUS SCHICK 

wiss. Mitarbeiter der Univ. Bremen, 

Forschungstransferstelle der Kooperation 

Universität/Arbeiterkammer (KUA) 

vorbereitet und im Betrieb in die konkrete Arbeitssituation 

eingeführt. Sie verrichten dann für die Zeit der Weiterbil ­

dung die Arbeit des Mitarbeiters oder seines innerbetriebli ­

chen Stellvertreters und erhalten auf diese Art Gelegenheit, 

sich durch eine erfolgreiche Arbeit im Betrieb als zukünfti­

ger Mitarbeiter zu empfehlen. 

Eine Ausgangslage, die eine doppelte 
Problemstellung enthält 

Das Projekt .. JobRotation für die Region Bremen" orientiert 

sich so erstens an einer zentralen Problemstellung der be­

trieblichen Weiterbildung, namentlich bei kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU): Während die technologi­

schen Veränderungsprozesse eine stetige und verstä rkte 

Anpassung der Qualifikationsinhalte und des -niveaus wie 

der gesamten betrieblichen Qualifikationsstruktur erfor ­

dern , fä ll t es besonders Unternehmen mit kleinen Beleg­

schaftsgrößen und ohne systematische Personalentwick­

lungsplanung schwer, diesen Entwicklungen standzuhal­

ten: 

• Anforderungen durch den technologischen Wandel wer­

den häufig noch gar nicht erkannt. 
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• Weiterbildung von Mitarbeitern kostet Zeit und Geld. 

• Selbstfinanzierung von Weiterbildung durch die Mitar­

beiter löst dieses Problem nur zum Teil . weil Qualifizie­

rung dann zwar den individuellen Interessen des Mitar­

beiters, aber nicht zwangsläufig auch den strategischen 

Zielen des Betriebs entspricht. 

• Abwesenheit von Leistungsträgern als bevorzugten Teil­

nehmern von Weiterbildung ist besonders schwer zu 

kompensieren. 

Büro Jobrotation : Weiterbi ldungs­
programme fü r 

Mi tarbeiter 
Stellvertreterpool 

des Beschäftigungs­
t rägers 

Abbi ldung 1 JobRotation 

Betrieb 

Als neues Instrument der Arbeitsmarktpolitik versucht 

.. JobRotatio n" zweitens zugleich. eine Antwort auf eine 

längst erkannte Problemstellung der Wiedereingliederung 

von (Langzeit-)Arbeitslosen zu geben : Qualifizierende Bau­

steine sind heute selbstverständliche Bestandteile von Be­

schäftigungs- und Wiedereingliederungsmaßnahmen; den­

noch scheitern Arbeitslose häufig an der Wiedereingliede­

rung in di e betrieblichen Realitäten: 

• Erworbene Qualifikationen im betrieblichen Alltag um­

setzen zu können . bildet eine eigene Kompetenz. die 

häufig fehlt. 

• Betriebe begründen negative Erfahrungen mit einge­

stellten Arbeitslosen oft mit der mangelnden betriebli­

chen Praxis des neuen Mitarbeiters. 

• Selbst gut qualifizierte Arbeitslose stehen so vor einem 

schwer zu durchbrechenden Zirkel. (Der Inhaber eines 

befragten SHK-Betriebs : .. Den ]ob kann nur einer ma­

chen, der den Job schon gemacht hat. ") 
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Eine Verbindung von Zielbereichen, 
die bisher streng getrennt waren 

Projekte des Typs Jobrotation wo ll en auf die skizzierte 

doppelte Problemstellung eine Antwort geben. Das Bremer 

Modellprojekt agiert dabei auf der regionalen Ebene und 

verbindet dies mit Zielen transnationaler Kooperationen im 

Rahmen des EU-Programms ADAPT. Die europäische Ge­

meinschaftsinitiative befördert den Austausch zwischen 

unterschiedlichen Projekten der europäischen Staaten und 

trägt so erheblich zur Weiterentwicklung des Konzepts bei. ' 

Mit den Zielbereichen der Projektarbeit liegen bereits im 

regionalen Kontext Anforderungen vor. die mit Elementen 

sozia lwissenschaftli cher Betriebsanalysen über betriebs­

wirtschaftliche Aspekte der Unternehmensberatung bis hin 

zu pädagogischen Fragen der Arbeitslosenbetreuung einen 

Fächer unterschiedlichster Aufgaben- und Zielbündel ver­

einen3 (siehe Abb. 2) 

Eine Gewichtung der Ziele ergibt sich einerse its daraus, 

dass die Mitarbeiterqualifizierung eine Bedingung für die 

Vereinbarung von Stellvertretungen ist, eine Festeinstei­

lung nach einer erfo lgreich abso lvierten Stellvertretung 

aber nicht zur Voraussetzung für die Kooperation mit dem 

einzelnen Betrieb gemacht werden soll. Nimmt man hinzu , 

dass die bisherige Einführung des Projekttyps in Deu tsch­

land überwiegend auf der Grundlage des europäischen Pro­

gramms ADAPT erfolgte , so kommt insgesamt den Zielen 

einer Förderung der Betriebe. d. h. in der Regel der KMU , 

eine Priorität gegenüber der Wiedereingliederung von Ar­

beitslosen zu. ' 

Das Bremer Pilotprojekt fügt sich in diese Zielstruktur ein, 

soll aber zugleich aus der spezifischen Sicht des Landes 

Bremen besonderes Gewicht auf die Wiedereingliederung 

der arbeitslosen Teilnehmer legen und wurde daher hier als 

Projekt eines Beschäftigungsträgers eingerichtet.5 Insofern 

sind Kooperationen in diesem Fall ideal, wo das Innovati­

onsinteresse des Betriebs auf dem Feld der Qualifizierung 

mit dem Bedarf an weiterem Personal einhergeht. 

Zielgruppe Betriebe: auf den konkre­
ten einzelnen Bedarf reagieren können 

Im Zentrum des Bremer Projekts stehen zu zwei Dritteln 

Betriebe der Metallverarbeitung, des Elektrohandwerks und 

des Bereichs Sanitär/Heizung/Klima (SHK); durch eine in­

tensive Akquisitionstätigkeit des Büros Jobrotation des 

Projektträgers a lz kommen Betriebe aus anderen Branchen 

hinzu. Die Kooperationen beziehen sich dabei jeweils auf 

den gewerblich-technischen Bereich des Betriebs , kauf­

männisch-verwaltende Tätigkeiten wurden bisher nicht mit 

einbezogen. Auf Grund des erfolgreichen Verlaufs der er­

sten Phase werden bereits jetzt für die Phase 2 ab Herbst 



1999 Ausweitungen auf andere Branchen (Holzverarbei­

tung) und der Einbezug kaufmännisch-verwaltender Berei­

che geplant. 

Eine g rundlegende Voraussetzung für eine konkrete Ko ­

operation sind Information und Analyse der individuellen 

betrieblichen Bedarfe und Möglichkeiten, in dem Projekt 

mitzuwirken. Die dafür erforderlichen Technologieentwick­

lungs- und Qualifikationsbedarfsana lysen sind eine der 

Aufgaben der wissenschaftlichen Begleitung durch die 

Universität Bremen (Kooperation Universität/ Arbeiterkam­

mer). Die Universität bringt dafür mit dem Projekt EQUIB 

(Entwicklungsplanung Qualifikation Industrieregion Bre­

men) Ergebnisse langjähriger Qualifikationsforschung ein 

und führt im Rahmen von JobRotation betriebliche Einzel­

untersuchungen durch. Sie befragt den Betrieb über seine 

grundsätzliche Bereitschaft zur Mitwirkung, analysiert ge­

meinsam mit dem Betriebsvertreter konkrete Möglichkei­

ten des Einsatzes und eva luiert die Eignung des Betriebs 

für eine Mitarbeit in dem Projekt. 

Ein durchaus beabsichtigtes Ergebnis der Gespräche mit 

Vertretern von Betrieben, di e an einer Kooperat ion 

grundsätzlich interessiert sind , ist die Sensibilisierung für 

das Thema Mitarbeiterqualifizierung. Für eine Reihe von 

Betrieben sind diese Analysen eine der ersten Gelegenhei­

ten, sich überhaupt einmal neben das betriebliche Alltags­

geschäft zu stellen und systematisch mit diesem zentralen 

betrieblichen Handlungsfeld ause inanderzusetzen. Daraus 

können sich dann Bedarfe nach einer ausführli chen Bera­

tung zu regionalen Möglichkeiten der Weiterbildung erge­

ben ; di e Beratung wird von dem "Büro JobRotation " des 

Projektträgers wahrgenommen. 

Die Ergebnisse der einzelbetrieblichen Evaluationen wer­

den dem "Büro JobRotation" mit entsprechenden Empfeh­

lungen zur Verfügung gestell t. Durch dieses Zusammen­

wirken von Proj ektträger, regionaler wissenschaftli cher 

Einrichtung und Betrieb ents teht ein relativ genaues Bild 

von den Möglichkeiten und Grenzen der einzelnen Koope­

ration. Die Mitarbeiter des Projektbüros erarbeiten auf die­

ser Grundlage die konkreten Handlungsschritte mit dem 

einzelnen Betrieb und bereiten die Stellvertretung vor. 

Zielgruppe Arbeitslose: den Stell­
vertreter gezielt auf die Aufgabe 
vorbereiten 

,,JobRotation für die Region Bremen" begann seine Pilot­

phase zunächst mit 15 Teilnehmern. In einem intensive n 

Verfahren der Teilnehmerakquisition wurden Arbeitslose 

aus den genannten Kernbranchen des Projekts zunächst zu 

Informationsveranstaltungen des Trägers eingeladen. Ori­

entierungsges ichtspunkte des sich dara n anschließenden 

Abbildung 2 Zielstruktur JobRotation 

Zielstruktur JobRotation 

Zielgruppe Betriebe 

• Prinzipielles Interesse an 
Weiterbildung erhöhen 

Zielgruppe Mitarbeiter 
(Betriebe) 

• Möglichkeit/Bereitschaft zu 
Weiterbildung verbessern • Bedarfe systematisch 

erfassen 
• Kenntnisse des regiona len 

Angebots verbessern 

• Sicherheit des Arbeitsplatzes 
erhöhen 

• Betriebl iche Weiterbildungs­
kultur stärken 

• Innerbetriebliche Flexibilität 
verbessern 

• Wettbewerbsfähigkeit 
ausbauen 

• Beschäftigungsfähigkeit 
erhalten und weiterent­
wickeln 

Arbeitslosenzentrum 
Bremen-Nord e.V. 
Büro JobRotation 

Forschungstransferstelle 
der Kooperation Universität 

Bremen/Arbeiterkammer (KUA) 

Zielgruppe Arbeitslose 

• Für die Stellvertretung 
we ite rquali fiz ieren 

• Kompetenz im betrieblichen 
Alltag verbessern 

• im Betrieb Fuß fassen/auf 
Weiterbeschäftigung 
hinwirken 

• Beschäftigungsfähigkeit 
insgesamt verbessern 

Auswahlverfahrens waren die bereits ermittelten konkre ­

ten Stellvertretungsmöglichkeiten und die Vorqualifikatio­

nen der zukünftigen Stellvertreter. Mit insgesamt 40 Be­

werbern wurde ein Trainings- und Auswahlverfahren mit 

dem Ziel der Potentialerkennung durchgeführt, das sich auf 

fachliche und überfachliche Qualifikationen bezieht und 

wesentlich die Lernbereitschaft des einzelnen Teilnehmers 

in den Vordergrund stellt. Aus den 40 Bewerbern wurden 

dann die 15 Stellvertreter ermittelt , die einen Stellvertre­

terpool bilden und ihre Arbeit am 15. 10.98 aufgenommen 

haben ; auf Grund von bereits erfolgten Festeinsteilungen 
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wurde der Pool im Verlauf des ersten Halbja hres mehrfach Die Qua lifizierung des zukünftigen Stellvertreters beruht 

erweitert. daher zu einem beträchtlichen Teil auf informellem Lernen 

Ein zentrales Problem, das sich JobRotation-Projekten im Arbeitsprozess des Beschäftigungsträgers, wo man ganz 

nicht nur in Deutschland stellt, ist der Status der Stellver- fl exibel auf die Anforderungen einer Stellvertretung ein ­

treter im Rahmen des Projekts. vor allem während der Zeit gehen kann, soweit sie in der Vorbereitungszeit bekannt 

der Stellvertretungen. Der Beschäftigungsträger a lz Bre- s ind . Dazu werden im Rahmen des Bremer Projekts indivi ­

men- Nord e.V. hat im Vergleich zu genuinen Weiterbil - duell für den einze lnen Teilnehmer Qualifizierungsange­

dungsträgern eine relativ günstigere Ausgangsposition für bote von Weiterbildungsträgern des Handwerks, der Kam­

di e Lösung der Status- und Finanzierungsfragen: Die mern und des DGB genutzt. 

zukünftigen Stellvertreter werden im Rahmen einer ABM 

in einem sozia lversicheru ngspflichtigen Beschäftigungs­

verhältnis bei dem Proj ektträger angestellt. Dabei ist ein 

Übergang in eine Stellvertretung und die Rückkehr in das 

Beschäftigungsverhältnis beim Träger jederzeit möglich, 

die Stellvertreter behalten ihren Status bei. Dieser Status 

erleichtert die individ uelle Vereinbarung von Stellvertre­

tungen mit einem Betrieb, da auf keiner Seite zusätzliche 

Verpflichtungen, bürokratische Notwendigkeiten oder finan ­

zielle Problemlagen entstehen : Die Stellvertretung ist Teil 

des im Rahmen des Projekts abgeschlossenen Vertrags und 

bedarf keiner grundsätzlich neuen Vereinbarung. 

Die Stellvertreter wechseln so aus ihrem Arbeitsverhältnis 

beim Projektträger in den Betrieb, d. h. , sie kommen aus 

Die Besonderheiten des Projekts 

,.JobRotation für die Region 

Bremen" 

• Die Projektträgerschaft li egt bei 

einem Beschäftigungsträger. 

• Der Stellve rtreterpool wird auf Basis 

der betrieblichen Praxis des 

Beschäftigungsverhältnisses 

in den Alltag des Partnerbe­

triebs. Da der Proj ektträger 

Beschäftigungsfelder anbie­

ten kann , die zu den Kern­

branchen des Projekts 

gehören oder ihnen ver-

von ABM durch sozialversicherungs- wandt sind, werden die 

pflichtige Beschäftigungsverhältnisse zukünftigen Stellvertreter -

beim Träger gebildet. a uch wenn der Träger kei-

• Di e Vo rbereitung der Stell vertre ter 

erfolgt du rch informelle Lernstrate ­

gien im betri eb li chen Arbeitsprozess 

des Trägers. 

• Qualifizierungsbausteine für die Stell­

vertreter werden individuell mit den 

Betrieben abgestimmt und in Koope­

ration mit Weiterbildungsträgern 

durchgeführt. 

• Das Projekt kooperiert zur Zeit 

hauptsäc hli ch mit KM U der Bere iche 

Metallverarbeitung, Elektro und 

San itä r/H eiz ung/KI i ma. 

• Die Bedarfe und Kooperationsmög­

lichkeiten der interess ierten Betriebe 

werden permanent in wissenschaftli­

chen Ein ze luntersuch ung en erhoben. 

• Das Büro Jobrotation wird in einer 

form ativen Evaluation ( .. Prozeßeva­

luation") durch die Universität Bre­

men beglei tet und beraten. 

nen Betrieb der freien Wirt­

schaft betreibt - in einer 

durchaus rea listischen Be­

triebssituation auf ihre Auf­

gaben vorbereitet. Personal ­

verantwortliche der koope­

rierenden Betriebe machen 

in den Gesprächen auf die­

sen Punkt se lbst aufmerk­

sam: Sie messen der Her­

kunft des Teilnehmers aus 

einem betrieblichen Alltag 

hohe Bedeutung zu. weil für 

viele Betriebe die bereits er­

folgte Wiedergewöhnung an 

den Betriebsalltag eine ent­

scheidende Rolle für die er­

folgreiche Stellvertretung 

und - eventuelle - Festein­

stellung des neuen Mitar­

beiters spielt. 
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Angesichts der unterschiedli chen Branchen, aus denen die 

Partnerfirmen kommen, auf der Grundlage der relativ ho­

hen Zahl unterschied licher Betriebe, die bislang an dem 

Projekt beteiligt sind, und angesichts der unterschiedlichen 

Vorqualifikationen der zukünftigen Stellvertreter wäre eine 

gleichgerichtete Weiterbildungsplanung für alle Mitglieder 

des Pools kontraproduktiv. Man kann nämlich bereits an 

dieser Stell e festhalten , dass der bisherige erfolgreiche Ver­

lauf des Pilotprojekts zu einem ganz wesentlichen Teil auf 

der individ uellen Vorbereitung und Organisation jeder ein ­

zelnen Stellvertretung beruht, für die der Teilnehmer dann 

die jeweils für die Tätigkeit notwendige Weiterbildung er­

hält. Eine schematische Vorgabe von Weiterbildungsmodu­

len für a lle Projektteilnehmer würde a n den Konstruk­

tionsprinzipien des Bremer Projekts scheitern. Es arbeitet 

nämlich - zumindest zur Zeit noch - mit einem relativ be­

grenzten Pool. kooperiert aber mit so unterschiedlichen 

Partnern w ie Betrieben für den Anlagenbau , SHK- und 

Elektrofirmen , Garten - und Landschaftsbau und KFZ -

Werkstätten , sodass eine individuelle Auswahl und Vorbe­

re itung der Stellvertreter unabd ingbar ist. 6 

Charakteristika der Durchführung 

Die Weiterbildung der betrieblichen Mitarbeiter wird in der 

Regel durch die Proj ekte des Typs JobRotation ganz oder 

teilgefördert; Betriebe erhalten so einen zusätzlichen An­

reiz, an dem Projekt te ilzunehmen . 

Das Bremer Pilotprojekt sieht keine finanzielle Förderung 

betrieblicher Weiterbildung durch das Projekt vor, d. h . 

wenn hier Stellvertreter für Mitarbeiter in der Weiterbildung 

eingesetzt werden, erfolgt eine Finanzierung der Weiterbil­

dungsveranstaltung durch den Mitarbeiter selbst oder/und 

durch den Betrieb. Diese Projektkonstruktion schließt Mit­

nahmeeffekte von vornherein aus. ohne aber - das zeigen 

die bisherigen Kooperationszahlen - sich negativ auf die 

Kooperationsbereitschaft der Betriebe auszuwirken . 

Projektteilnehmer, die a ls Stellvertreter eingesetzt werden 

sollen, können eine Stellvertretung zu j edem Zeitpunkt ih­

rer Proj ekttei lna hme beginnen. Vereinbart werden nach 

den Erfahrungen der bisher durchgeführten 20 Stellvertre­

tungen (Stand 15.07.99) überwiegend Vertretungen zwi­

schen einem und drei Monaten. Eine typische Form ist da-



bei zum j etzigen Zeitpunkt noch nicht auszumachen ; es 

wurden Abläufe vereinbart , bei denen ein Teilnehmer ei­

nen Mitarbeiter über einen längeren Ze itraum ve rtritt , 

ebenso über mehrere kü rzere Zeiträume. Daneben sind 

ebenfalls Formen auszumachen , bei denen ein Stellvertre­

ter nacheinander mehrere Mitarbeiter ersetzt. Eine eindeu­

tige Zuordnung zu dem Arbeitsplatz des Mitarbeiters in der 

Weiterbildung ist nicht in all en Fällen erkennbar ; häufig 

werden auch andere Mitarbeiter nach einer innerbetrieb­

lichen Rochade ersetzt. 

Die großen Erfolge des Projekttyps in Dänemark sind we­

sentlich auf die dort ausgebildete Weiterbildungskul tur 

zurückzuführen, die sich auf der Grundlage einer spezifi ­

schen Gesetzeslage entwickelt hat und Zeiten längerer Ab­

wesenheit der Mitarbeiter vo m Betrieb fördert: "Mit Wir­

ku ng von 1994 wurde Jobrotation ein wese ntlicher Be­

sta ndteil einer umfassenden Reform der dänischen Ar­

beitsmarktpolitik. Neben der Jobrotation wurde das Recht 

auf einen Bildungsurlaub bis zu einem Jahr etabliert. Nach 

Absprac he mit den Arbeitgebern kö nnen sich Beschäftigte 

bis zu einem Jahr für die Weiterbildung freistellen lassen. 

Während dieser Zeit erhalten sie volles Arbeitslosengeld. 

Stellt die Firma während dieser Zeit einen Arbeitslosen ein , 

erhält sie zusätzlich einen Lohnkostenzuschuss; das ist in 

etwa 60 % der beantragten Bildungsurlaube der Fall. "7 

Stellvertretungen von über sechs Monaten , wie in Däne­

mark, sind hierzulande nicht denkbar, vielmehr muss sich 

der Proj ekttyp besonders bei KMU bzw. Handwerksbetrie­

ben auf gänzlich andere Voraussetzungen einstellen. 

In der Regel unterstützen die kooperationswilligen Klein­

und Mi ttelbetriebe nämlich Weiterbildung vo n Mi tarbei­

te rn für Ein - bis Zwei-Tages-Veransta ltungen , zeitlich 

Ein Modell, bei dem auch bei 
kritischer Begutachtung Erfolge 
überwiegen 

Das Projekt fußt nicht nur auf den wissenschaftl ichen Ein ­

zeluntersuchungen der Betriebe und der Evaluierung ihrer 

Kooperationseignung, es wird auch während seinen einzel­

nen Phasen durch die Universität in einer formativen Eva­

luation kri tisch begleitet. Ihr Ziel ist es , die gewonnenen 

Ergebnisse selbst wieder unmittelbar in die Durchführung 

des Proj ekts einfl ießen zu lassen und so den beratenden 

Charakter der wissenschaftli chen Begleitung zu unterstrei­

chen. 

Da diese so selbst unmittelbar in die Umsetzung des Pro­

j ekts einbezogen ist, wurde ein Evaluationsplan entwickelt, 

der besonders auf Transparenz und Verfahrensverbindlich­

keit Wert legt, um die notwendige verobj ektivierende Di ­

stanz der evaluierenden Instanz zu wahren. Sein zentrales 

Element ist ein projektintern veröffentlichtes Des ign der 

Begleitforschung, das in einem "Qualitätsl eitfaden" Ziele 

und Teilziele des Proj ekts aufsc hlüsselt , ihnen entspre­

chende Indikatoren zuordnet ("Operationalisierung") und 

die Verfahren und Instrumente dokumentiert , die eingesetzt 

werden. Dabei werden unter anderem im zweimonatlichen 

Rhythmus die begonnenen bzw. durchgeführten Stellver­

tretungen erhoben, sodass nicht nur ein Ex- post-Abbild 

des Projekts, seiner Erfolge und Rückschläge ermittelt wird , 

sondern der Verlauf selbst evaluiert werden kann. 

Aus di esen Erhebungen ergibt sich nach einer 9-monati ­

gen Laufzeit des Bremer Proj ekts (bis zum 15 .07 . 99) der 

folgende Stand: 

Daten des bisherigen Verlaufs des Projekts 
,.JobRotation für die Region Bremen" 

Stellvertretungen : 
davon abgebrochen : 

20 

darüber hinausgehende Angebote werden eher selten an­

genommen. Das Projekt ,,JobRotation für die Region Bre­

men" konzipiert daher zur Ze it in Zusammenarbeit mit ei­

nem Bildungsträger beispielsweise eine dreitägige Grund­

lagenvera nstaltung zum Thema "Dienstl eistungsorientie­

rung im Handwerk", die in mehreren aufeinander folgen­

den Wochen angeboten wird und von unterschiedlichen 

Mitarbeitern des Betri ebs besuch t werden soll. Dadurch 

entstehen dan n erst Perioden, die für eine Ste llvertretung 

innerhalb des Betriebs sinnvoll genutzt werden können. 

Ähnlich gelagert ist das Problem bei Herstellerkursen , die 

in der Regel ebenfa lls nur ein- bis zweitägige Veransta l­

tungen anbieten. Da Herstell erschulung "bei den Hand ­

werksbetrieben als ,praxisnäher, ze itlich fl exibler, handfe -

Durchschnittli che Laufzeit : 1-3 Monate 

ster und di re kter ' als andere Formen der Weiterbildung 

gil t" ' , und diese Angebote auch von den Betrieben der Re-

gion Bre men favorisiert werden , bleibt es ein Ziel des Pro-

j ekts, diese Weiterbildungsform so in eine betriebliche Wei-

Du rch Jobrotati on initiierte oder ermögl ich te 
Weiterbildungsveranstaltungen für Mitarbeiter 
der Betri ebe 

Erfolgte Feste insteilungen 
in Aussicht gestell te Festei nsteilungen 

terbildungso rganisation einzubinden, dass sie sinnvoll in Vergleiche der Festeinstellungszahlen auf informeller Ba­

eine JobRotation einbezogen werden kann. Auch hier wäre sis mit anderen JobRotation-Projekten in Deutschland ha­

die Vertretung mehrerer Mitarbeiter in Folge denkbar. ben ergeben , dass das Bremer Proj ekt deu tlich über dem 
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Weiterbilden! 

Bedarfsgerechte 
Weiterbildung für 
Ihren Betrieb 
Gabriele Marchl, 
Gerhard Stark 

Es wird der Kooperationsprozeß zwischen klei · 
nen und mitt leren Unternehmen (KMU) und 
einem Bildungsträger vorgestellt. Geschäfts­
führer und Führungskräfte, Personal- und Wei ­
terbildungsverantwortliche · in KMU erhalten 
praktische Hinweise zur Auswahl eines Bil­
dungsträgers, zur Beurteilung seiner Leistun­
gen, zu Verhandlungen und Vereinbarungen 
sowie der Qualitätssicherung und Erfolgskon­
trolle von durchgeführten Qualifizierungsmaß­
nahmen. 

1999, Besteii-Nr. 110.367, 27 Seiten, Format A4 
Preis 15.- DM 

Anmerkungen 

Das Bremer Pilotprojekt wird 

fin anziere aus Mitteln der GI 

A DA PT der Europäischen 

Union , aus Mitteln der Bun-

desallS talt für Arbeit und des 

Senators für Arbeit, Bremen. 

2 Da auf di e Besonderheiten der 

transnationalen Kooperatio -

nen hier nicht weiter einge -

gangen werden kann , z itieren 

wir eine kurze Z usammenfas -

sung: .. Die mit Jobrota tion 

möglich e Vereinigung von be -

schäftigungs - , arbei tsmarkt- . 

weit erbildungs - und 

geschäftspolitischen Z ielset -

z ungen wird auch auf euro -

päischer Ebene gesehen. Der 

Will e z ur lnitii erung und 

Implementierung von }obrota-

tion -Modeli -Projekten ist 

explizit vorhanden und hat 

bereits z ur Einrichtung spez i-

eller Jobrotation -Projekte in 

fa st allen Ländern der Euro -

päischen Union ge führt. 
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3 

4 

I 

Diese haben sich in dem von 

Dänemark koordinierten Netz­

werk EU Jobrotation z usam­

mengeschlossen. " Bölke-Zeu­

ner. G.: Uhrig, B.: Jobrotation 

- ein Spiel. bei dem es nur 

Gewinner gibt? In : Gewerk ­

schaftliche Bildungspolitik 

314-99, S. /6 - 19 

Die Frage nach der Überfraeh­

rung eines einzelnen Projekts 

bleibt in diesem Zusa mmen­

hang während der gesamten 

Durchführung virulent: Projek ­

te mit einer derart komplexen 

Zielstruktur müssen über ent ­

sprechendes Personal verfügen , 

um die A ufga benfülle bewälti ­

gen zu können. 

Vgl . dazu auch: Behringer, F.: 
Jobrotation - eine .,Patent­

lösung" für die Problem e auf 

dem europäischen Arbeits­

markt?, in: Vierteljahreshefte 

zur Wirtschaftsforsch ung 67 

(1998) 4, s. 328 f. 

Durchschnitt li egt. Eine genaue Untersuchung der Gründe 

muss noch erfolgen, es wird jedoch bereits j etzt in Ge ­

sprächen mit Firmeninhabern und Personalverantwort­

lichen deutlich, dass vier Gesichtspunkte eine entschei ­

dende Rolle spielen: 

• Die genaue, wissenschaftlich fundierte Erhebung der be­

trieblichen Situation , der Bedarfe und Kooperations­

möglichkeiten des Betriebs, der dadurch für das Angebot 

sensibilisiert wird. 

• Die individuelle Vorbereitung des Stellvertreters im be­

triebsnahen Arbeitsprozess eines Beschäftigungsträgers. 

• Die für die Betriebe unkomplizierte und unbürokratische 

Kooperationsmöglichkeit auf der Grundlage von ABM­

gestützten sozialversicherungspflichtigen Beschäfti ­

gungsverhältnissen der Stellvertreter beim Träger. 

• Die Beratung der Betriebe in Fragen der Fördermöglich­

keiten bei der Personalentwicklung (z. B. Einstellungs­

beihilfen u. ä .). 

Damit sind Faktoren benannt, die auch für die zukünftige 

Konstruktion von JobRotation-Proj ekten von Bedeutung 

sein dürfte n. Überlegungen, den Projekttyp zum Regel ­

instrument der Arbeitsmarktpolitik zu machen , so llten 

diese Kriterien im Auge behalten. • 

5 Mit einer Arbeitslosenquote einer bes timmt en Branche 

von 13.9 % der abhängigen (Weiterbildung Automobilbe-

zivilen Erwerbspersonen und rufe) arbeiten und ihre Stell -

einem Anteil der Langzeitar- vertreter ebenfalls aus der 

beitslosen von 39 % (Za hlen Branche ak quirieren. In einem 

der Bundesansta lt vom Mai solchen Fall sind natürlich 

1999} verzeichnet Bremen ganz andere Planungen für 

nach wie vor ein erhebli ches den Stellvertreterpool möglich. 

Arbeits losigkeitsproblem. 7 Schmid , G .. Jobrotation - ein 

Nicht nur vor diesem Hinter- Modell für Deutschland?. 

grund wurde das Projekt }ob- Frankfurter Rundschau vom 

rotation des alz Bremen -Nord 29. 04. 1999 

e. V. zu einem wichtigen 8 Klaus Hahne, Multimedia -

Bestandteil des ,Regionalen Perspektiven für eine arbeits -

Beschä ftigun gs bündnisses orientierte Aus- und Weiter-

Bremen und Bremerhaven ': bildung im Handwerk . BWP 

hinzu kommt. dass der Kon - 27/ 199816, s. 34ff. 

kurs der Bremer Großwerft Vgl. dazu auch. Berufliche 

Vulkan AG die Men schen und Fortbildungszentren der 

die regionalen Strukturen Bre - Bayerischen Arbeitgeberver-

men -Nords besonders hart bände e. V. (Hrsg.) , Klein - und 

getroffen hat. Millelbetriebe als lernende 

6 Das Bremer Projekt kooperiert Unternehmen. Formen der 

mit zwei Weiterb ildungsträ - Z usammena rbeit vo n Bi! -

gern aus Frankreich und Bel - dungs trägem und KMU, 

gien, die als Organisa tionen Bielefeld 1996, S. 29 ff. 



FACHBEITRAG 

Wie hoch sind die Ausbildungs­
vergütungen im Vergleich zu 
löhnen und Gehältern? 

• ln welchem Verhältnis die Ausbildungsver-

gütungen zu den Löhnen und Gehältern der 

ausgebildeten Fachkräfte stehen, ist eine bis-

her weitgehend ungeklärte Frage. Zwar liegen 

detaillierte Angaben zu Höhe und Struktur der 

Ausbildungsvergütungen sowie der Löhne und 

Gehälter vor, der Zusammenhang zwischen 

ihnen wurde aber bisher nicht untersucht, da 

miteinander vergleichbare Daten auf breiter 

Basis nicht verfügbar sind. Auf der Grundlage 

ausgewählter tariflicher Vereinbarungen soll 

in diesem Beitrag daher exemplarisch die 

Relation von Ausbildungsvergütungen zu Löh-

nen bzw. Gehältern betrachtet werden, und 

zwar vor dem Hintergrund ihrer Relevanz für 

Ausbildungsentscheidungen. 

R/CHARD V. BARDELEBEN 

Diplomhandelslehrer, Leiter des Arbeits­

bereichs " Qualifikationskonzepte, Fachkräf­

tebedarf, Qualifizierungsstrategien " im 8188 

URSULA BEICHT 

Mitarbeiterin im Arbeitsbereich " Bildungs­

ökonomie, Kosten und Nutzen" im 8188 

Entscheidungsrelevanz der 
Ausbildungsvergütungen 

Für die Betriebe sind die Ausbildungsvergütungen der be­
deutendste Kostenfaktor bei der Ausbildung. Die Vergü ­
tungen differieren aber stark nach Wirtschaftszweigen und 

Regionen. Im Durchschnitt entfallen auf sie 36% der Brut­
toausbildungskosten.1 Sie beeinflussen somit in starkem 
Maße die Gesamtausbildungskosten, die ihrerseits - vor al­
lem unter dem zunehmenden Kostendruck in den Betrie­
ben - Auswirkungen auf die Zahl der bereitgestellten Aus­

bildungsplätze haben. Die Betriebe stehen dabei grundsätz­
lich vor der Alternative, Arbeitskräfte mit den benötigten 
Qualifikationen entweder durch eigene Ausbildung oder 

durch Weiterbildung von vorhandenen bzw. neu einzustel ­
lenden Mitarbeitern zu gewinnen. Werden vergleichbare 
Qualifizierungszeiten unterstellt, so spricht für den Betrieb 
unter Kostenaspekten umso mehr für die eigene Ausbil­

dung, j e größer die Spanne zwischen Ausbildungsvergü­
tungen und Löhnen bzw. Gehältern ist. Das heißt, j e gerin­
gere Personalkosten der Auszubildende im Vergleich zu ei­
nem normalen Mitarbeiter verursacht, umso günstiger ist 
es für einen Betrieb, statt eines Beschäftigten einen Aus­
zubildenden zu qualifizieren. 
Als weiterer Aspekt kommt hinzu, dass die Auszubilden­

den im Rahmen ihrer Ausbildung produktive Tätigkeiten 
im Betrieb verrichten. Die produktiven Arbeiten des Aus­
zubildenden sind für den Betrieb so viel wert, wie er für 
die gleiche Leistung einer entsprechenden Arbeitskraft, also 
in der Regel einem Facharbeiter bzw. Fachangestellten, 
zahlen müsste . Dies bedeutet wiederum, dass es für einen 
Betrieb umso vorteilhafter ist, statt einer Fachkraft einen 
Auszubildenden einzusetzen, je niedriger die Ausbildungs­
vergütung im Vergleich zum Lohn- und Gehaltsniveau ist. 

Für die Jugendlichen spielt bei der Wahl des Ausbildungs­
berufs und -betriebs - neben vielen anderen Faktoren -

auch der Aspekt eine Rolle, was sie dort während der Aus­
bildung verdienen können. Noch viel wichtiger dürfte als 

I 
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Entscheidungskriterium jedoch sein, mit welchem Verdienst 

sie als Fachkraft nach der Ausbildung rechnen können . 

Hier stel lt sich die Frage. ob und inwieweit die Ausbil­

dungsvergütungen Rückschlüsse auf die künftig zu erwar­

tende Bezahlung im betreffenden Beruf zulassen. Bedeutet 

eine niedrige Ausbildungsvergütung, dass auch das spätere 

Einkommen gering sein wird, oder garantiert eine hohe 

Ausbildungsvergütung künftig einen guten Verdienst? Be­

stehen solche Zusammenhänge? 

Auswertungsverfahren 

Nach § 10 Berufsbildungsgesetz haben die Auszubildenden 

gegenüber ihrem Ausbildungsbetrieb einen rechtlichen An­

spruch auf eine angemessene Vergütung. Die Ausbildungs­

vergütung hat - anders als die Löhne und Gehälter - nicht 

allein die Funktion eines Entgelts für im Betrieb geleistete 

Arbeit, vielmehr soll sie dem Auszubildenden auch eine fi­

nanzielle Hilfe zur Durchführung der Berufsausbildung si­

chern.2 Was unter diesen Aspekten als angemessen anzuse­

hen ist, hat der Gesetzgeber im wesentlichen der Beurtei­

lung durch die Tarifpartner überlassen. 

In den meisten Wirtschaftszweigen wird daher die Höhe 

der Ausbildungsvergütungen - ebenso wie die Löhne und 

Gehälter - in Tarifverträgen vereinbart. Für alle tarifge­

bundenen Betriebe sind die festgelegten Sätze verbindlich. 

Die nicht tarifgebundenen Betriebe dürfen nach dem der­

zeitigen Stand der Rechtsprechung die in ihrem Bereich 

geltenden tariflichen Ausbildungsvergütungen um höch­

stens 20% unterschreiten; hinsichtlich der Löhne und 

Gehälter gibt es eine vergleichbare Richtlinie nicht. 

Das deutsche Tarifsystem ist gekennzeichnet durch eine 

sehr starke Differenzierung nach Wirtschaftszweigen und 

Regionen. Eine Datenquelle , die einen Vergleich von Aus­

bildungsvergütungen mit Löhnen und Gehältern auf breiter 

bzw. repräsentativer Basis ermöglichen würde, ex istiert 

nicht. Die hier dargestellte Auswertung musste sich daher 

auf eine begrenzte Zahl von Tarifvereinbarungen be­

schränken3 Die Grundlage bildet eine aktuelle Zusammen­

stellung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord­

nung. die zum Stand 1. Januar 1999 entsprechende Anga­

ben aus exemplarisch ausgewählten Tarifbereichen enthält. 4 

Die Tarifverträge haben meist einen auf das Gebiet be­

stimmter Bundesländer oder der alten bzw. neuen Länder 

begrenzten Geltungsbereich . In die Auswertung gingen 

insgesamt 78 Tarifverträge ein , je zur Hälfte aus West- und 

Ostdeutschland. Es überwiegen Tarifvereinbarungen aus 

der Industrie; daneben sind Tarifverträge für den Dienst­

leistungsbereich. für wichtige Handwerkszweige sowie für 

die Landwirtschaft und den öffentlichen Dienst einbezo­

gen. Die Zahl der Beschäftigten in den berücksichtigten Ta­

rifbereichen reicht von wenigen Tausend bis zu mehreren 
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Hunderttausend . Insgesamt sind dort rund 9 Mio. Arbeit­

nehmer vertreten und damit etwa ein Drittel der sozialver­

sicherungspflichtig Beschäftigten. 

In den Tarifbereichen sind in der Regel einheitliche Vergü­

tungssätze für alle Auszubildenden vereinbart. Manchmal 

sind ab einem bestimmten Lebensalter. meist ab 18 Jahren , 

erhöhte Beträge vorgesehens Nur vereinzelt gibt es Unter­

schiede zwischen gewerblichen und kaufmännischen Aus­

zubi ldenden . Die Vergütungen werden für die einzelnen 

Ausbildungsjahre als Monatsbeträge festgelegt , die von 

Lehrjahr zu Lehrjahr ansteigen. 

In den meisten Tarifbereichen gibt es für die gewerblichen 

und die kaufmännischen Arbeitnehmer getrennte Lohn­

und Gehaltsvereinbarungen. Einheitliche Entgelte, wie z. B. 

in der chemischen Industrie, sind selten. Bei der Auswer­

tung musste daher zwischen gewerblichem und kaufmän­

nischem Bereich unterschieden werden. 6 Die Löhne und 

Gehälter sind differenziert nach der Schwierigkeit der aus­

zuübenden Tätigkeit und der beruflichen Qualifikation (Be­

rufsausbildung , Berufserfahrung, Zusatzqualifikationen) . 

teilweise zusätzlich nach Lebensalter oder Beschäftigungs­

dauer. ' Zugrunde gelegt sind hier die so genannten Eck­

löhne und vergleichbaren Gehälter, die für Arbeitnehmer 

mit mindestens dreijähriger Berufsausbildung. aber ohne 

weitere Berufserfahrung oder Zusatzqualifikation. vorgese­

hen sind. Dieser Tarifgruppe werden Absolventen einer be­

trieblichen Berufsausbildung zugeordnet, wenn sie einen 

ausbildungsadäquaten Arbeitsplatz erhalten. ' 

Ergebnisse 

DURCHSCHNITTLICHE VERG ÜTU NGSANTEI LE 

Die Ausbildungsvergütungen erreichen im Durchschnitt 

des ersten bis dritten Lehrjahres im gewerblichen Bereich 

32% der Ecklöhne der Facharbeiter (vgl. Tabelle 1). Im 

kaufmännischen Bereich liegen sie bei durchschnittlich 

35% der Gehälter der Fachangestellten . Eine Differenzie­

rung nach Ausbildungsjahren ze igt , dass der Anteil der 

Ausbildungsvergütungen an den Fachkräfteentgelten im 

gewerblichen Bereich von 28 % im ersten auf 36% im drit­

ten Jahr anste igt ; im kaufmännischen Bereich erhöht er 

sich von 31% im ersten auf 39% im dritten Lehrjahr. Da­

mit nähern sich die Vergütungen durch die jährlichen Stei­

gerungen während einer dreijährigen Ausbildungsdauer in 

beiden Bereichen nur um durchschnittlich acht Prozent ­

punkte den Ecklöhnen bzw. Gehältern an. Bemerkenswert 

Ausbildungs­

vergütungen: 

1/3 des Lohn-/ 

Gehaltsniveaus 

ist, dass die j eweilige Rela­

tion der Ausbildungsvergü­

tungen zu den Entgelten 

der Fachkräfte bei einer Un­

terscheidung nach alten 

und neuen Ländern prak-
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FACHBEITRAG 

Ausbildungsvergütung Gewerblicher Bereich Kaufmännischer Bereich 

Anteil am Ecklohn Anteil am Fachkraftgehalt 

ins- alte neue ins- alte neue 
gesamt Länder Länder gesamt Länder Länder 

1. Ausbildungsjahr 28% 28% 28% 31% 31% 30% 

2. Ausbildungsjahr 32% 32% 32% 35% 35% 34% 

3. Ausbi ldungsjahr 36% 36% 36% 39% 40% 38% 

Durchsch nitt (1.-3 . AJ) 32% 32% 32% 35% 35% 34% 

Tabelle 1 Durchschnittlicher Anteil der Ausbildungsvergütungen am Ecklohn 
bzw. Gehalt insgesamt sowie in den alten und neuen Ländern 
(in Prozent) 

tisch unverändert bleibt. Dies verdeutli cht , dass sich im 

Osten bei den Ausbild ungsvergütungen, Löhnen und 

Gehältern vergleichbare Strukturen gebildet haben. Das Ta­

rifniveau liegt dort aber generell niedriger: Bei den Löh­

nen und Gehältern werden derzeit 90,5% der westlichen 

Höhe erreicht, bei den Ausbildungsvergütungen 89 %.9 

Die Angaben zum durchschnittlichen Anteil der Ausbil ­

dungsvergütungen an den Ecklöhnen und Gehältern basie­

ren auf den j eweiligen arithmetischen Mittelwerten ; j eder 

Tarifbereich ging dabei mit dem gleichen Gewicht in die 

Berechnung ein w Ermittelt wurde für den gewerbli chen 

Bereich eine Ausbildungsvergütung von 1.025 DM pro Mo­

nat im Durchschni tt des ersten bis dritten Lehrjahres (alte 

Länder: 1.093 DM ; neue Länder: 957 DM) sowie ein mitt­

lerer monatlicher Ecklohn von 3.201 DM (a lte Länder : 

3.377 DM ; neue Länder: 3.025 DM). Für den kaufmänni­

schen Bereich liegt der errechnete Ausb ildungsvergütungs­

durchschnitt bei 1.033 DM (alte Länder: 1.100 DM ; neue 

Länder : 966 DM) und das durchschnittliche Geha lt bei 

2.978 DM (alte Länder: 3.120 DM; neue Länder: 2.835 DM) . 

Hier zeigt sich, dass die Gehälter der Fachkräfte im Durch­

schni tt etwas niedriger als die Ecklöhne sind ; dies ist der 

wesentliche Grund fü r den im kaufmännischen Bereich et­

was größeren Anteil der Ausbildungsvergütungen an den 

Fachkräfteentgelten. 

An dieser Stelle ist nochmals ausdrücklich darauf hinzu­

weisen , dass die einbezogenen Tarifverträge nicht reprä­

sentativ sind. Rückschlüsse auf das generelle Niveau der 

Ausb ildu ngsvergütungen , Ecklöhne und entsprechenden 

Gehälter in Deutschland sind somit nicht erlaubt. Die hier 

errechneten durchschnittlichen Ausbildu ngsvergütungen 

liegen allerd ings relativ nah an den Ergebnissen der Da­

tenbank Ausbildungsvergütungen des Bundesinstituts für 

Berufsbildung. Dort wurde zum Stand 1. Oktober 1998 für 

das gesamte Bundesgebiet ein Vergütungsdurchschnitt von 

1.042 DM pro Monat ermittelt; fü r die alten Länder betrug 

er 1.067 DM und für die neuen Länder 951 DM. " 
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VERTEILUNGEN DER VERGÜTUNGSANTEILE 

Wird der Blick auf die einzelnen Tarifbereiche gerichtet, so 

zeigen sich erhebliche Unterschiede: Im gewerblichen Be­

reich beträgt die Ausbildungsvergütung - im Durchschnitt 

über die ersten drei Lehrjahre - in einigen Tarifbereichen 

weniger als 25% und in einigen über 40% des Ecklohnes. 

Am häufigsten, d. h. in zwei Fünftein der Tarifbereiche, 

nimmt sie einen Anteil von 30% bis 35 % des Ecklohns ein 

(vgl. Tabelle 2). Bei der entsprechenden Verteilung im kauf­

männischen Bereich ist eine noch stärkere Streuung fest­

zustellen, wobei auch hier die Ausb ildungsvergütungen -

mit gut einem Viertel der Tarifbereiche - am häufigsten ei­

nen Anteil von 30 % bis 35% des Fachkräftegehalts errei­

chen (vgl. Tabelle 3). 

Hinsichtlich des Anteils der Ausb ildungsvergütungen 

(Durchschnitt der drei Lehrj ahre) am Ecklohn bzw. Gehalt 

sind in den untersuchten Tarifbere ichen fo lgende Extrem­

werte zu verzeichnen : Im gewerblichen Bereich liegt der 

niedrigste Wert bei 23 %, der höchste bei 43 %. Die 

Schwankungsbreite im kaufmännischen Bereich reicht von 

25% als niedrigstem bis zu 51% als höchstem Wert. 

Bei der Differenzierung nach den einzelnen Ausbildungs­

j ahren treten aufgrund der lehrj ahrspezifischen Unter­

schiede der Ausbildungsvergütungen entsprechend unter­

schiedliche Verteilungen au f (siehe Tabellen 2 und 3). 

Ebenso unterscheiden sich die in den einzelnen Lehrj ahren 

festzustellenden Extremwerte hinsichtlich des Anteils der 

Ausbildungsvergütungen an Löhnen und Gehältern: Im ge­

werb lichen Bereich schwan ken die Vergütungen im ersten 

Lehrj ahr zwischen 17 % und 39% des Ecklohns , im zweiten 

Jahr zwischen 21% und 42 % sowie im dritten Jahr zwi­

schen 26% und 48 %. Im kaufmännischen Bereich errei­

chen die Ausbildungsvergütungen im ersten Lehrjahr 19 % 

bis 4 7 % des Gehalts einer Fachkraft, im zweiten Jahr 25% 

bis 52 % und im dritten Jahr 28 % bis 56 %. 

Die festgestellten relat iv starken Unterschiede in der Rela­

tion der Ausbi ldungsve rgütungen zu den Entgelten der 

Fachkräfte deuten bereits darauf hin , dass es einen sehr en ­

gen Bezug zwischen diesen Größen nicht gibt. Dies wird 

dadurch bestätigt, dass die Ausbildungsvergütungen in den 

untersuchten Tarifbereichen nur verhältnismäßig schwach 

mit den Löhnen und Gehältern korrelieren. 12 Insofern kann 

von der Höhe der Löhne und Gehälter nur bedingt auf die 

Höhe der Ausbildungsve rgütungen geschlossen we rden 

und umgekehrt, was insbesondere für den kaufmännischen 

Bereich gil t. 

VEREINBARUNGEN EINZELNER TARIFBEREICHE 

Es wird exemplarisch an Vereinbarungen ausgewählter Ta­

rifbereiche ve rd eutlicht, dass hinter einem hohen bzw. 

niedrigen An teil der Ausbildungsvergütungen an den Eck­

löhnen und Gehältern der Fachkräfte ganz unterschiedliche 

Sachverhalte stehen kön nen. 



Tabelle 2 
Anzahl der Tarifbereiche nach 
Anteil der Ausbildungsvergü­
tungen am Ecklohn im gewerb­
lichen Bereich 

Anteil der Ausbildungs- Anzahl der Tarifbereiche 
vergütung am Ecklohn Berechnungsbasis: Ausbildungsvergütung im ... 

(absolut und in Prozent) Durchschnitt 1.-3. AJ 1. Ausbildungsjahr 2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 

Unter 25% 5 7% 19 26% 4 6% 

25 %-unter 30 % 17 24% 25 35% 19 26% 9 12% 

30 % - unter 35 % 29 40% 12 17 % 29 40% 18 25% 

35 % - unter 40 % 15 21% 16 22% 14 20% 25 35% 
40 % - unter 45 % 6 8% 6 8 % 17 24 % 

45% und mehr 3 4% 

Insgesamt 72 100% 72 100 % 72 100% 72 100% 

Tabelle 3 

Anteil der Ausbildungs- Anzahl der Tarifbereiche 
vergütung am Gehalt Berechnungsbasis: Ausbildungsvergütung im ... 

Anzahl der Tarifbereiche nach 
Anteil der Ausbildungsvergü­
tungen am Fachkräftegehalt im 
kaufmännischen Bereich 
(absolut und in Prozent) Durchschnitt 1.-3. AJ 1. Ausbildungsjahr 2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 

Unter 25% 13 17% 
25 %-unter 30 % 19 25% 27 35% 21 27% 6 
30 % - unter 35 % 22 28% 7 9% 20 26% 20 

35 %-unter 40 % 14 18% 20 25% 14 18% 15 
40 % - unter 45 % 17 22% 9 11% 18 23% 15 
45 % - unter 50 % 5 6% 2 3% 4 5% 13 

50 % und mehr 1 % 1 % 9 

Insgesamt 78 100% 78 100% 78 100 % 78 

Auf Seite 33 finden Sie dazu eine detaillierte Übersicht, in In der Druckindustrie (alte Länder, neue Länder) werden 

der aus zehn Wirtschaftszweigen jeweils ein Tarifvert rag überdurchschnittliche Ausbildungsvergütungen gezahl t. 

fü r die alten und neuen Länder berücksichtigt ist. Die Ecklöhne sind ebenfalls relativ hoch, die Gehälter der 

Die Tarifvereinbarungen aus der Landwirtschaft (B ayern, 

Sachsen) sind ein Beispiel für leicht unterdurchschnittliche 

Ausb ildungsvergütlingen, relativ niedrige Ecklöhne und 

geringe Gehälter. Die Ausbildungsvergütungen erreichen 

daher einen hohen Anteil am Gehalt einer Fachkraft (West: 

49 Ofo ; Ost: 44 Ofo); der Anteil an den Ecklöhnen ist dagegen 

deutlich niedriger (West: 35 Ofo; Ost: 33 Ofo). IJ 

In der chemischen Industrie (Nordrhein, neue Länder) lie­

gen die Löhne, Gehälter und Ausb ildungsvergütungen re­

lativ hoch. Die Relation der Ausbi ldungsvergütung zum 

Fachkräfteverdienst (West: 34 Ofo; Ost: 32 Ofo) entspricht in 

etwa dem Gesamtdurchschnitt 

In den Tarifgebieten der Metall- und Elek troindustrie (Bay ­

ern, Sachsen) stehen den relativ hohen Ausbildungsvergü­

tungen Löhne und Gehälter in mittlerer Größenordnung 

gegenüber. Die Ausbildungsvergütungen erreichen einheit­

li ch 39 Ofo des Fachkräfteentgelts. 

Die ausgesuchten Tarifvereinbarungen aus dem Kraftfahr­

zeuggewerbe (Niedersachsen, Sachsen-Anhalt) sind ge­

kennzeichnet durch relativ niedrige Ausbildungsvergütun­

gen und - vor allem im Westen - unterdurchschnittliche 

Ecklöhne im gewerb lichen Bereich. Dies bewirkt einen ver­

gleichsweise geringen Anteil der Ausbildungsvergütungen 

an den Ecklöhnen (West: 29 Ofo, Ost: 24 Ofo). 

Fachangestellten dagegen deutlich niedriger. Die Ausbil ­

dungsvergütungen erreichen somit je 37 Ofo des Ecklohns 

und annähernd die Hälfte des Fachkräftegehalts. 

Im Bäckerhandwerk (Bayern, Sachsen) sind die Ausbil­

dungsvergütungen relativ niedri g. Während sich die Eck­

löhne und Gehälter im Westen auf einem mittleren Niveau 

bewegen, liegen sie im Osten deutlich unter dem Durch­

schnitt. Die Ausbildungsvergütungen erreichen sowohl im 

gewerblichen (West: 26 Ofo ; Ost : 30 Ofo) als auch im kauf­

männischen Bereich (West: 28 Ofo; Ost: 26 Ofo) nur einen re­

lativ geringen Anteil an den Fachkräfteentgelten. 

Die Ausbildungsvergütungen im gewerblichen Bereich des 

Bauhauptgewerbes (alte Länder, neue Länder) zählen zu 

den höchsten in Deutschland, und auch die Ecklöhne lie­

gen weit über dem Durchschnitt. Die Ausb ildungsvergü­

tungen erreichen 33% des Ecklohns. Ein Grund für die sehr 

hohen Ausbildungsvergütungen ist darin zu sehen, dass 

das Bauhauptgewerbe im Westen seit langem unter Nach­

wuchsmangel an Fachkräften leidet, dem durch attraktive 

Vergütungszahlungen entgegengewirkt werden soll. 

Im Maler- und Lackiererhandwerk (alte Länder, neue Län­

der) ist die Relation der Ausbildungsvergütungen zu den 

Ecklöhnen der Facharbeiter in West und Ost mit jeweils 

23 Ofo am ungünstigsten. Hierfür sind neben den leicht un­

terdurchschni ttlichen Ausbildungsvergütungen die ver­

gleichsweise sehr hohen Ecklöhne verantwortlich . 

I 
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Im Einzelhandel (Nordrhein-Westfalen , Thüringen) liegen 

die Ausbildungsvergütungen leicht über dem Durchschnitt, 

während das Gehaltsniveau im kaufmännischen Bereich 

vergleichsweise niedrig ist. Die Ausbildungsvergütungen 

erre ichen daher jeweils einen relativ hohen Anteil an den 

Gehältern (West: 44 %, Ost: 40 %) . 
Das private Bankgewerbe (alte Länder, neue Länder) ist 

nicht nur bekannt für relativ günstige Gehälter, sondern 

auch für vergleichsweise hohe Ausbildungsvergütungen. 

Die Ausbi ldungsvergütungen betragen jeweils 39% des 

F achkräftegehalts. 

Fazit 

Sowohl die Höhe der Ausbildungsvergütungen als auch ihr 

Verhältnis zu den Löhnen und Gehältern der ausgebilde­

ten Fachkräfte unterscheiden sich je nach Wirtschaftszweig 

und Region sehr stark. Dies bedeutet, dass die Ausb il ­

dungsvergütungen a ls Kostenfaktor der Betriebe bei der 

Ausbildung eine sehr unterschiedliche Bedeutung haben. 

Forderungen nach einer generellen Absenkung der Ausbil­

dungsvergütungen - beispielsweise um ein Drittel oder so­

gar um die Hälfte -, wie sie aufgrund der erheblichen Eng­

pässe auf dem Lehrstellenmarkt erhoben werden , erschei­

nen vor diesem Hintergrund nicht gerechtfertigt. 

Auf der einen Seite gibt es Branchen, in denen die Ausbil­

dungsvergütungen vergleichsweise niedrig sind und auch 

ihr Anteil an den Fachkräfteentgelten gering ist. In diesen 

Anmerkungen 

Vgl. Barde/eben. R. v.: Beicht, und der Relation zu den Aus-
U.: Feher, K.: Was kostet die bildungsvergütungen gestellt. 

betriebliche Ausbildung? Fort - Da zu den Tariflöhnen und 

schreibung der Ergebn isse -gehä ltern keine Angaben vor-

I 991 auf den Stand 1995. liegen, die mit den Ergebnissen 

Bie1efeld I 997. der . Datenbank Ausbildungs-

2 Vgl. Bei ehe. U.: Ausbildungs- vergütungen" vergleichbar sind, 

vergütungen in der beeriebli - erfolgte nun erstmalig die vor-

chen Berufsausbildung. Ent - liegende Auswertung ausge-

wiek Jung der tariflichen Ver- wählter Tarifvereinbarungen. 

gütungen in Deutschland von 4 Vgl. Bundesministerium für 

I 976 bis 1996. Bielefeld Arbeit und Sozia lordnung: 

1997. insbes . S. 12-27 Tarifvertragliche Regelungen in 

3 Es handelt s ich um eine San - ausgewählten Wircschaftsz wei -

derauswercung im Rahmen des gen. Bann I 999 

Vorhabens .. Datenbank Ausbil - 5 in der Auswercung wurde dann 

dungsvergütungen" des BIBB. jeweils dieser erhöhte Betrag 

In diesem Vorhaben werden berücksichtigt . 

j ährlich die Struktur der tarif- 6 Für den gewerblichen Bereich 

Iich en Ausbildungsvergütungen konnten nur 72 Tarifvercräge 

analysiert , und es wird die einbezogen werden, da es z. B. 

Vergütungsentwicklung be- bei Banken und Versicherun -

obachtet. Dabei wird von Inte- gen keine Vereinbarungen für 

resseiHen auch immer wieder Arbeiter gibt. 

die Frage nach den Verdiensten 7 Hinsichtlich der Beschäftigungs-

der ausgebildeten Fachkräfte dauer wurde die niedrigste , hin -
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Fällen ist die eigene Ausbildung - insbesondere auch im 

Vergleich zur Weiterbildung von Arbeitskräften - unter 

Kostengesichtspunkten als günstig einzuschätzen, zumal 

auch der produktive Einsatz der Auszub ildenden hier als 

besonders vorteilhaft zu bewerten ist. Auf der anderen 

Seite gibt es j edoch auch Wirtschaftszweige, für die hohe 

Ausbildungsvergütungen vereinbart wurden, die einen re­

lativ großen Anteil am Entgelt einer Fachkraft erreichen. 

Hier sollten über di e "Anreizwirkung" einer attraktiven 

Ausbildungsvergütung in bedarfsgerechtem Umfang Nach­

wuc hskräfte gewonnen oder leistungsfäh ige Jugendliche 

mit höheren Schulabsch lüssen angesprochen werden. In 

diesen Tarifbereichen wurde die Kostenbelastung der Be­

triebe in den letzten Jahren zum Teil bereits durch ein Ein­

frieren oder sogar Absenken der Ausbildungsvergütungen 

(z. B. 1997 im Bauhauptgewerbe) begrenzt. Das "Austarie­

ren" der angemessenen Höhe der Ausbildungsvergütungen 

sollte auch künftig bei den Tarifpartnern verbleiben, da sie 

die spezifischen Gegebenheiten in ihren Bereichen am be­

sten beurteilen können. 

Aus Sicht der Jugendlichen zeigen die Ergebnisse, dass von 

der Vergütung, die ihnen während der Ausbildung gezahlt 

wird , nur sehr bedingt Rückschlüsse auf die späteren Ein­

kommen möglich sind . Der Höhe der Ausbildungsvergü ­

tungen sollte daher bei der Entscheidung für einen be­

stimmten Beruf und Ausbildungsbetrieb kein zu großes Ge­

wicht beigemessen werden. Vielmehr sollten das Interesse 

am Beruf, die persönlichen Neigungen und Fähigkeiten so­

wie die beruflichen Perspektiven, die dieser Ausbildungs­

gang eröffnet, bei der Wahl im Vordergrund stehen. • 

s ichtlich des Alters die höchste hereichen nicht in Betracht, da 

Stu fe berücksichtigt. Die höch - die großen Tarifbereiche das 

ste A ltersstufe ist bei den Löh- Ergebnis übermäßig stark 

nen meist mit dem 21. Lebens - beeinflusst hätten. 

Jahr erreiche, bei den Gehäl- II Vgl. Tarifliche Ausbildungs -

lern vor dem 30. Lebensjahr. vergütungen 1998 Ieiche 

8 Löhne und Gehä/eer, die a uf erhöhe. a. a. 0. 

Stunden - oder Wochenbasis 12 Wird als statistisches Maß für 

festgelegt sind. wurden anhand den Zusammen hang der Aus-
der tariflichen Regelarbeilszeit bildungsvergütungen (Durch -

a uf einen Monatsbetrag umge- schnitt der ersten drei Lehr-

rechnet. Sonderzahlungen wie Jahre) und der Löhne bz w. Ge -

Urlaubsgeld, 13. Monatsgehalt hälter der Korrelationskoeffi -

sind nicht einbezogen . z ient nach Pearson berechnet. 

9 Vgl. Bundesministerium für so erg ibt sich für den ge werbli -

Arbeit und Sozialordnung: chen Bereich ein Wert von 

Tarifvertragliche Arbeitsbedin - r 0 , 65 und für den kaufmän -

gungen im Jahr I 998. Bann nischenBereichvon 

1999, S. 16 und 28: vgl. Diese Ergebnisse drü cken einen 

auch: Tarifliche Ausbildungs- positiven Z usammenhang a us. 

vergütungen 1998 leicht der jedoch als relativ schwach 

erhöht. In : BIBB aktuell einzuschätzen ist. 

111999. S. 2 -3 13 Es wird immer die durch-

10 Eine Gewichtung mit der Be - schnittliehe Ausbildungsvergü -

schäftigtenzahl kam aufgrund tung bezogen auf die ersten 

der begrenzten Zahl von Tarif- drei Lehrjahre zugrunde gelegt. 
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Berufsausbildung in Norwegen 
nach der Reform von 1994 

• Reisen bildet. Wir möchten die Leser der 

BWP zu einer Bildungsreise nach Norwegen 

einladen. Dort arbeitet Oie lmsland, den wir' 

über die aktuellen Reformen in der beruf-

Iichen Bildung befragt haben. Auch in Norwe-

gengarantiert man jedem Jugendlichen einen 

Ausbildungsplatz, wie es z. B. im Ausbildungs-

konsens NRW geschieht. Aber im Rahmen 

eines Ausbildungssystems, dessen betrieb-

liehe Komponenten bei weitem nicht so domi-

nant sind wie im dualen System. 

Bildet reisen? Zumindest erhält der Leser 

Anregungen, wie ein modernes Berufsbil-

dungssystem aufgebaut sein kann, das sowohl 

den Bildungsbedürfnissen der nachwachsen-

den Generation als auch den Interessen der 

Wirtschaft nach qualifizierten Mitarbeitern 

Rechnung trägt. Diese Ziel hat sich die Berufs-

bildungsreform in Norwegen gesetzt . 

OLE IMSLAND 

Geschä fts füh rer der Stiftung Aus- und 

Weiterbildung Roga/and, Stavanger, 

Norwegen 

BI B B _ Welches waren die wichtigsten Gründe für die 
Reform der Berufsbildung in Norwegen? 

IM S LAND _Norwegen hat immer auf Deutschland gese­
hen, um von Deutschland zu lernen. Aber 1994 haben wir 
festgestellt, dass wir eine neue Struktur der Berufsbildung 
benötigen. Der wichtigste Punkt der Reform war, dass alle 
jungen Menschen eine Garantie vom Staat für eine mindes­
tens dreijährige Ausbildung mit Abschluss erhalten. 
Ein anderer Punkt war die neue Berufsstruktur: Wir haben 
jetzt nur noch 13 Grundkurse im ersten Berufsjahr, 90 fort ­
geschrittene Kurse (Module) im zweiten Ausbildungsjahr 
und für das dritte Jahr ca. 200 Facharbeiterberufe. 
Man weiß, dass die Menschen mit Berufsausbildung nur 
einmal im Leben Allgemeinbildung erwerben, und zwar 
zwischen 16 und 19 Jahren. Damit sollen sie vor allem auf 
ein lebenslanges Lernen vorbereitet werden , das sowohl 
Durchlässigkeit und sozialen Aufstieg als auch spätere 
Fortbildung und Umschulung erleichtert. 

BI B B_ Wer garantiert die Ausbildung? 

IMSLAND _Die jungen Menschen können aus den 13 
Grundkursen drei auswählen und haben die Garantie, dass 
sie einen (schulischen) Ausbildungsplatz bekommen. Auch 
wer nach den beiden schulischen Ausbildungsjahren kei­
nen betrieblichen Ausbildungsplatz erhält, kann die Aus­
bildung in der Schule fortsetzen. 
Das wird so vom Staat garantiert, was sicherlich einfacher 
ist in einem Land mit vier Millionen Menschen als in 
Deutschland. Alle können einen Abschluss erwerben. 

BI B B _ Wie vereinbaren sich aktuelle Qualifikationsanfor­
derungen für die die heutige Berufstätigkeit mit dem doch 
sehr vagen Begriff des lebenslangen Lernens? 

IM S LAND _ Gewiss, die heutigen Anforderungen ergeben 
sich aus Entwicklungen wie Globalisierung, Umweltzer­
störung, Computerisierung, Wissensrevolution. Man muss 

I 
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aber verstehen, dass die Menschen, die im letzten Jahr die­

ses Jahrhunderts qualifiziert werden, produktiv sein sollen 

für die nächsten 40 Jahre, also bis 2040. Man kann kaum 

erahnen , was in dieser Zeit auf die Entwicklung zukommt, 

man ist aber umso besser darauf vorbereitet, j e breiter di e 

Grundlagen gelegt sind . Dazu gehören selbstverständlich 

Fremdsprachen, Computersprachen, Mathematik. Das 

haben wir jetzt in den Grundkursen voll berücksichtigt. 

BI B B _ Wie ist die Berufsausbildung konkret organisiert? 

IM S lAND _Zunächst gehen die Lehrlinge (oder Schüler) 

zwei Jahre zur (Berufs-)Schule. Sie wählen im ersten Jahr 

einen von 12 Grundkursen und im zweiten Jahr einen vo n 

90 Schwerpunkten (Modulen). In diesen Jahren haben die 

jungen Leute Schülerstatus und auch keine Einkünfte . Für 

das dritte und ggf. vierte Ausbildungsjahr wird ein Ausbil ­

dungsvertrag mit einem Betrieb geschlossen. Wenn über 

diesen Weg keine Ausbildung gefunden werden kann , dann 

muss das Land die Ausbildung in der Schule durchführen. 

In diesen Fällen übern immt die Schule das dritte Ausbil ­

dungsjahr, das sich dann nicht mehr aufteilt in Ausbildung 

und Berufspraxis , sondern nur noch aus Ausbildung 

besteht. Der Berufsabschluss ist aber formal der gleiche. 

beiden Schuljahren bekommen die Schüler keine Vergü­

tung. Für ihre Ausbildungsleistung erhalten die Betriebe fü r 

die nicht produktiven Ausbildungsleistungen pro Lehrling 

ca. 19.000,- DM vom Staat. Ausbilden wird bei uns als eine 

öffentliche Aufgabe angesehen. 

BI B B _ Welche Übergänge gibt es von der Berufsbildung zur 

Universität? 

IMSlAND_Wer früher mit beruflicher Bildung zur Uni 

gehen wollte , musste das Gymnasium nachholen . Nach 

unserem heutigen modularisierten System kann man auch 

mit einem halben Jahr nach der vo llständigen Berufsaus­

bildung oder einem Jahr nach dem zweijährigen Grundkurs 

extra zur Uni gehen . 

Außerdem kann man während der beruflichen Bildung 

Module wä hlen , mi t denen man sich direkt für die Uni 

qualifizieren kann. Im Übrigen geht auch einer der drei­

zehn Grundkurse in die Richtung Allgemeinbildung und 

führt direkt zur Universität. 

BIBB _Ist eine Berufsausbildung mit anschließendem Stu­

dium überhaupt gefragt? 

IM S lAND _Es ist v iel einfacher, sich für eine Berufsaus­

bildung zu entscheiden, wenn man weiß, dass man später 

an die Uni gehen kann . Ein Anliegen der Reform bestand 

auch darin , dass wir das Ansehen der Berufsbildung heben 

und für eine größere Anzahl Jugendlicher attraktiv machen 

wollten. Schließlich ist es für die Betriebe interessant, 

Ingenieure mit einer Berufsausbildung zu bekommen. Das 

war ein großer Fehler früher, dass man Ingenieure mit einer 

ausschließlich theoretischen Bildung im Betrieb hatte . 

BI B B _ Wie werden die Prüfungen in dieses System inte ­

B I B B _ Wie verteilen sich die Anteile des Lernens und pro- griert? 

duktiven Arbeitens in dieser Zeit? 

IM S lAND _Das dritte und vierte Jahr der Berufsausbil­

dung im Betrieb ist so organisiert: Die halbe Zeit ist Lehr­

zeit, die andere Hälfte ist produktive Tätigkeit. Der prakti­

sche Teil wird in zwei Jahren durchgeführt. Die faktische 

"Lehrzeit" beträgt somit vier Jahre, allerdings mit einem 

produktiven Arbeitsjahr, das die Betriebe frei organisieren 

können. Auch die Lernzeit kann von den Betrieben ziem­

lich frei organisiert werden: integri ert im Arbeitsprozess, 

durch betrieblichen Unterricht oder durch die Berufsschu­

le. Ein Jahr Lernen im Betrieb wird auf zwe i Jahre verteilt. 

BI B B _ Wie wird die Berufsausbildung in Norwegen finan ­

ziert? 

IM S lAND _ Vereinfacht gesagt: Der Staat finanziert die 

Lernzeiten , die Betriebe bezahlen di e produktiven Arbeits­

leistungen in Form einer Ausbildungsvergütung. In den 
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IM S lAND _Es gibt einen Abschluss in den theoretischen 

Bereichen, im ersten und dann im zweiten Jahr. Man muss 

das erste Jahr bestanden haben , dann das zweite Jahr. Am 

Schluss gibt es eine praktisch -theoretische Prüfung, die 

von der Fachabteilung des Landes innerhalb des Landes­

bildungsministeriums unter Beteiligung von Arbeitgebern 

und Arbeitnehmern durchgeführt wird. Dieser Abschluss ist 

mit dem deutschen Facharbeiterbrief vergleichbar. 

BI B B _ Was passiert, wenn jemand die Ausbildung nicht 

beendet und vorher abbricht? 

IM S lAND _ Zum einen werden die jeweils erfolgreich 

durchlaufenen Ausbildungsjahre zertifiziert, zum anderen 

arbeiten wir auch mit so genannten Teilkompetenzen. Das 

ist wichtig für Menschen , die nicht die Möglichkeit haben, 

eine volle Ausbildung zu durchlaufen . Wenn alles modu ­

larisiert sein wird, bekommen sie den Abschluss dieser und 



jener Module bescheinigt. Das System ist noch nicht ganz 

fertig, aber es kommt. 

BI B B _ Wie werden erworbene Berufserfahrungen aner­

kannt? 

IM S LAND _ Wir arbeiten auch mit der Anerkennung der 

"Realkompetenz". Das ist die Summe dessen , was man in 

der Schule und im praktischen Leben gelernt hat. Was man 

richtig kann. Wie aber soll man das dokumentieren? Eini ­

ge Langzeit-Berufserfahrene sind inzwischen Mentoren für 

die Lehrlinge. Sie können auch eine Prüfung ablegen und 

sogar zur Uni gehen. 

In verschiedenen Industrie- und Handwerksbetrieben gibt 

es Aufgaben, für die man keine vollständige Fachausbil ­

dung benötigt, dort arbeiten diejenigen mit den Teilquali­

fikationen, aber sie können sich später voll qualifizieren. 

Vielfach liegen die Defizite weniger im intellektuellen Be­

reich als vielmehr am Mangel von Motivation und Selbst­

vertrauen. 

BI B B _ Was wird, wenn die ausgebildeten Fachkräfte zu 
einem anderen Betrieb wechseln? 

IM S LAND _ Man weiß, dass der Großbetrieb auch Fachar­

beiter ausbildet für die Kleinbetriebe. So ist das immer 

gewesen. Es ist besser, wenn ein neu qualifizierter Lehrling 

zur Konkurrenz geht als ein hoch qualifizierter Mitarbei­

ter. Das Ausbildungsverhältnis endet formell, wenn der 

Vertrag beendet ist. Früher war es in bestimmten Berufen 

so, dass die Lehrlinge traditionell dort blieben, aber formell 

musste man das natürlich nicht. Ist die Lehrzeit beendet, 

muss man sich um eine Anstellung bewerben. 

BI B B _Besteht nicht in der vollkommenen Freigabe der 
Lehrlinge für produktive Arbeiten insgesamt über ein 
ganzes Jahr die Gefahr, dass sie als billige Arbeitskräfte 
eingesetzt werden? 

IM S LAND _ Die Lehrlinge waren immer billige Arbeits­

kräfte , speziell im Handwerk. Das ist der Grund, warum die 

Handwerker immer Lehrlinge direkt von der Grundschule 

haben wollten, ein paar Tage in die Schule, der Rest als bil­

lige Arbeitskraft im Betrieb. Das ist ein ganz egoistischer 
Grund. Aber wenn man an das Kompetenzniveau der 

Bevölkerung denkt, dann funktioniert das nicht. Darum 

haben wir jetzt die zwei Jahre Schule. Das "produktive 
Jahr" als Teil der Berufsausbildung ist eine ehrliche Sache. 

Hier können die jungen Menschen Berufserfahrungen sam­

meln , sich an der Wertschöpfung beteiligen und sich 

bewähren - zugleich erhalten Sie eine Entlohnung. 

Grundstruktur des norwegischen Berufsbildungssystems nach der Reform 
von 1994 ' 

1. Jahr Grundkurs an Berufsschulen 

2. Jahr Fortgeschrittenenkurs an Berufsschulen 

3. Jahr Fortsetzung der Berufsausbildung 

an der Berufsschule 

Fortsetzung der Berufsausbildung 

in einem Betrieb 

.... Ende der Berufsausbildung 

4. Jahr Erwerbstätigkeit/Umschulung/ 

Besuch eines Vorbereitungskurses 

zum Erwerb der Hochschulreife 

Lernzeit 

(im Betrieb 

oder in 

Berufsschulen) 

Lernzeit 

(im Betrieb 

oder in 

Berufsschulen) 

Produktionszeit 

im Betrieb 

Produktionszeit 

im Betrieb 

.... Ende der Berufsausbildung 

IM S LAND _ Das unterscheidet sich von Deutschland nicht 

so sehr. Die allgemeinen Themen werden von normalen 

Lehrern durchgeführt, und der theoretische Teil, die Mathe­

matik , Sprachen wird zusammen mit der Fachpraxis ver­

mittelt. 

Die praktischen Lehrer waren früher Facharbeiter, die eine 

pädagogische und technische Ausbildung haben . Heute 

müssen alle Berufsschullehrer eine pädagogische Weiter­

bildung an der Lehrhochschule abschließen und eine Qua­

lifi zierung im Niveau der technischen Fachhochschule 

nachweisen. 

Wir haben auch spezielle Programme für die Ausbildung 

der Ausbilder. Wir wissen , dass Großbetriebe sehr gut qua­

lifizierte Ausbilder haben und eigene Ausbildungsabtei­

lungen und Spezialisten. In Klein - und Mittelbetrieben 

müssen sich die Menschen aber auch weiterqualifizieren. 

Verantwortlich hierfür ist auch die Fachausbildungsabtei­

lung des Landes. 

BIBB _ Die Schulen haben sich in Norwegen in ihrem 
Selbstverständnis als ausschließliche Schüler-Schule 
gewandelt und sich stärker für Weiterbildung geöffnet. Wie 
geht das? 

IMSLAND _Seit 1989 werden die Schulen zu so genann­

ten Ressourcen-Zentren ausgebaut. Man wollte Weiterbil ­

dung anbieten für die Öffentlichkeit und die private Indu­
strie. In Ragaland wird das in einer Stiftung organisiert, 

dem Rogaland-Kurs -und-Kompetenzzentrum. 

Es gibt 32 weiterführende Schulen, die mit dem Zentrum 

zusammenarbeiten und Weiterbildung an die private lndu­

B I B B _ Welche Qualifikation haben Lehrer und Ausbilder? strie verkaufen . Lehrer und Werkstätten in den Schulen 

sind daher hoch qualifiziert. Sie sind immer auf dem neu­

sten Stand der Planungen und Technologien, entwickeln in 
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Fachkonferenzen Seminare gemeinsam mit,Betriebsleuten. 

Das Geld , das sie in diesem System verdienen, geht an die 

Schulen, wird in die Weiterbildung der Lehrer und neue 

Technologien und internationale Projekte investiert. 

BI B B _ Heißt das, dass die Wirtschaft keine eigenen Wei­
terbildungszentren unterhält? 

IM S LAND _ Bei uns benötigt man keine Weiterbildungs­

zentren , die von Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerverbän­

den organisiert werden. Man nutzt die Infrastruktur des 

Landes, die freien Kapazitäten der Schulen, Werkstätten 

und Lehrer. Die Schule ist offen, tagsüber und abends, in 

den Ferien und an den Wochenenden. Man bietet Weiter­

bildung an , wenn sie benötigt wird . Die Schule hat dadurch 

eine viel höhere Anerkennung. 

"Die Schule ist offen, 

tagsüber und abends, in den Ferien 

und an den Wochenenden. " 

BI B B _ Wie wird die Verbindung zwischen Schule und 
Betrieb organisiert? 

IM S LAND _In Ragaland ist es eine Stiftung (Rogaland­

Kurs-und -Kompetenzzentrum). die eine Brücke schlägt 

zwischen den Schulen und der Betriebskultur. Die Stiftung 

kann besser mit den Betrieben über Preise und Konditio­

nen der Weiterbildung verhandeln und ist weitaus flexibler 

als eine bürokratische Organisation. Die Stiftung kann sich 

die besten Lehrer aussuchen für die jeweils benötigte Wei­

terbildung, schließt entweder Verträge mit den Lehrern oder 

den Schulen und bekommt dann vom Land eine Rechnung. 

Das System ist in ganz Norwegen ähnlich . Zwei Länder 

haben Aktiengesellschaften, zwei Länder haben in jeder 

Schule ein kleines Ressourcen-Zentrum. Wichtig ist: man 

sollte sich nicht abhängig machen von Arbeitsmarktbil­

dung und staatlichen Programmen . Wir haben eine Struk­

tur, die von Privatbetrieben finan ziert ist. Und wichtig ist 

weiter, dass die Weiterbildung für die Betriebe Priorität hat. 

BI B B _ Wie sehen Sie das norwegische System der Berufs­

ausbildung im europäischen Vergleich? 

IM S LAND _ Norwegen hat das beste Berufsbildungssystem 

der Welt - für Norwegen. Ich bin gespannt, welcher Stan­

dard sich für Europa durchsetzen wird. Der Wettbewerb um 

BI B B _ War das schon immer so, oder hat es hier ein die Qualifizierung der Arbeitskräfte in einem sich öffnen­

Umdenken gegeben? den europäischen Arbeitsmarkt hat erst begonnen. Es ist 

eigentlich unglaublich, dass wir Arbeitskräfte nur aus Eng-

1M S LAND _ In den 70er Jahren hatten wir auch Berufs- land , Dänemark, Schweden , Finnland importiert haben, 

ausbildungsabteiJungen bzw. Berufsschulen in den Betrie- nicht aber aus Deutschland. Warum? Weil sie englisch spre­

ben. Das kostete viel Geld: die Overheadkosten, Angestell- chen können. 

Anmerkung 

te, Lehrer, Organisatoren. Das ist teuer. Die Betriebe sag­

ten , wir zahlen für die Weiterbildung die variablen Kosten, 

wenn man sie benötigt. Dadurch kann man die Bildung 

und Weiterbildung effektivieren. Wir erhalten mit diesem 

System einen höheren Standard der Schulen und Geld für 

Investitionen. Jedes Jahr besuchen die Lehrer. Direktoren 

usw. Konferenzen , Messen in ganz Europa und natürlich in 

Deutschland. 

Damit ist eine Schule nicht mehr eine Schule, sondern ein 

Ressourcen-Zentrum für die ganze Region. Vor allem in 

den ländlichen Regionen hat man eine Stelle für lebens­

langes Lernen. 

I Das Gespräch (in deut scher Sprache} fand 

am 8 . I . 1999 in Berlin s tatt . Geführt 

wurde es von Konrad Kutt und Dietmar 

Zielke, Bundesinstitut für Berufsbildung. 

die auch die Transkription und A us wer­

tung besorgten. Es wurde weitgehend die 

Originalfassung der A ntworten übernom ­

men. 

40 BWP 5/1999 I 

BI 8 B _ Zum Abschluss bitte noch eine kurze Einschätzung 

des deutschen Bildungssystems. 

IM S LAND _ Man hat in Deutschland immer gewusst, dass 

man die beste Berufsausbildung der Welt hatte. Das war 

auch so. Vielleicht bis in die 80er-Jahre. Aber dann hat 

sich die Industriearbeit geändert, und man brauchte ande­

re Arbeitskräfte. Kein Land strukturiert sich um, ohne dass 

es muss - das ist normal. 

Ich war vor zwei Jahren auf dem BIBB-Kongress, das war 

für mich sehr konservativ ; man wollte keine Diskussion 

über das duale System haben. Wenn man von außen das 

duale System kritisiert, heißt das sofort: ach, ein Ausländer 

versteht nicht so genau. • 
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Wissenschaftlicher Dialog über 
Reformansätze - erstes Fazit 
aus dem deutsch-lateinamerika­
nischen Workshop 

UTE LAUR - ERNST 

• Auch die lateinamerikanischen Staaten ste-

hen vor neuen Herausforderungen in der 

Berufsbildung - bedingt durch die modernen 

Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien, den steigenden Wettbewerb und die glo-

bale Arbeitsteilung. Der internationale wis-

senschaftliehe Dialog mit deutschen Experten 

soll dazu beitragen, geeignete und zukunfts-

fähige Lösungsansätze für die anstehenden 

Reformen zu finden. 

Die Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Staaten 

Lateinamerikas im Bereich Berufsbildung hat Tradition . 

Dabei ist die Rolle des BIBB eng verknüpft mit den Aufga­

ben der GTZ. Diese eher sporadische und punktuelle Zu­

sammenarbeit soll künftig zu beiderseitigem Nutzen ver­

stetigt und intensiviert werden.' Es besteht offensichtlich 

in Late inamerika ein Informationsdefizit hinsichtlich der 

neuen ordnungspolitischen. curricularen und lernpsycho­

logischen Ansätze in der deutschen Berufsbildung. Mit ih­

nen möchte man sich j edoch systematischer befassen , um 

sie in Überlegungen zu eigenen Reformen einzubeziehen. 

Dabei so ll dem wissenschaft lichen Dialog künftig mehr 

Raum gegeben werden. Dies ist ausdrückliches Anliegen 

der im lateinamerikan ischen Netzwerk zur Berufsbildung 

(CINTERFOR) zusammengeschlossenen Partnerstaaten.2 

Der im Frühj ahr d ieses Jahres in Berlin gemeinsam mit 

dem CINTERFOR durchgeführte Workshop bildete einen 

Auftakt für di ese Kooperation . An ihm beteiligten sich 

Wissenschaftler und Berufsbildungsexperten der Politik aus 

sieben lateinamerikanischen Ländern: Argentinien , Brasi­

lien , Ch ile, Dominikanische Republik, Kolumbien, Nica ra­

gua und Uruguay. Vier komplexe Themen standen zur Dis­

kussion und wurden vor dem Hintergrund der aktuellen 

Reformbestrebungen in Lateinamerika einerseits und in 

Deutschland sowie generell in der EU andererseits behan­

delt: Qualitätss icherung und Qualitätsmanagement, Kosten 

und Finanzierung. Dezentralisierung und Regionalisierung 

sowie Qualifikations- und Lernprozessforschung. Da die 

Beiträge und Ergebnisse dieses Workshops in einer zwei­

sprachigen Dokumentation veröffentlicht werden, wird hier 

ni cht darauf eingegangen . Vie lmehr so llen hier einige 

übergreifende Aspekte aufgegriffen werden . die für die 

künfti ge wissenschaftliche Zusammenarbeit von grund ­

sätzlicher Bedeutung sind. 

So gilt es als Erstes , wenn von Lateinamerika die Rede ist, 

die enorme Bandbreite der beteiligten Länder im Auge zu 

behalten: Ihr ökonomischer Status, ihre soziokulturellen 

Besonderheiten, ihre politischen Orientierungen sowie ihre 

Geographie unterscheiden sich teilweise extrem. Die Situa­

tion z. B. in Brasilien ist total verschieden von j ener der 

karibischen Staaten; Peru ist nicht mit Argentinien gleich­

zusetzen oder Kolumbien mit Uruguay. Folglich stellen sich 

Aufbau und Weiterentwicklung der Berufsbildung in den 

lateinamerikanischen Staaten dehr unterschiedlich dar. Die 

spontan ähn li ch anmutenden Probleme sind faktisch alles 

andere als identisch und erfordern ausdrücklich national 

differenzierende Antworten. Konvergenzen sind meist nur 

auf einem hohen Abstraktionsniveau auszumachen. Sie be­

treffen weltweite Entwicklungen, wie Verbreitung der In ­

formationstechnologie. Verstärkung des Wettbewerbs­

drucks und eine globale Arbeitsteilung von hoher Dy na­

mik, denen j edoch landesspezifisch zu begegnen ist. 

Welche Berufsbildungspolitik und welche konkreten Maß­

nahmen bieten Chancen. mit diesen neuen Herausforde­

rungen fertig zu werden? Diese Frage wurde immer wieder 

auf dem Workshop aufgegriffen und zugleich der Mangel 

an geeigneten, rea listischen Reformstra tegien deutlich. Oft 

bleiben politische Aussagen zu allgemein, der notwendige 

Bezug zur Praxis lässt sich nur schwer herstellen. In vielen 

lateinamerikanischen Staaten fehlt überdies ein effektives 

Instrumentarium und eine funktionstüchtige Infrastruktur 

zur Umsetzung und Verbreitung von Neuerungen. Demzu­

folge bleiben aussichtsreiche Reformansä tze immer wieder 

frühzeitig stecken. Positive Erfahrungen mit vereinzelten , 
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lokal erprobten Innovationen lassen sich nicht transferie­

ren, weil die Bedingungen, unter denen sie sich bewährt 
haben , eben nicht an einem anderen Ort existieren oder 

dort nicht hergestellt werden können. Die für eine gewisse 

Zeit durchaus funktionierenden Pilotvorhaben greifen 

letztlich zu kurz. Es werden ",nseln der Veränderung" ge­

schaffen, aber nicht Wirkungspotentiale in einem Netz­

werk, die eine umfassende, breitenwirksame Reform der 

Berufsbildung in Gang setzen könnten. 

Mit dem Problem geeigneter Veränderungs- und Imple­

mentationsstrategien müssen wir uns ebenfalls in Deutsch­

land verstärkt auseinandersetzen. Auch bei uns gelingt die 

Umsetzung struktureller und inhaltlicher Innovationen in 

die Praxis trotz weitaus günstigerer Rahmenbedingungen 

als in Lateinamerika vielfach nur schwer und zeitlich ver­

zögert. Oie nationale und europäische Modellversuchspoli­

tik bedarf der Weiterentwicklung, damit sie ihre strategi­

sche Aufgabe angesichts der hohen Dynamik des sozio­

ökonomischen Umfeldes auch in Zukunft erfü llen kann. 

Hier bieten sich interessante Anknüpfungspunkte für einen 

intensiven wissenschaftlichen Dialog an. 

Festhalten 

an alten 

Strukturen 

birgt Risiken 

und einer einschlägigen 

Forschung. Sie geschieht zu 
wenig 3 

- mit der Konse ­

quenz einer häufig unzurei­

chend effizienten Verwen ­

dung von Mitteln. 

Neben diesen grundlegenden Fragen zur Gestaltung von 

Refo rmen tauchte in den Arbeitsgruppen wiederholt das 

Thema "Flexibilisierung" auf: Wie kann sich ein Bildungs­

system auf die sich schnell wandelnden Anforderungen 

einstellen, ohne Qualitätseinbußen in Kauf zu nehmen oder 

zu hohe Kosten zu verursachen? Einfache und allgemein 

gü ltige Antworten wurden weder von deutscher noch lat­

einamerikanischer Seite gegeben, waren auch nicht zu er­

warten. Es wurde j edoch sehr deutlich , dass ein Festhalten 

an alten Strukturen sowie an einheitlichen Normierungen 

in der Berufsbildung beachtliche Risiken für die Zukunft 

birgt. Im Bildungssektor, der prinzipiell langfristiger ori ­

entiert ist und sein muss als beispielsweise (betriebs-)wirt­

schaftliches Handeln , rächen sich Versäumnisse oder Fehler 

massiv erst nach mehreren Jahren. Ihre nachträgliche 

Auch in Lateinamerika Überwindung ist dann zudem überproportional zeit- und 

Anmerkungen 

I In diesem Sinne wurden z. B. Vereinbarun ­

gen über eine verstärkte Zusa mmenarbeit 

z wischen dem Bundesministerium für Bil­

dung und Forschung und den brasiliani ­

schen Partn erministerien geschlossen . 

2 CINTERFOR!ILO wurde 1961 als Initiator 

und Koordinierungse inheit für die Förde ­

rung der Z usammenarbeit zwischen Aus­

bildungsinstirutionen der Länder Amerikas 

gegründet. Neben praxisbezogenen Aus­

tauschmaßnahmen führen die Mirglieder 

von CINTERFOR Srudien und Forschungs ­

projekte durch, um die Weiterentwicklung 

der Berufsbildung auf eine tragfähige, wis ­

senschaftlich begründete Basis zu stellen. 

Der Hauptsitz von CINTERFOR ist seit 

I 963 Montevideo. Uruguay. Die Ressour­

cen werden von den im Netzwerk beteilig­

ten Mitgliedinstitutionen bereitgestellt. 

3 Eine Ausnahme bildet die von R. Stock ­

mann im Auftrag der CTZ vorgenommene 

wissenschaftliche Analyse von Entwick­

lungsprojekten in Lateinamerika. Stock ­

mann, Reinhard: Die Nachha ltigkeil von 

Berufsbildungsprojekten in Entwicklungs­

ländern . In : Vierz ig Jahre Berufsbildungs ­

zusammenarbeit mit Ländern der Dritten 

Welt. Hrsg .: W -D. Creinert. W Heitmann, 

R. Stockmann. B. Vest: Studien z ur Ver­

gleichenden Berufspädagogik (CTZ), 

Baden-Baden, I 997, S. 95- I 28 

4 Cuillermo Labarca: .,Education in Basic 

Ski lls and Training for Produclive Work ... 

In : International Review of Education. 

I 998. 44 (5/ 6). S. 413 -439 

5 CJNTERFOR (Hrsg.): Training, Labour and 

Knowledge. Heft 7 (papeles de Ia oficina 

tecn ica). Montevideo. 1999 
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kommt zudem die wissen­

schaftlich fundierte Eva­

luierung und Wirksamkeits­

analyse zu kurz, ganz 

gleich, ob es sich um natio ­

nale , bilaterale oder multila ­

terale Programme in der be­

ruflichen Aus- und Weiter­

bildung handelt. Der mögli­

che Erkenntnisgewinn sol­

cher teilweise mehrjähriger 

Maßnahmen wird nicht aus­

geschöpft und weiterver­

werteL So wird beispiels­

weise in der Entwicklungs­

zusammenarbeit oft noch 

immer an relativ starren 

Planungsinstrumenten fest­

gehalten, obwohl sie zugun­

sren prozessorientierter, 

lern-basierter und systemi­

scher Ansätze aufgegeben 

werden müssten. Diese sind 

zweifellos hoch komplex 

und auch ihrerseits zu­

nächst zu erproben, aber um 

sie auszuformulieren und 

für die internationale Zu­

sammenarbeit in der Berufs­

bildung praktikabel zu ma­

chen, bedarf es der systema­

tischen Auseinandersetzung 

I 

kostenaufwendig. Oie Antwort auf den Flexibilisierungs­

bedarf sollte aber nach Meinung der lateinamerikanischen 

Kollegen nicht zu einer völligen Dezentralisierung beruf­

licher Bildung und zur Überlassung der Verantwortlichkei­

ten auf lokaler Ebene führen. Damit besteht die Gefahr, 

dass grundlegende Qualifikationen, auf denen später auf­

gebaut werden kann , vernachlässigt werden, zugunsten ei­

ner raschen Beantwortung punktueller kurzfristiger Be­
darfe der örtlichen Industrie. ' Eine Minderung des Anteils 

an berufsrelevanten Basiskompetenzen (egal wie sie im 

konkreten Fall definiert werden) zugunsten hochspeziali­

sierten, kurzfristig verwertbaren, arbeitsplatzbezogenen 

Wissens und Könnens wird sich langfrist ig in Staaten mit 

generell niedrigeren Bildungsniveau höchst negativ aus­

wirken . Vor dem Hintergrund des weltweit anhaltenden 

Trends zur Höherqualifizierung bedarf es einer gemischten 

Strategie, die aktuelle Qualifikationsbedarfe mit einer vor­

aussc hauenden und fundierten Kompetenzentwicklung 

verbindet. Auch hierzu wird eine intensivere Diskussion 

mit europäischen und hier speziell mit deutschen Experten 

gewünscht, um Alternativen zu angloamerikanischen Kon­

zepten kennen zu lernen und auf transferierbare Elemente 

hin zu überprüfen. 

Diese sowohl generellen als auch speziellen im Workshop 

angesprochenen Themen bestätigen erneut die Notwendig­

keit einer internationalen Berufsbildungsforschung, die 

wissenschaftlich und problemlösungsorientiert arbeitet. 

Eine in diesem Sinne dauerhafte Kooperation des BIBB mit 

dem CINTERFOR eröffnet für beide Seiten Lernchancen 

und festigt die deutsch-lateinamerikanischen Beziehungen 

in der Berufsbildung. • 



BERUFE AKTUELL 

Neuordnung der Berufsaus­
bildung in der Bauwirtschaft 

HANS-DIETER HOCH 

• Am 1. August 1999 trat eine neue Verord-

nung über die Berufsausbildung in der Bau-

wirtschaft in Kraft. Die Ausbildungsverord-

nungerstreckt sich auf insgesamt 18 Bauberu-

fe. Dreizehn Bauberufe gelten für die Bereiche 

Industrie und Handwerk. Im Bereich der lndu-

AUSBILDUNGSPROFIL 

Für jeden Bauberuf wurde ein Ausbildungsprofil erarbei­

tet. Es enthält die wesentlichen Strukturmerkmale der Aus­

bildung und beschreibt übersichtlich und in knappen Wor­

ten die unterschiedlichen Arbeitsgebiete, für die sich Ge ­

sellen und Facharbeiter in der Bauwirtschaft aufgrund ihrer 

Ausbildung qualifiziert haben, und ihre beruflichen Qua­

lifikationen . Die Ausbildungsprofile werden in die Spra­

chen Englisch und Französisch übersetzt und zusammen 

mit der Ausbildungsordnung und dem Rahmenlehrplan für 

den Berufsschulunterricht im Bundesanzeiger veröffent­

licht. Sie sollen dem Facharbeiter- oder Gesellenbrief als 

Anlage beigefügt werden. 

BERUFSAUSBILDUNG IN ÜBERBETRIEBLICHEN 

AUSBILDUNGSSTÄTTEN 

Die Zeiten der Ausbildung in überbetrieblichen Ausbil ­

dungsstätten sind als Margen wie folgt geregelt: 

• im 1. Ausbildungsjahr zwischen 17 und 20 Wochen 

• im 2. Ausbildungsjahr zwischen 11 und 13 Wochen und 

• im 3. Ausbildungsjahr 4 Wochen. 

Die Entscheidung über die Dauer der überbetrieblichen 

Ausbildung im 1. und 2. Ausbildungsjahr trifft im Rahmen 

der Marge die zuständige Stelle (Handwerkskammer oder 

Industrie- und Handelskammer). Sie ist dem Ausbildungs­

vertrag zugrunde zu legen und gilt für die gesamte Aus­

bildungszeit. Hat die zuständige Stelle keine Regelung ge­

troffen , legt der Ausbildende (Ausbildungsbetrieb) die 

Dauer der überbetrieblichen Ausbildung fest. 

strie sind darüber hinaus weitere fünf Baube- NEUER AUSBILDUNGSBERUF SPEZIALTIEFBAUER 

rufe anerkannt. Der Spezialtiefbauer gehört zu den Berufen der Gruppe 
Tiefbau. Es handelt sich um einen neuen industriellen Aus­

bildungsberuf der zweiten Stufe. In der ersten Stufe wird 

der Ausbildungsgang als Tiefbaufacharbeiter im Schwer-

AUSBILDUNG IN INDUSTRIE UND HANDWERK 

Die Ausbildungsordnung legt zwe i ze itlich und sachlich 

aufeinander aufbauende Stufen der Berufsausbildung fest. 

Diese Regelung gilt für Industrie und Handwerk. Sie galt 

bisher nur für den Bereich der Industrie. 

Der Abschluss auf der zweiten Stufe wird nach insgesamt 

drei Jahren Berufsausbildung erreicht. Die zweite Stufe er­

streckt sich auf zehn Bauberufe in den Bereichen Industrie 

und Handwerk sowie auf weitere fünf Bauberufe im Be­

reich der Industrie. Die in Industrie und Handwerk einan­

der entsprechenden Bauberufe haben gleiche Berufsbe­

ze ichnungen . Für sie gelten gleiche Ausbildungsinhalte 

und gleiche Prüfungsanforderungen . 

Die erste Stufe schließt nach zwei Jahren Berufsausbildung 

mit den Berufen Hochbaufacharbeiter, Ausbaufacharbeiter 

oder Tiefbaufacharbeiter ab. 

punkt Brunnenbau- und Spezialtiefbauarbeiten durchge­

führt. 

EINHEITLICHE BERUFSBEZEICHNUNG: WÄRME-, 

KÄLTE- UND SCHALLSCHUTZISOLIERER 

Bisher lautete die Berufsbezeichnung für diesen Bauberuf 

im Bereich der Industrie Isoliermonteur. Nun gilt für diesen 

Ausbildungsgang in Industrie und Handwerk eine einheit­

liche Berufsbezeichnung. 

BERUFLICHE GRUNDBILDUNG 

Die berufliche Grundbildung wurde neu strukturiert und in 

die Bereiche Hochbau , Ausbau und Tiefbau unterteilt. Die 

für alle Bauberufe gleich lautenden Lernziele umfassen ei­

nen Zeitraum von 26 Wochen . Die fachübergreifenden 

I 
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Lernziele können im Zusammenhang mit den fachbezoge ­

nen Lernzielen in den Bereichen Hochbau, Ausbau und 

Tiefbau vermittelt werden. Für den Zeitraum von 18 Wo­

chen enthält die berufliche Grundbildung unterschiedliche 

Ausbildungsinhalte in den Bereichen Hochbau , Ausbau 

oder Tiefbau. In weiteren acht Wochen so ll en die Ausbil­

dungsinhalte im Betrieb unter Berücksichtigung betriebs­

bedingter Schwerpunkte sowie des individuellen Lernfort­

schritts vertieft vermittelt werden . 

BERUFLICHE FACHBILDUNG 

Die Ausbildungsinhalte der beruflichen Fachbildung wur­

den den heutigen Anforderungen in der Bauwirtschaft an­

gepasst. Sie sind als Lernziele beschrieben. Lernziele ori­

entieren sich an beruflichen Aufgabenstel lungen . Neue 

Ausbildungsinhalte beziehen sich vor allem auf die Ver­

wendung neuer Bau- und BauhUfsstoffe sowie auf den Ein­

satz von Geräten und Maschinen. Zusätzli ch enthä lt die 

berufliche Fachbildung für alle Berufe auf der zwe iten 

Stufe Ausbildungsinhalte, die sich auf Arbeiten im Bereich 

des Sanierens und Instandsetzens beziehen. Einen beson­

deren Stellenwert haben die fachübergreifenden Inhalte zur 

Arbe its- und Ablaufplanung auf der Baustelle, zur Durch­

führung qualitätssichernder Maßnahmen, zur Sicherheit 

gabe" kann die praktische Prüfung zur Erfassung der 

Handlungskompetenz künftig a ls Arbeitsprobe oder als 

"Mischung" aus Arbeitsprobe und Prüfungsstück durchge­

führt werden. Eine Mischung aus Arbeitsprobe und Prü ­

fungsstück kann den Prüfungsaufwand reduzieren und die 

Flexibilität der Durchführung der praktischen Prüfung er­

höhen , da in diesem Fall lediglich einzelne Phasen als 

Arbeitsprobe bewertet werden . 

und zum Gesundheitsschutz bei der Arbeit und zum Um- SCHRIFTLICHE PRÜFUNG 

weltschutz. . Sie findet jeweils in zwei fachbezogenen Prüfungsberei -

PRAKTISCHE PRÜFUNG 

Sie wird in Form einer "praktischen Aufgabe" durchge­

führt. Die "praktische Aufgabe" ermögl icht dem Prüfungs­

ausschuss einen größeren Spielraum bei der Durchführung 

der Prüfung. Bei der bisher verwendeten Arbeitsprobe ist 

nicht nur das Endergebnis, sondern der gesamte Arbeits­

ablauf Gegenstand der Bewertung. Beim Prüfungsstück 

wird dagegen nur das Endergebnis bewertet. Mit der in der 

neuen Ausbildungsordnung geregelten "praktischen Auf-
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chen und im Prüfungsbereich Wirtschafts - und Sozial­

kunde statt. Die fachbezogenen Prüfungsbereiche beziehen 

sich auf abgegrenzte Arbeitsgebiete. In Prüfungsbereichen 

lassen sich komplexe, umfassende Aufgaben stellen. Der 

Praxisbezug in der schriftlichen Prüfung wird dadurch 

stärker betont. 

BESTEHEN DER ABSCHLUSS- ODER 

GESELLEN PRÜFUNG 

Die Ausbildung wird auf der ersten Stufe mit der Ab­

schlussp rüfung und auf der zweiten Stufe mit der Ab­

schluss- oder Gesellenprüfung abgeschlossen. Auszubil­

dende mit einem Ausbildungsvertrag von dreijähriger 

Dauer, die die Abschluss- oder Gesellenprüfung nach drei 

Jahren (zweite Stufe) nicht bestehen, erhalten unter be­

stimmten Voraussetzungen den Facharbe iterabschluss der 

ersten Stufe. Hierzu muss der Prüfling in der Abschluss ­

oder Gesellenprüfung auf der zweiten Stufe im praktischen 

Teil mindestens eine ausreichende Leistung erbracht haben. 

Ferner muss er im schriftlichen Teil in einem der beiden 

fachbezogenen Prüfungsbereiche mindestens eine ausrei­

chende Leistung erzielt haben und darf in keinem dieser 

Prüfungsbereiche eine ungenügende Leistung vorweisen. 

Der Prüfling soll jedoch zuvor alle Möglichkeiten der Wie­

derholung ausschöpfen. 



RAHMENLEHRPLAN FÜR DEN BERUFSSCHUL­

UNTERRICHT 

Er wurde in Anlehnung an die Erfordernisse der betriebli­

chen Ausbildung ebenfalls überarbeitet. Der Rahmenlehr­

plan ist nach Lernfeldern strukturi ert und nicht mehr nach 

den traditionellen Schulfächern. Dadurch soll sich der Un­

terricht in der Beru fss chule mehr an ganzheitli chen Auf­

gabenstellungen orientieren . di e die Praxis auf der Bau­

stelle widerspiegeln (handlungsorientierter Unterricht) . 

SCHULISCH ES BERU FSGRU N OBI LDU NGSJAH R 

Der Rahmenlehrplan für das schulische Berufsg rundbil ­

dungsj ahr gliedert sich in Fachprax is und Fachtheorie. Der 

Rahmenlehrplan Fachprax is ist ebenfalls wie die berufliche 

Grundbildung in di e drei Bereiche Hochbau, Ausbau und 

Tiefb au unterteil t. Über den Zeitraum vo n 26 Wochen gel­

ten gleiche Lernfelder und gleiche Inhalte, in den weiteren 

26 Wochen unterschiedliche Lernfelder und Inhalte in den 

Bereichen. In der Fachtheo rie gelten im Rahmenlehrplan 

für all e Bauberufe einheitliche Lernfelder und Inhalte. 

Das sc huli sche Berufsgrundbildungsj ahr im Beru fs feld 

Bautechnik wird flächendeckend in Niedersachsen durch­

geführ t. In allen anderen Bundesländern gilt überwiegend 

die kooperativ durchgeführte be rufliche Gru ndbildung 

(Ausbildungsbetrieb und Berufsschule) . 

HINWEIS ZU DEN WEIBLICHEN BERUFS­

BEZEICHNUNGEN: 

Die neue Verordnung über die Berufsausbildung in der 

Bauwirtschaft nen nt für alle Bauberufe männliche und 

weibliche Berufsbezeichnungen. Aufgrund des Gesetzes zur 

Vereinheitli chung und Flex ibilisierung des Arbeitsze it­

rechts vom 6. 6. 1994 (BGBI. I S. 1170) tra t das bis zu die­

sem Zeitpunk t in einigen Bauberufen geltende Beschäfti ­

gungsverbot von Frauen außer Kraft. Deshalb werden nun 

für alle Bauberufe auch di e weiblichen Berufsbezeichnun­

gen genannt. 

Eine ausführlichere Darstellung der Kernpunkte der neuen 

Ausbildungsverordnung enthäl t die Broschüre .. Ab 1. Au­

gust 1999 eine neue Ausbildungsordnung: Berufsausbil ­

dung in der Sauwirtschaft".' 

Die neue Ausbildungsverordnung wurde gemeinsam mit 

zahlreichen Sachverständigen des Hauptverbandes der 

Deutschen Bauindustrie, des Zentralverbandes des Deut­

schen Baugewerbes und der Industriegewerkschaft Bauen­

Agrar-Umwelt im Bundesinstitu t für Berufsbildung ent ­

wickelt. Die Arbeiten wurden begleitet von Vertretern des 

Bundesministeriums für Bildung und Forschung sowie des 

Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolog ie. Zeit­

li ch parallel dazu ha t ein Rahmenlehrplanausschuss der 

Ständ igen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK) 

unter Federführung des Saarlandes einen neuen Rahmen-

Struktur der Berufsausbildung in der Bauwirtschaft (Stufenausbildung) 
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52 Wochen 

2. Stufe 

3. Ausbil­
dungsjahr 
Berufliche 
Fachbildung II 

104 Wochen 

2. Ausbil-
dungsjahr 
Berufliche 
Fachbildung I 

1. Stufe 

1. Ausbil­
dungsjahr 
Berufliche 
Grundbildung 

* Diese Ausbi ldungsberufe sind für die Industrie staatlich anerkannt. 
Zum Teil bilden auch Ausbi ldungsbetriebe des Handwerks in diesen 
Berufen aus. 

Iehrplan für den Berufsschulunterricht erarbeitet. Dieser ist 

mit dem Ausbildungsrahmenplan für den betrieblichen Teil 

der Ausbildung zeitlich und inhaltlich abgestimmt. • 

I 

Anmerk ungen 

Vgl auch die Anzeige auf der Rückseite dieses 

Heftes. 

Die .. Verordnung über die Berufsa usbildung in 

der Sau wirtscha ft " - unterteilt nach den Berei­

chen Hochbau, Ausbau und Tiefbau - kann 

eben fa lls über den W Bertelsmann Verlag bezo­

gen werden. 

BWP 517999 45 



REZENSIONEN 

Berufliche Bildung und betrieb­
liche Personalentwicklung 

RUDOLF HUSEMANN 

Betriebliche Innovations- und lernstrategien. 
lmplikationen für berufliche Bildungs- und 
betriebliche Personalentwicklungsprozesse. 

Gisela Dybowski, Armin Töpfer, Peter Dehnbostel. Jens King 

Bielefeld 1999, 274 Seiten, 35,- DM 

Der Band beschreibt ein Forschungsprojekt BILSTRAT. wel­

ches betrieblich organisierte Prozesse beruflicher Bildung 

im Rahmen von betrieblichen Reorganisationsstrategien im 

gesamten Wertschöpfungsprozess empirisch untersucht. 

Nicht nur personenbezogene Lernprozesse, sondern auch 

solche des Organisationellen Lernens werden in ihren Ent­

stehungs- und Organisationszusammenhängen in zehn 

Einzelbetrieben verfolgt und verglichen. 

Oie Autoren beschreiben ausführlich ihren interdisziplinä­

ren Forschungsansatz und die eingesetzten Methoden. Die 

Interdisziplinarität wird über die Kooperation des BIBB mit 

dem Lehrstuhl für marktorientierte Unternehmensführung 

der TU Dresden und der Gesellschaft für Managementbe­

ratung , Bildung und Arbe itsstudien (Dortmund) erzielt. 

Hinsichtlich der Methoden fällt der Schwerpunkt auf ver­

schiedene qualitative Methoden , die im Einzelnen darge ­

legt und begründet werden. Anschließend werden fünf For­

schungsschwerpunkte entwicke lt, darauf bezogene For­

schungshypothesen und ihre Vernetzung ausgebreitet und 

zu einem Forschungsdesign und einem theoretischen Rah­

men verdichtet. Die Komplexität und die Fülle der ausge­

breiteten Hypothesen lassen eine inhaltliche Wiedergabe 

im Rahmen einer Rezension nicht zu. Bemerkt sei , dass die 

Autoren das Material in seiner Systematik und in seiner 
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Reichhaltigkeit sprachlich und graphisch darstellen, sodass 

bei der weiteren Lektüre Referenzen im Theorie- und For­

schungsdesign leicht möglich sind. 

Den umfangreichen empirischen Teil leiten die Autoren mit 

Hinweisen auf die methodische Vergehensweise (haupt ­

sächlich leitfadengestützte Interviews mit Vertretern aus 

unterschiedlichen Belegschaftsgruppen) ein . Es wurde u. a . 

mit Methoden (Multi -Pick-up-Method , Language Proces­

sing) gearbeitet, die im qualitativen Bereich auch Vergleiche 

ermöglichen und bisher in der qualitativen Forschung zur 

Berufs- und Betriebspädagogik kaum eingesetzt werden. 

In der Darstellung der Reorganisationsprozesse und der da ­

bei vorfindliehen beruflichen Bildung gehen die Autoren 

systematisch nach Untersuchungsbetrieben und darin nach 

den einze lnen Untersuchungsfeldern (Forschungsschwer­

punkten) vor. Neben einer Kurzcharakteristik des Betriebes 

werden di e Reorganisationsvorhaben, die Arbeits- und 

Lernorganisation, die Qualifikationsanforderungen und 

Personalstrategien dargelegt. Angesichts der Spannbreite 

des Betriebssampies (Großbetriebe des Fahrzeugbaus und 

der Elektroindustrie, Maschinenbau , Bau- und Automobil ­

zu lieferer) bietet diese ausgebreitete Empirie einen detail ­

lierten Einblick in die gegenwärtigen Formen der betriebli ­

chen Weiterbildung, in ihren Zusammenhang mit anderen 

betrieblichen Strategien und Aufgabenfeldern und in ihren 

unternehmenspolitischen Stellenwert. Zusammenfassende 

resümierende inhaltliche Aussagen in der Rezension pas­

sen nicht zu der Intention der Autoren , hier gerade nicht 

zu vera llgemeinern , sondern auf die empirische Vielfalt zu 

verweisen. Wenn auch die Erfordernisse der Gruppen- und 

Teamarbeit das Bild der Qualifikationsanforderungen do­

miniert, so findet man doch ein vielschichtiges Spektrum 

von Methoden und Formen der Lernorganisation, um diese 

Qualifikationen zu erreichen. 

Ausgehend von den einleitend explizierten Forschungshy­

pothesen, Forschungsschwerpunkten und Methoden unter­

nehmen die Autoren eine Bewertung und einen Vergleich 

der Profile von drei ausgewählten Betrieben (Scoring). Hier 

zeigt sich , dass damit ein Vergleich des Entwicklungsni­

veaus von einzelnen Forschungskomplexen, bezogen auf 

die verschiedenen Unternehmen, möglich wird. Insbeson­

dere verweisen die Autoren darauf, dass dadurch Unter­

schiede zwischen der konzeptionellen (programmatischen) 

Ebene im Betrieb und den darauf bezogenen "Realprozes­

sen" sichtbar gemacht werden können. 

Ungeachtet der einzelbetrieblichen Vielfalt sehen die Au­

toren auch generelle unternehmensorganisatorische Trends 

bestätigt. so die Steigerung der betrieblichen Flexibilität, 

der Transparenz von innerbetrieblichen Abläufen, der An­

strengungen im "human ressources management", die Re­

duzierung der Hierarch ien , die Dezentralisierung von Ein­

heiten, die engere Verknüpfung von Produktion und 

Marktgeschehen. Auf der Ebene der Arbeits- und Lernor­

ganisation äußert sich dies ganz überwiegend im Trend zur 

Gruppenarbeit oder Projektarbeit in verschiedenen Formen, 



wobei zunehmend entsprechende Lernformen wi e z. B. nen, zu fördern und anzuerkennen und Wechselbeziehun­

Lerninseln zu find en sind , die meist aus der beruflichen gen zwischen individuellem, Gruppenlernen und Organi­

Erstausbildung übernommen werden. Bemerkenswert ist, sationslernen deutlicher aufeinander zu beziehen. 

dass die vergleichsweise einheitlichen Trends der Unter ­

nehmensreorganisation nicht gleichermaßen auf der Ebene 

der Arbeits- und Lernorganisation wieder zu finden sind . 

Dies scheint wiederum anders bei den Veränderungen der 

Qualifikationsanforderungen, die sich trotz aller Unschärfe 

generell in Richtung auf komplexere , schwierigere, mehr 

technikgestützte , mehr symbolhafte, mehr kommunikative 

und mehr dienstleistungsbezogene Anforderungen zu ent­

wickeln scheinen. Hier werden betrieblicherseits auch die 

Anforderungen an die Weiterentwicklung der beruflichen 

Erstausbildung gesehen. Als Trend sehen die Autoren auch , 

dass im Gesamtkomplex der Unternehmensstrategien die 

Bedingungen für einen betrieblichen positionellen Aufstieg 

über Weiterbildung kaum noch gegeben sind und dass al­

ternative Karriereansätze zu entwickeln seien. 

Im Anschluss an die Betriebsempirie werden als zukunfts­

orientierte Arbeits- und Lernformen die Gruppenarbeit und 

die Lerninsel anhand von drei ausgewählten Untersu ­

chungsbetrieben näher beschrieben. Diese Ausführungen 

geben einen detaillierten und differenzierten Einblick in 

die betriebliche Realität auch der darauf bezogenen Quali ­

fizierungsprozesse. Hier wird deutlich, dass in der Praxis 

in hohem Maße experimentiert und improvisiert wird , wo­

bei die Fülle der eingesetzten Lehr-/Lernmethoden und der 

Verknüpfungen mit der Arbeitsorganisation beeindruckt. 

Die Beispiele erwecken den Eindruck, dass in den Untersu ­

chungsbetrieben Weiterbildung auf einem hohen Niveau 

betrieben wird , aber auch , dass das Niveau der Weiterbil -

dung mit der Entwicklung der Arbeitsorganisation korre-

spondiert. Die Autoren zeigen dabei, dass neben der Orga-

nisation der "subjektive Faktor" zu bedenken sei, dass eine 

Entwicklung von neuen Formen der Arbeitsorganisation 

und darauf bezogene Qualifizierung nicht ohne problem­

bewusste und engag ierte Akteure auskommt, die für "die 

Sache" arbeiten und Kollegen durch Kooperation und Inte-

Aus dem bisher Gesagten ist unschwer erkennbar, dass der 

Band insgesamt deutlich forschungsorientiert gehalten ist. 

Der Ausweis von Forschungsmethodik, Empirie und Ana­

lyse machen ihn quasi zu einem Lehr- und Nachschlage­

werk im Forschungsfeld der betrieblichen Weiterbildung 

und Personalpolitik, zumal empirische Projekte hier ver­

gleichsweise rar sind . So ist die Lektüre zweifelsfrei Ge­

winn bringend für den einschlägigen Experten. Die Hypo­

thesen regen an zur Reflexion, wobei gelegentlich auch 

Kritisches in den Sinn kommt. Für das Verständnis des 

theoretischen und methodischen Rahmens scheint Erfah ­

rung im Forschungsfeld erforderlich , insbesondere bei der 

Aneignung der graphischen Darstellungen. Für die Lektüre 

des empirischen Teils, in dem die Unternehmensprofile ent­

faltet sind, ist Durchhaltekraft erforderlich , die aber durch 

Detailreichtum in der Darstellung belohnt wird. Sicherlich 

ist zu bemerken, dass eine solche Studie ein Forschungsfeld 

beschreibt, in welchem der Trend des Zusammenwirkens 

von betrieblicher Reorganisation und Qualifizierung eher 

positiv und fortgeschritten ist. In diesem Sinne ist zu fol­

gern, dass die Untersuchungsergebnisse zahlreiche Anre­

gungen und Hinweise für das breite Feld derjenigen Be­

triebe enthalten, in denen die Rahmenbedingungen weni­

ger positiv sind. Das Buch erweist sich damit sowohl als 

"Baustein" für die Professionalisierung der betrieblichen 

Weiterbildung als auch als "Steinbruch" für die Umsetzung 

in der betrieblichen Praxis. • 

Kernqualifikationen: Die beruf­
liche Basis in der IT-Technik 

gration begeistern. Als ein Beispiel für gruppenarbeitsbe- HENRIK SCHWARZ 

zogene Lernformen wird die Lerninse l beschri eben. 

Die Autoren sehen einen Trend der zunehmenden Bedeu­

tung von innerbetrieblichen arbeitsbezogenen Lernformen 

im Vergleich mit dem (außerbetrieblichen) "Off- the-job­

Lernen". Entsprechend empfehlen s ie, dass Konzepte ver­

knüpfter Arbeits- und Lernprozesse mehr zum Gegenstand 

der Berufsbildungsfo rschung zu mac hen se ien, dass die 

Forschung mehr di e Plurali tät und Dezentralis ierung von 

Lernorten zu berücksichtige n habe und dass bestehende 

Segmenti erungen (Aus- und Weiterbildung , betriebliche 

und Orga nisationsentwicklung und Berufsbildung) zu 

überwinden seien. Weiterhin sprechen sie sich dafür aus, 

das System und die Wege der berufli chen Bildung zu plu ­

ralisieren , Erfahrungswissen stärker systematisch zu erken -

Informations- und Telekommunikations­
technik. Kernqualifikationen 
Peter A. Kracke, Linus Beilschmidt 

Bad Hornburg vor der Höhe 1999, 388 Seiten 

Tabellenbuch Informations- und 
Telekommunikationstechnik 
Arzberger u. a . 

Bad Hornburg vor der Höhe 1998, 440 Seiten 

In Ihrem Betrieb g ibt es unterschiedliche Systemplattfor­

men ("Was sind nun wieder Systemplattformen .. . ?"), ein 

Mehrpla tzsystem und PCs als Sing le-User-Systeme (?) so­

wie unterschiedliche Software für gleichartige Aufgaben-
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REZENSIONEN 

Stellungen. Es gibt verschiedene Tabellenkalkulations- und 

Textverarbeitungsprogramme, Ihre Mitarbeiter haben ihre 

eigenen Vorlieben für bestimmte Programme, die außer­

dem in bestimmten Versionen vorliegen, so dass es beim 

Datenaustausch und bei der Datensicherung zu Problemen 

kommt. Was ist zu tun? Fragen Sie den Auszub ildenden. 

Das ist keine unrealistische Aufgabenstellung, wenn Sie in 

den neuen Berufen der Informations- und Telekommuni­

kationstechnik (IT) ausbilden oder Serviceleistungen von 

li-Firmen in Anspruch nehmen, die in diesen Berufen aus­

bilden. 

Das von Krac ke und Beilschmidt verfasste Lehrbuch be ­

zieht sich speziell auf die Vermittlung dieser gemeinsamen 

Kernqualifikationen aus kaufmännischer, technischer und 

informatikbezogener Sicht. Gliederung und Umfang des 

Stoffes orientieren sich an den schulischen Rahmenlehr ­

plänen. Mit den Abschnitten zur Projektorganisation , Do­

kumentation und Präsentation von IT -Systemen bietet das 

Lehrbuch zudem eine Unterstützung bei der Durchführung 

der betrieblichen Proj ektarbeit im Rahmen der Abschluss­

prüfung. 

Den neun Kapiteln sind j eweils kurze Ausgangsszenari en 

aus der betriebli chen Prax is vorangestellt, di e in das 
Im Gehlen Verlag ist das Lehrbuch ",nformations- und Te- Thema einführen und einen realistischen Praxisbezug her­

lekommunikationstechnik: Kernqualifikationen " erschie- stellen. Abgerund et werd en die e inze lnen Kapitel und 

nen. Zusammen mit einem Tabellenbuch zum se lben durch eine Zusammenfassung, die "Auf einen Blick" die 

Thema widmet es sich der schulischen und betrieblichen vorgestellten Inhalte noch einmal übersichtlich präsentiert. 

Ausbildung in den li-Berufen . Ne ben einer Einführung in betriebliche Orga nisat ions-

Seit 1997 kann in vier neuen dualen IT -Berufen ausgebil­

det werden. Die Berufe IT-System-Elektroniker/ -in, Fach­

informatiker/ -in , IT -System-Kaufmann/- frau und Informa­

tikkaufmann/-frau sind ein ErfolgsmodelL Bereits im zwei­

ten Jahr nach Einführung stieg die Zahl der Auszubilden­

den auf 14.000. Mit dem jetzt beginnenden neuen Ausbil ­

dungsjahr dürfte die Gesamtzahl der Ausbildungsplätze auf 

über 20.000 ansteigen. Unter den Ausbildungsbetrieben be­

finden sich auch viele, die über die neuen li-Berufe ers t­

mals für eine betriebliche Ausbildung gewonnen wurden. 

Oie neuen IT-Berufe sind geschäftsprozess- und kunden­

orientiert ausgerichtet, und die Ausbildungsrahmenpläne, 

die die inhaltlichen Vorgaben enthalten, sind so gestaltet, 

dass durch die Aufnahme fl ex ibler Bereiche den unter ­

schiedlichen Anforderungen der li- Hersteller- und An ­

wenderbetriebe Rechnung getragen wird . Die neuen li-Be­

rufe verfügen über eine dreigeteilte Struktur von gemein­

samen Kernqualifikationen , j e unterschiedlichen berufs­

spezifischen Fachqualifikationen sowie betriebsspezifischen 

Differenzierungsmöglichkeiten nach Einsatzgebieten oder 

Fachbereichen. 

Die so genannten Kernqualifikationen beinhalten gemein­

same Ausbildungsinhalte für alle vier Berufe und umfas­

sen ca. 50 Prozent der Ausbildungszeit Sie stellen eine am 

Geschäftsprozess orientierte, querfunktionale Verknüpfung 

grundlegender elektrotechnischer, informationstechnischer 

und betriebswirtsc haftlicher Fertigkeiten und Kenntnisse 

dar. Die im Ausbildungsrahmenplan ausgewiesenen Kern­

qualifikationen umfassen die Themenbereiche Ausbil ­

dungsbetrieb, Geschäfts- und Leistungsprozesse, Arbeitsor­

ganisation und Arbeitstechniken, li-Produkte und Märkte 

sowie Herstellen und Betreuen von Systemlösungen. 

Sie bilden das berufliche Fundament der IT-Fachkräfte und 

tragen dazu bei , dass die ausgebildeten !I-Fachkräfte ihre 

fachlichen Fähigkeiten flexibel den sich ändernden Anfor­

derungen anpassen können . 

48 
BWP 511999 I 

stru kturen und die Organisation von Geschäftsprozessen 

werden Themen zur Elektrotechnik und Informationsver­

arbeitung, einfachen und vernetzten IT -Systemen sowie 

zur Entwicklung, Betreuung und Präsentation von li -Sy­

stemen behandelt. Das Lehrbuch konzentriert sich darauf, 

grundlegende Sachverhalte knapp, aber verständlich dar­
zustellen und Zusammenhänge zu verdeutlichen. Die zahl ­

reichen grafischen Darstellungen sind in ihrer Redu zierung 

auf das Wesentliche ihrem Gegenstand angemessen. Ver­

zichtet wird auf Übungsaufgaben oder -projekte. Dies kann 

man vermissen. Einmal davon abgesehen , dass ihre Auf­

nahme sicherlich den Umfang gesprengt hätte , entgehen 
Kracke und Beilschmidt damit aber der Gefahr einer se­

quenziellen Abfrage isolierter technischer Fakten, deren 

Vermittlung am besten im Rahmen schulischer oder be ­

trieblicher praxisgerechter Projekte erfolgen sollte. Indem 

innerhalb praxisgerechter Ausbildungsprojekte Prinzipien 

und übergeordnete Strukturen aufgezeigt werden, kann das 

vorli egende Lehrbuch umgekehrt dazu beitragen, grundle­

gende und systematische Haltepunkte im "Chaos" der sich 

ständig verändernden betrieblichen Praxis zu vermitteln. 

Komplettiert wird dieses Lehrbuch zum Thema Kernquali­

fikationen durch ein "Tabellenbuch Informations- und Te­

lekommunikationstechnik", das neben Grundlagen zur Ma­

thematik , Physik , Chemie und Elektrotechnik und den für 

die Informations- und Telekommunikationstechnik rele­

vanten Kenngrößen nach DIN und anderer Regelwerke 

auch Regelungen und Grundlagen aus den Bereichen Or­

ganisation, Rechnungswesen und Marketing enthält. 

Das vorliegende Lehrbuch von Kracke und Beilschmidt bil ­

det in Einheit mit dem Tabellenbuch ein sehr gutes Ar­

beitsmittel für die schulische und betriebliche Ausbildung. 

Die Kombination aus Grundlagenvermittlung und einem in 

der täglichen Arbeit und Ausbildung gut handhabbaren -

auch separat zu aktualisierenden - Tabellen-Nachschlage­

werk ist sinnvoll und praxisgerecht Einziger Nachteil: 

Beide Bücher passen nicht in die Hosentasche.• 
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Am 1. August 1999 ist eine 
neue .. Verordnung über 
die Berufsausbildung in der 
Sauwirtschaft" in Kraft ge­
treten . Sie regelt die Berufs­
ausbildung für insgesamt 
18 Bauberufe. Seitdem gilt 
auch ein neuer Rahmenlehr­
plan für den Berufsschul­
unterricht. 

Die neue Ausbildungs­
ordnung enthält zahlreiche 
Neuerungen zur Stufung 
der Ausbildung, zur beruf­
lichen Grund- und Fach­
bildung, zur Gesellen- oder 
Abschlussprüfung sowie zur 
Berufsausbildung in über­
betrieblichen Ausbildungs­
stätten . Sie löst die Bauwirt­
schaft -Ausbild u ngsve ro rd­
nung von 1974 ab. 

Ab 1. August 1999 

e1ne neue 

Ausbildungsordnung: 

Berufsausbildung 

in der Bauwirtschaft 

Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung hat gemein­
sam mit dem Zentralverband 
des Deutschen Baugewerbes, 
der Industriegewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt und 
dem Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie eine 
Broschüre erarbeitet, in der 
die wesentlichen Aspekte der 
neuen Ausbildungsordnung 
im Überblick dargestellt wer­
den. Sie soll auch die Hinter­
gründe aufhellen und Ein­
sichten vermitteln, die zu 
den veränderten Regelungen 
geführt haben, und somit 
insgesamt zu einem besseren 
Verständnis beitragen. 
Der Anhang zeigt die Aus­
bildungsberufsbilderder 
Bauberufe zusammen mit 
den zeitlichen Richtwerten 
und einer kurzen Erläuterung. 

Die Broschüre wendet sich an 
alle an der Berufsausbildung 
in den Bauberufen Beteilig­
ten; das sind vor allem 
Ausbildungsbetriebe, 
Ausbilder auf den Baustellen 
und in überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten, Berufs­
schullehrer und natürlich 
auch Auszubildende, die 
einen Bauberuf erlernen 
wollen, sowie an die interes­
sierte Fachöffentlichkeit. 


